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Medium Datum Berichtstitel Autor/Autorin

Liechtensteiner 
Vaterland

18.01.2023 Neuer Richter wird Causa Jäger behandeln Julia Kaufmann

Liechtensteiner 
Volksblatt

27.01.2023 Das Versprechen aufrechterhalten: Erinnern in zweiter 
Generation

Sebastian Albrich

Liechtensteiner 
Volksblatt

27.01.2023 Bermann: «Sogar Spazieren im Park war Juden verbo-
ten» 

Bandi Koeck

Liechtensteiner 
Volksblatt

28.01.2023 Holocaust-Gedenktag: Stolpersteine gegen das Ver-
gessen 

ikr

Liechtensteiner 
Vaterland

28.01.2023 Erinnerung an die Opfer des Holocaust Simone Quaderer

Liechtensteiner 
Vaterland

09.02.2023 Neonazi wollte FL zum NS-Staat machen Julia Kaufmann

Liechtensteiner 
Vaterland

09.02.2023 Landtag stellt sich geschlossen gegen die «Europäi-
sche Aktion»

jka  
[Julia Kaufmann]

Liechtensteiner 
Volksblatt

09.02.2023 Leserbrief: Alltagsrassismus in Liechtenstein Vorstand der Jun-
gen Liste

Liechtensteiner 
Vaterland

16.02.2023 Das steckt hinter der «Innsbrucker Gang»: Klaus 
Tschütscher packt vor Gericht aus.

Elias Quaderer

Liechtensteiner 
Vaterland

14.03.2023 Anti-Rassismus ist Übungssache Gabriella Alvarez-
Hummel

Liechtensteiner 
Vaterland

22.03.2023 Bedrohungen nicht weiter zugenommen. Desirée Vogt

Liechtensteiner 
Vaterland

22.03.2023 Diskriminierung und gefährliche Drohung sind keine 
Bagatellen

Julia Kaufmann

Liechtensteiner 
Vaterland

22.03.2023 Ist doch nicht böse gemeint Simone Quaderer

Liechtensteiner 
Vaterland

25.03.2023 #toleranzistdeinrecht: Wer diskriminiert wird, kann 
und soll sich wehren

Julia Strauss

Liechtensteiner 
Vaterland

01.04.2023 Bedrohung der Grundrechte durch anlasslose Vorrats-
datenspeicherung

Stellungnahme 
der Fraktion der 
Freien Liste

Liechtensteiner 
Vaterland

26.04.2023 Regierungschef am Moneyval-Ministertreffen ikr [Information 
und Kommunikati-
on der Regierung]

Liechtensteiner 
Vaterland

03.05.2023 Schweizer Regierung unterstützt Holocaust-Memorial 
im Rheintal

pd

Liechtensteiner 
Vaterland

31.05.2023 Rechtsextremer muss zusätzlich 12 000 Franken  be-
zahlen

jka
[Julia Kaufmann]

Liechtensteiner 
Vaterland

10.06.2023 Was geschieht mit Kindern des dritten Geschlechts Julia Strauss

Liechtensteiner 
Vaterland

17.06.2023 Sapperlot: Der «Like-Göllawaga» zieht durch die So-
zialmedien

Julia Strauss

Liechtensteiner 
Vaterland

04.07.2023 Zivilcourage – ein Wert ohne Ablaufdatum  

Liechtensteiner 
Vaterland

08.07.2023 Digitaler Hass generiert Klicks und Likes Julia Strauss
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Liechtensteiner 
Vaterland

15.07.2023 Extremismusbericht: «Meldungen zu Hassreden ha-
ben zugenommen»

Red [Redaktion]

Wirtschaft 
Regional

04.08.2023 Landespolizei verzeichnete 2022 Rekord an Wirt-
schaftsdelikten

Cornelia Lehner

Liechtensteiner 
Vaterland

16.08.2023 Landtagspräsident: «Medienkompetenz zu fördern, ist 
das Gebot der Stunde»

Elias Quaderer

Liewo 20.08.2023 Landtagspräsident warnt vor Fake News  

Liewo 03.09.2023 Gleichbehandlung unterschiedlicher Glaubensrichtun-
gen

Nicole Öhri-Elkuch

Liewo 10.09.2023 Die Experten in den Komitees ms 
[Melanie Steiger]

Liechtensteiner 
Vaterland

14.09.2023 Nationale Meldestelle für Menschenhandel Julia Strauss

Liechtensteiner 
Vaterland

10.10.2023 Keine Liechtensteiner betroffen Patrik Schädler

Liechtensteiner 
Vaterland

14.10.2023 Land wäre vorbereitet auf Asylgesuche Gary Kaufmann

Liewo 22.10.2023 Wie schätzen Sie die Sicherheitslage im Land ein? 
[Umfrage unter den Parteien]

Redaktion

Liechtensteiner 
Vaterland

24.10.2023 Ein Kraftakt, der auch Chancen bietet Desirée Vogt

Liechtensteiner 
Vaterland

27.10.2023 Terrorfinanzierung über Kryptos: Wie hoch ist die Ge-
fahr in Liechtenstein?

Elias Quaderer

Liechtensteiner 
Vaterland

03.11.2023 Sapperlot: Eine Rüge des Auslandsexperten Georges 
Baur an Liechtenstein

Manuela Schädler

Liechtensteiner 
Vaterland

04.11.2023 Infoveranstaltungen zum Europaratsvorsitz Liechten-
steins

ikr

Liechtensteiner 
Vaterland

18.11.2023 Enttäuschender Vergleich [Leserbrief] Islamische 
Gemeinschaft 
im Fürstentum 
Liechtenstein

Liechtensteiner 
Vaterland

11.12.2023 Angelique Beldner: «Wir wären nicht hier, wenn alle 
Probleme gelöst wären»

Jael Hollenstein
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In Planken steht bereits fest, wie der Gemeinderat aussehen wird 
Sechs Kandidaten, sechs Sitze: Sofern sich nicht noch jemand meldet, ist vor den Wahlen schon klar, wer in den Plankner Gemeinderat einzieht. 

Die Parteien haben ihre Nomi-
nationsreigen abgeschlossen. 
Damit dürften die Kandidaten-
teams für die Gemeindewahlen 
am 5. März feststehen. Zwar 
wäre es für Kurzentschlossene 
noch möglich, sich aufstellen zu 
lassen. Aber sie müssten sich 
sputen: Bis am Freitag haben 
die Parteien ihre Wahlvorschlä-
ge einzureichen. 

In der Gemeinde Planken ist 
aber nicht nur klar, welche Kan-
didatinnen und Kandidaten ver-
suchen werden, einen Gemein-
deratssitz zu ergattern. Sondern 
es steht bereits vor den Wahlen 
fest, wie die Verteilung der Ge-

meinderatssitze aussehen wird – 
sofern sich nicht doch noch ein 
weiterer Gemeinderatskandidat 
meldet. Denn der Plankner Ge-
meinderat umfasst – wenn man 
das Vorsteheramt ausgeklam-
mert – sechs Sitze. Und sechs 
Gemeinderatskandidaten las-
sen sich für die Wahlen aufstel-
len – vier «FBPler» und zwei 
«VUler». Sprich: Es gibt so viele 
Gemeinderatskandidaten wie 
Gemeinderatssitze. 

Damit ist in der kleinsten 
Gemeinde des Landes nur noch  
offen, wer in den nächsten vier 
Jahren das Vorsteheramt inne-
haben wird. Hier tritt die jetzige 

Vizevorsteherin und Landtags-
abgeordnete Bettina Petzold-
Mähr (FBP) gegen den bisheri-
gen Vorsteher Rainer Beck (VU) 
an. 

Überzählige Mandate  
werden verteilt 
Manch einer wird nun aber ein-
wenden: Was ist aber, wenn eine 
der beiden Parteien besonders 
gut in Planken abschneiden soll-
te – so gut, dass ihr ein Mandat 
mehr zustehen würde als sie 
Kandidaten hat? Was würde bei-
spielsweise passieren, wenn das 
Zweier-Team der VU so viele 
Stimmen einheimst, dass es An-

spruch auf drei Gemeinderats-
sitze hätte?  

Auch in diesem Fall würden 
letztlich sämtliche sechs Ge-
meinderatskandidaten ein 
Mandat erhalten. Grund dafür 
ist eine Änderung des Gemein-
degesetzes im Jahr 2010: Seit-
dem gilt, dass überzählige  
Mandate an die anderen Wahl-
listen verteilt werden. Diese 
Regelung wurde den Unabhän-
gigen bei den Gemeindewahlen 
2015 zum Verhängnis. Ihr 
Schaaner Gemeinderatskandi-
dat Jack Quaderer holte so viele 
Stimmen, dass es für zwei Sitze 
im Gemeinderat gereicht hätte. 

Aber weil nur ein Kandidat auf 
dem DU-Wahlzettel stand, 
musste die Oppositionspartei 
das Mandat an die VU abgeben. 

Grund für Änderung:  
Plankner Wahlen 2003 
Auslöser für die Änderung des 
Gemeindegesetzes waren die 
2003er Gemeinderatswahlen 
in Planken. Damals erreichte 
die Freie Liste zwei Mandate, 
hatte aber nur einen Kandida-
ten aufgestellt. Vor zwanzig Jah-
ren löste man das Problem, in-
dem eine Nachwahl durchge-
führt wurde: Die Freie Liste 
stellte eine weitere Kandidatin. 

Ihre Wahl war aber – wie bei je-
der Nachwahl – letztlich reine 
Formsache. 

Die damalige Landtagsfrak-
tion der FBP stiess sich daran, 
dass mit dieser Regelung Kandi-
daten in den Gemeinderat ein-
ziehen konnten, die bei der ei-
gentlichen Wahl des Gemeinde-
rats gar nicht zur Auswahl 
standen. 2009 reichte sie darum 
eine parlamentarische Initiative 
ein: Künftig sollten überzählige 
Mandate auf die anderen Wahl-
listen verteilt werden. Im Juni 
2010 stimmte eine Mehrheit des 
Landtags dieser Änderung des 
Gemeindegesetzes zu. (equ)

Nach jetzigem Stand sind das die neuen sechs Plankner Gemeinderäte. Weil sich gleich viele Kandidaten aufstellen lassen, wie es Gemeinderatssitze gibt, ist die Zusammensetzung bereits ausgemachte Sache. 
Offen ist nur noch, wer in den nächsten vier Jahren Plankner Vorsteher sein wird. Bilder: zvg

Adrian Nüesch 

FBP, neu

Alexander Ritter 

FBP, bisher

Barbara Nigg 

FBP, bisher

Stefan Miescher 

FBP, neu

Elke Kaiser-Gantner 

VU, bisher

Hubert Eberle 

VU, neu
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Neuer Richter wird Causa Jäger behandeln 
Gegen den Pfarrer wird nicht nur wegen sexuellem Missbrauch ermittelt, sondern weiterhin wegen pornografischer Darstellung Minderjähriger. 

Julia Kaufmann 
 
Am 25. Oktober 2019 reichte ein 
Elternpaar aus Ruggell Anzeige 
gegen Thomas Jäger, den dama-
ligen Seelsorger der Gemeinde, 
ein. Der Vorwurf: Jäger soll die 
achtjährige Tochter, die Minis-
trantin in Ruggell war, unter 
dem Vorwand in das Pfarrhaus 
gelockt haben, ihr ein Ministran-
tenbüchlein geben zu wollen.  
In einem Fernsehbeitrag der 
«Rundschau» in Zusammenar-
beit mit kath.ch – dem Online-
portal der katholischen Kirche in 
der Schweiz – von Sommer 2022 
berichten die Eltern, dass Tho-
mas Jäger dem Mädchen das T-
Shirt hochgeschoben und es an 
der Brust massiert habe. Am 28. 
Oktober 2019 beantragte die 
Staatsanwaltschaft Vorerhebun-
gen wegen des Vergehens der 
pornografischen Darstellung 
Minderjähriger und des Ver-
dachts des Verbrechens des 
 sexuellen Missbrauchs von Un-
mündigen. Doch keine vier Mo-
nate später, nachdem die Anzei-
ge der Eltern bei der Landespo-
lizei eingegangen war, wurde 
das Strafverfahren wegen sexu-
ellem Missbrauch wieder einge-
stellt. Nach dem Ergebnis der 
Vorerhebung war die Staatsan-
waltschaft nicht davon ausge-
gangen, dass sexuelle Handlun-
gen von Thomas Jäger am be-
troffenen Mädchen beweisbar 
wären.  

Eine Hausdurchsuchung 
beim ehemaligen Seelsorger im 
November 2019 hatte dennoch 
einiges zu Tage gefördert. Die 

Beweise reichten aus, um Tho-
mas Jäger wegen der pornogra-
fischen Darstellung Minderjäh-
riger vor Gericht zu bringen.  

196 Internetseiten mit 
Kinderpornos entdeckt 
Die Beamten fanden in der 
Wohnung des ehemaligen Rug-
geller Seelsorgers unter ande-
rem selbstgedrehte Videos mit 
«klarem Fokus auf die kindliche 
Mädchenbrust», Hinweise auf 
den Konsum von Kinderporno-
grafie wie auch Indizien auf eine 
rechtsextreme Gesinnung. Etwa 
beinhalteten die Funde eine 
Ausgabe des Buches «Mein 
Kampf» von Adolf Hitler sowie 
eine Liste innländischer Neona-
zis. Noch im selben Monat wur-
de durch den Ruggeller Gemein-
derat ein Disziplinarverfahren 
eröffnet. Ebenfalls wurde die 
Anweisung an den Pfarrer er-
teilt, seinen Dienst bis zum Ab-
schluss der Strafermittlungen 
niederzulegen und jeden Um-
gang mit Kindern zu unterlas-
sen. Jäger erhielt per sofort ein 
Verbot, das Schulareal zu betre-
ten. Schliesslich legte Thomas 
Jäger sein Amt als Pfarrer von 
Ruggell am 18. Februar 2020 
mit sofortiger Wirkung nieder. 
Der Grund: Die Staatsanwalt-
schaft hat nur einen Tag später 
den Strafantrag wegen des Ver-
gehens der pornografischen 
Darstellung Minderjähriger er-
hoben. Der konkrete Verdacht 
gegen den ehemaligen Ruggel -
ler Seelsorger bestand darin, 
dass dieser wissentlich über das 
Internet auf Kinderpornografie 

zugegriffen habe. Die Regierung 
leitete ebenfalls ein Verfahren 
auf Erlass eines Berufsaus-
übungsverbots ein. Dieses wur-
de am 18. März 2020 unbefristet 
verhängt. Jäger fechtete das Ur-
teil an, dem wurde jedoch nicht 
stattgegeben.  

Schliesslich hätte sich der 
Ex-Pfarrer am 25. August 2020 
vor dem Landgericht verantwor-
ten sollen. Doch der Stuhl 
mitten im Verhandlungssaal 

blieb leer. Trotz zugestellter La-
dung war Thomas Jäger nicht 
 erschienen. Er liess sich ent-
schuldigen und gab als Grund 
an, coronabedingt nicht von 
Deutschland nach Liechtenstein 
zu reisen. Die Verhandlung wur-
de in seiner Abwesenheit durch-
geführt. Insgesamt 196 Inter-
netseiten mit pornografischem 
Inhalt mit Kindern und Jugend-
lichen hatte der Forensiker der 
Landespolizei im Browser-Ver-

lauf von Thomas Jägers Mobilte-
lefon gefunden. Ebenso eine 
Bilddatei und vier Videos. Ob-
wohl der Ex-Pfarrer seine Un-
schuld beteuerte, reichte die Be-
weislast für die Staatsanwalt-
schaft und den Richter, um den 
ehemaligen Seelsorger schuldig 
zu sprechen. Er wurde zu einer 
teilbedingten Geldstrafe in 
Höhe von 27 000 Franken ver-
urteilt. 12 000 Franken hätte Jä-
ger gleich bezahlen müssen, 

wäre das Urteil rechtskräftig ge-
worden. Doch so weit ist es bis 
heute nicht gekommen.  

Ob Gutachten nun vorliegt, 
bleibt vorerst unbeantwortet 
Der Verteidiger von Thomas Jä-
ger meldete nach dem Urteil im 
August 2020 umgehend Beru-
fung an. Das Obergericht hob 
das erstinstanzliche Urteil auf 
und spielte den Ball ans Landge-
richt zurück. Der Fall muss 
damit neu aufgerollt werden. 

Weshalb auch über zwei Jah-
re später nichts vorwärtsgegan-
gen ist, liegt daran, dass ein IT-
Sachverständiger ein Gutachten 
in Ergänzung der bisherigen 
Auswertungen des Datenbe-
standes hätte erstellen sollen. 
Doch dem Experten wurde der 
Auftrag schliesslich entzogen, 
da er trotz dem Hinweis auf 
Dringlichkeit das Gutachten 
nicht erstattet hatte. Erst, wenn 
das Gutachten vorliegt, kann das 
Gerichtsverfahren in die zweite 
Runde gehen. Deshalb wurde 
ein zweiter Sachverständiger 
 beauftragt. Ob das Gutachten 
mittlerweile vorliegt, darüber 
konnte das Landgericht gestern 
keine Auskunft geben. Denn der 
betreffende Akt befinde sich 
derzeit bei der Staatsanwalt-
schaft und dieser sei jedenfalls 
notwendig, um die Frage zu be-
antworten. Dennoch konnte das 
Landgericht bestätigen, dass 
seit dem 1. Januar 2023 ein 
neuer Richter für den Fall Jäger 
zuständig ist. «Der Grund für 
den Richterwechsel liegt in der 
Pensionierung des Vorgängers.»  

Die Schlagzeilen um den ehemaligen Ruggeller Pfarrer wollen nicht abreissen. Bild: TS ( 30.8.2019)
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Schwerpunkt Holocaust-Gedenktag

8�|�Inland 

Das Versprechen aufrechterhalten: 
Erinnern in zweiter Generation
Letzte Zeugen Erinnern, wenn jene, die es erleben mussten, nicht mehr unter uns sind. Die Worte jener Menschen nicht 
vergessen, in deren Leben die Shoa – der Holocaust – tiefe  Narben hinterliess. Ihren Schwur «Nie wieder!» weitertragen. Da-
rauf läuft die Auseinandersetzung mit dem Holocaust für jetzige und künftige Generationen immer mehr hinaus. 

VON SEBASTIAN ALBRICH

Die letzten Überlebenden 
des Holocaust werden mit 
jedem Jahr, gar Monat we-
niger. Der Erhalt ihrer Er-

fahrungen und Erinnerungen wird 
immer wichtiger. Eine Tatsache, die 
auch das in diesem Jahr erschiene-
nen Buch «The last Swiss Holocaust 
Survivors» der Schweizer Gamaraal 
Stiftung in sich trägt. Nicht nur in 
seinem Titel, sondern auch durch 
das Wissen, dass von den 22 Holo-
caust-Überlebenden, die hier por-
traitiert wurden, lediglich 10 den Er-
scheinungstag erlebten. Auch wenn 
sie nicht mehr unter uns weilen, sind 
ihre Erinnerungen in den für das 
Buch geführten Interviews verewigt. 
Nicht in langen Erzählungen, son-
dern mit einem eindrücklichen Por-
trätfoto und kurzen Zitaten, die sich 
auf einen Aspekt ihrer Erfahrung 
konzentrieren. Die für dieses Buch 
gewählte Form lässt Lesern keine 
Möglichkeit, sich in lange Lebensge-
schichten zu fl üchten und zwischen 
historischen Einordnungen emotio-
nal abzuschotten. Die körperliche 
Brutalität und emotionale Gewalt 
dessen, was den Überlebenden und 
jenen, die dieses Glück nicht hat-
ten, wiederfahren ist, triff t dadurch 
umso mehr. 

Hoffungslosigkeit
Festgehalten sind einzelne Momente 
wie die letzten Erinnerungen an El-
tern, Geschwister und Verwandte, 
bevor sie für immer in der «Vernich-
tungsindustrie» des Holocaust ver-
schwanden. Sie zeigen, wozu Men-

schen, Nachbarn, Doktoren – nicht 
Barbaren oder Monster – in der Lage 
sind. Die niedergeschriebenen Erin-
nerungen spiegeln jedoch nicht nur 
die Gräueltaten des Holocaust wider, 
sondern auch die Hoffnungslosigkeit, 
die sich in den Überlebenden breit-
machte: «Fast meine ganze Familie 
verschwand während des Holocaust. 
Einzig meine Cousine kehrte aus 
Auschwitz zurück», beginnt Jeanette 
Hadzis ihre Erzählung. «Immer zur 
Schlafenszeit legte sie ein altes Stück 
Seife auf ihren Nachttisch. Mama 
fragte: ‹Schatz, wir haben Seife. War-
um behältst du dieses alte, schon 
ganz grau gewordene Stück?› Sie ant-
wortete nie. Später, als wir ein Zim-
mer teilten, sagte ich ihr eines 
Abends, dass ich nicht eher schlafen 
würde, bis sie mir das Geheimnis die-
ser alten Seife erzählt habe. Weinend 

sagte sie mir, dass diese Seife viel-
leicht den Körper ihrer Mutter und 
den ihres Vaters enthalte. In jener 
Nacht begann die Trauer um unsere 
Familie. Wir verloren die Hoffnung, 
sie jemals wiederzusehen.» 

«Nie wieder!»
Alle der heute noch lebenden Holo-
caust-Überlebenden waren während 
des Holocaust Kinder. Kinder, die 
sich ihr ganzes Leben lang schuldigt 
fühlten, dass gerade sie überlebten. 
So auch Christa Markovits: «Ich hatte 
immer Glück. Meine Cousine, meine 
Tante, mein Onkel, sie alle wurden 
ermordet. Und ich bin ohne Ver-
dienst am Leben geblieben – ver-
steckt im Kloster, versteckt in Buda-
pest. Das habe ich nicht verdient. Ich 
habe das Glück nicht verdient.» 
Aus dieser Schuld entstand auch ein 
Verantwortungsgefühl, das sich im 
Versprechen «Nie wieder!» und dem 
Weitertragen all dieser schmerzvol-
len Erinnerungen manifestiert. So 
fasste Ladislaus Löb, Überlebender 
des KZ Bergen-Belsen, seine Verant-
wortung wie folgt zusammen: «So-
lange ich noch da bin, muss ich alles 
unternehmen, damit sich die Ge-

schichte nicht wiederholt.» Er ver-
starb im Oktober 2021. Womit es nun 
die Aufgabe jener ist, mit denen er 
und so viele andere Überlebende ihre 
Erinnerungen teilten, diese wachzu-
halten.

Weiter tragen
«Wer vom Holocaust nichts weiss, 
versteht nicht, wie fragil eine Demo-
kratie und wie verletzlich die Men-
schenrechte sind», unterstreicht Ani-
ta Winter, Präsidentin der Gamaraal-
Stiftung und Herausgeberin des Bu-
ches die Wichtigkeit, dass der Holo-
caust und die Erfahrungen der Über-
lebenden nicht in Vergessenheit gera-
ten. Denn sie zeigen, dass der Holo-
caust nicht unbeschreiblich oder un-
vorstellbar ist. «Er war nicht das 
Werk einer primitiven Gesellschaft, 
sondern einer Kulturnation», betont 
Gregor Spuhler vom Archiv für Zeit-
geschichte in seinem Vorwort zum 
Buch: «Die Zeitzeuginnen und Zeit-
zeugen sprechen nicht von Barbaren 
und Bestien, sondern von anderen 
Menschen – Menschen, die sie grau-
sam quälten, die ‹nur ihre Pflicht› ta-
ten, die zu- oder wegschauten oder 
die zu helfen versuchten.»

Während der Entstehung des Buches 
wurden die gesammelten Bild- und 
Tondokumente auch in einer digitalen 
Ausstellung vereint. Scannen Sie den 
QR-Code, um diese zu betreten.

Über das Buch
Gamaraal Foundation (Hrsg.)/Anita Winter

«The Last Swiss Holocaust Survivors»
Porträts von Überlebenden, die in der 

Schweiz eine neue Heimat gefunden haben 

ISBN 978-3-7272-6159-6

Erschienen im Stämpfli Verlag

www. www.staempfl iverlag.com

Sechs Menschen, sechs Überlebende, deren Erinnerungen im Buch und der Ausstellung «The Last Swiss Holocaust Survivors» festgehalten sind. Drei der sechs hier 
abgebildeten Personen sind jedoch bereits verstorben (von oben, nach rechts): Gabor Hirsch (verstorben), Nina Weil, Ladislaus Löb (verstorben), Fishel Rabinowicz, 
Walter Strauss (verstorben) und Agnes Hirschi. (Fotos: ZVG/Gamaaral Stiftung)

18. Holocaust-
Gedenktag in 
Liechtenstein
Der 18. Holocaust-Gedenktag der 
Regierung widmet sich heute Frei-
tag, den 27. Januar, von 12.15 bis 
13.15 Uhr, im Rathaussaal Vaduz 
dem Stolperstein-Projekt des Köl-
ner Künstlers Gunter Demnig, der 
kürzlichen Verlegung der ersten 
zwei Stolpersteine in Vaduz und der 
damit verbundenen Geschichte von 
Alfred und Gertrud Rotter-Schaie. 
Bis heute wurden europaweit mehr 
als 95 000 Stolpersteine in 31 Län-
dern, darunter auch Liechtenstein, 
seit dem 31. August 2022 (das 
«Volksblatt» berichtete), verlegt, 
um an den Holocaust und dessen 
Opfer zu erinnern. In den 10x10x10 
cm grossen Betonquader sind je-
weils Name, Leben- und Sterbeda-
ten eines Opfers des NS-Regimes 
eingraviert. Die diesjährigen Ge-
denkfeierlichkeiten sollen daher 
das Engagement der liechtensteini-
schen Initiativgruppe zu den Stol-
persteinen beleuchten und die ein-
heimische Geschichte in der Zeit 
des Nationalsozialismus in Form ei-
ner Podiumsdiskussion wachhalten. 
Die Gedenkfeierlichkeiten wurden 
in enger Kooperation mit dem Ver-
ein der Liechtensteiner Freunde von 
Yad Vashem organisiert.

Programm
  Grussworte: Klemens Jansen, Präsident 

des Vereins der Liechtensteiner Freunde 
von Yad Vashem

  Eröffnungsrede: Dominique Hasler, 
Regierungsrätin

  Moderierte Paneldiskussion: Es disku-
tieren Katja Demnig (Stiftung – Spuren 
– Gunter Demnig), Fabian Frommelt 
(Mitglied der liechtensteinischen Stol-
perstein-Initiativgruppe) und Peter Gei-
ger (Historiker)
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Aus der Region
Finanzkommission 
kürzt Personalkosten
ST. GALLEN Die Finanzkommission des 
St. Galler Kantonsrats hat den Aufga-
ben- und Finanzplan der Regierung 
mit einigen Abstrichen genehmigt. 
So sollen die Personalausgaben um 
2,5 Millionen Franken reduziert wer-
den. Die Beratung findet in der kom-
menden Februarsession statt. Die St. 
Galler Regierung rechnet für die Jah-
re von 2024 bis 2026 mit Defiziten 
von jährlich 200 Millionen Franken. 
Unter anderem wirken sich die bei-
den Steuersenkungen aus, welche die 
Mehrheit des Kantonsrats 2021 und 
2022 durchgesetzt hat. Weitere An-
passungen bei den Steuern – etwa zu-
gunsten des Mittelstandes – stehen 
noch 2023 auf dem Programm. Die 
Finanzkommission habe den Aufga-
ben- und Finanzplan (AFP) geneh-
migt, heisst es in der Mitteilung der 
Staatskanzlei vom Donnerstag. Ver-
langt werden allerdings einige An-
passungen. Diese betreffen den Per-
sonalaufwand und dort den Teue-
rungsausgleich sowie die zusätzli-
chen Stellen für die Digitalisierung. 
Für die Teuerung schlägt die Regie-
rung einen Ausgleich von 1,7 Prozent 
vor. Die Finanzkommission will nur 
1,4 Prozent genehmigen. «Selbstver-
ständlich» müsse dieser Wert in der 
Budgetberatung im November 2023 
bei Vorliegen der dann aktuellen In-
f lationsrate neu beurteilt werden, 
heisst es in der Mitteilung. Die Stär-
kung der personellen Ressourcen für 
IT-Vorhaben war in der Kommission 
zwar unbestritten. Die von der Regie-
rung vorgeschlagenen zusätzlichen 
Mittel werden aber von 4,5 auf auf 2 
Millionen Franken gekürzt. Zusätzli-
che Stellen sollen durch Einsparun-
gen an anderen Orten finanziert wer-
den. Die Probleme mit dem neuen 
Lohnsystem (Nelo) will die Finanz-
kommission «grossmehrheitlich» erst 
dann an die Hand nehmen, wenn die 
Resultate des angekündigten «Re-
views Lohnsystem» vorliegen. Sie 
will sich im März und Mai damit be-
fassen. Klagen über das neue Lohn-
system gibt es etwa vom Verband der 
Kantonspolizei. Es gebe praktisch 
keine Entwicklung bei den Gehältern 
mehr. Dies sei ein Grund für die Per-
sonalprobleme der Kantonspolizei 
mit den vielen Kündigungen, hiess es 
in einer Mitteilung.  (sda)

Aus der Region
Initiative für
mehr Kinderschutz
zustande gekommen
HERISAU/FRAUENFELD In Appenzell 
Ausserrhoden ist die kantonale 
Volksinitiative «Kein Zwang gegen 
Kinder und Jugendliche (Kinder-
schutzinitiative)» zustande gekom-
men. Es wurden 388 gültige Unter-
schriften eingereicht, wie der Kan-
ton am Donnerstag mitteilte. Die 
Idee wurde während der Corona-
pandemie im Kanton Thurgau gebo-
ren. Die Initianten forderten «keine 
Masken, keine Impfung, keine Ab-
standsregeln für Kinder und Jugend-
liche ohne Zustimmung der Eltern». 
Die Sammelfrist für die Initiative 
«Kein Zwang gegen Kinder und Ju-
gendliche» verstrich im Kanton 
Thurgau Anfang 2023 – statt der nö-
tigen 4000 Unterschriften gingen 
nur 3684 beglaubigte Unterschriften 
ein – bei einem Bevölkerungsstand 
von rund 270 000 Personen. Appen-
zell Ausserrhoden hat rund 55 000 
Einwohnerinnen und Einwohner. 
Für eine Initiative sind lediglich 300 
Unterschriften notwendig. Am Don-
nerstag hat der Regierungsrat das 
Zustandekommen der Initiative im 
Kanton Appenzell Ausserrhoden 
festgestellt. Am 22. Dezember 2022 
habe das Initiativkomitee die kanto-
nale Volksinitiative mit 388 gültigen 
Unterschriften eingereicht, wie es 
im Communiqué weiter heisst. Die 
«Kinderschutzinitiative» hat gemäss 
Initiativkomitee zum Ziel, die Selbst-
bestimmung und Eigenverantwor-
tung zu stärken. Diese Forderung 
soll im kantonalen Volksschulgesetz 
abgebildet werden, das derzeit total-
revidiert wird.  (sda)

Die Stolpersteine in Vaduz. Diese erinnern an die tragische Geschichte von Alfred und Gertrud Rotter-Schaie. (Foto: Michael Zanghellini)

Holocaust-Gedenktag: 
Stolpersteine gegen das Vergessen
Schoa Im Rahmen des
Internationalen Tags des 
Gedenkens an die Opfer
des Holocausts fand am 
Freitag erneut ein Gedenk-
anlass in Vaduz statt. 

Die Gedenkfeierlichkei-
ten widmeten sich dem 
Stolperstein-Projekt des 
Kölner Künstlers Gunter 

Demnig. Kürzlich wurden die ers-
ten zwei Stolpersteine in Vaduz ver-
legt. Diese erinnern an die tragische 
Geschichte von Alfred und Gertrud 
Rotter-Schaie. In ihrer Rede habe 
Regierungsrätin Dominique Hasler 
betont, dass das Stolperstein-Projekt 
einen bedeutenden Beitrag zur Er-
innerungskultur in Europa leistet, 
teilte die Regierung mit. 
Am 27. Januar 1945 befreiten Solda-
ten der Roten Armee das Konzentra-
tionslager Auschwitz-Birkenau, in 

dem mehr als eine Million Menschen 
ermordet wurden. Der Tag der Be-

freiung jährt sich zum 78. Mal. Seit 
2002 gedenken die Mitgliedsstaaten 

Europas an diesem Tag der Opfer des 
Holocausts. An diesen Gedenkfeiern 
beteiligt sich seit Jahren auch Liech-
tenstein. Dieses Jahr sei die Arbeit 
der «Stiftung – SPUREN – Gunter 
Demnig», das Engagement der liech-
tensteinischen Stolperstein-Initiativ-
gruppe und die einheimische Ge-
schichte in der Zeit des Nationalsozi-
alismus im Rampenlicht gestanden.

«Begegnen im täglichen Leben»
Wie die Regierung schreibt, habe 
Aussen- und Bildungsministerin Do-
minique Hasler in ihrer Eröffnungs-
rede die Bedeutung des Stolperstein-
Projekts unterstrichen: «Den verleg-
ten Stolpersteinen begegnen wir im 
täglichen Leben, mitten in unserem 
Alltag und meist unerwartet. Wir be-
gegnen den Stolpersteinen an Orten, 
wo heute Menschen leben und frü-
her Opfer gelebt haben. Durch diese 
Initiative der Stolpersteine werden 
Namen benannt und individuelle 
Geschichten erzählt.»  (red/ikr)

Schwerpunkt Holocaust-Gedenktag

Das Versprechen aufrechterhalten: 
Erinnern in zweiter Generation
Letzte Zeugen Erinnern, wenn jene, die es erleben mussten, nicht mehr unter uns sind. Die Worte jener Menschen nicht 
vergessen, in deren Leben die Shoa – der Holocaust – tiefe  Narben hinterliess. Ihren Schwur «Nie wieder!» weitertragen. Da-
rauf läuft die Auseinandersetzung mit dem Holocaust für jetzige und künftige Generationen immer mehr hinaus. 

VON SEBASTIAN ALBRICH

Die letzten Überlebenden 
des Holocaust werden mit 
jedem Jahr, gar Monat we-
niger. Der Erhalt ihrer Er-

fahrungen und Erinnerungen wird 
immer wichtiger. Eine Tatsache, die 
auch das in diesem Jahr erschiene-
nen Buch «The last Swiss Holocaust 
Survivors» der Schweizer Gamaraal 
Stiftung in sich trägt. Nicht nur in 
seinem Titel, sondern auch durch 
das Wissen, dass von den 22 Holo-
caust-Überlebenden, die hier por-
traitiert wurden, lediglich 10 den Er-
scheinungstag erlebten. Auch wenn 
sie nicht mehr unter uns weilen, sind 
ihre Erinnerungen in den für das 
Buch geführten Interviews verewigt. 
Nicht in langen Erzählungen, son-
dern mit einem eindrücklichen Por-
trätfoto und kurzen Zitaten, die sich 
auf einen Aspekt ihrer Erfahrung 
konzentrieren. Die für dieses Buch 
gewählte Form lässt Lesern keine 
Möglichkeit, sich in lange Lebensge-
schichten zu fl üchten und zwischen 
historischen Einordnungen emotio-
nal abzuschotten. Die körperliche 
Brutalität und emotionale Gewalt 
dessen, was den Überlebenden und 
jenen, die dieses Glück nicht hat-
ten, wiederfahren ist, triff t dadurch 
umso mehr. 

Hoffungslosigkeit
Festgehalten sind einzelne Momente 
wie die letzten Erinnerungen an El-
tern, Geschwister und Verwandte, 
bevor sie für immer in der «Vernich-
tungsindustrie» des Holocaust ver-
schwanden. Sie zeigen, wozu Men-

schen, Nachbarn, Doktoren – nicht 
Barbaren oder Monster – in der Lage 
sind. Die niedergeschriebenen Erin-
nerungen spiegeln jedoch nicht nur 
die Gräueltaten des Holocaust wider, 
sondern auch die Hoffnungslosigkeit, 
die sich in den Überlebenden breit-
machte: «Fast meine ganze Familie 
verschwand während des Holocaust. 
Einzig meine Cousine kehrte aus 
Auschwitz zurück», beginnt Jeanette 
Hadzis ihre Erzählung. «Immer zur 
Schlafenszeit legte sie ein altes Stück 
Seife auf ihren Nachttisch. Mama 
fragte: ‹Schatz, wir haben Seife. War-
um behältst du dieses alte, schon 
ganz grau gewordene Stück?› Sie ant-
wortete nie. Später, als wir ein Zim-
mer teilten, sagte ich ihr eines 
Abends, dass ich nicht eher schlafen 
würde, bis sie mir das Geheimnis die-
ser alten Seife erzählt habe. Weinend 

sagte sie mir, dass diese Seife viel-
leicht den Körper ihrer Mutter und 
den ihres Vaters enthalte. In jener 
Nacht begann die Trauer um unsere 
Familie. Wir verloren die Hoffnung, 
sie jemals wiederzusehen.» 

«Nie wieder!»
Alle der heute noch lebenden Holo-
caust-Überlebenden waren während 
des Holocaust Kinder. Kinder, die 
sich ihr ganzes Leben lang schuldigt 
fühlten, dass gerade sie überlebten. 
So auch Christa Markovits: «Ich hatte 
immer Glück. Meine Cousine, meine 
Tante, mein Onkel, sie alle wurden 
ermordet. Und ich bin ohne Ver-
dienst am Leben geblieben – ver-
steckt im Kloster, versteckt in Buda-
pest. Das habe ich nicht verdient. Ich 
habe das Glück nicht verdient.» 
Aus dieser Schuld entstand auch ein 
Verantwortungsgefühl, das sich im 
Versprechen «Nie wieder!» und dem 
Weitertragen all dieser schmerzvol-
len Erinnerungen manifestiert. So 
fasste Ladislaus Löb, Überlebender 
des KZ Bergen-Belsen, seine Verant-
wortung wie folgt zusammen: «So-
lange ich noch da bin, muss ich alles 
unternehmen, damit sich die Ge-

schichte nicht wiederholt.» Er ver-
starb im Oktober 2021. Womit es nun 
die Aufgabe jener ist, mit denen er 
und so viele andere Überlebende ihre 
Erinnerungen teilten, diese wachzu-
halten.

Weiter tragen
«Wer vom Holocaust nichts weiss, 
versteht nicht, wie fragil eine Demo-
kratie und wie verletzlich die Men-
schenrechte sind», unterstreicht Ani-
ta Winter, Präsidentin der Gamaraal-
Stiftung und Herausgeberin des Bu-
ches die Wichtigkeit, dass der Holo-
caust und die Erfahrungen der Über-
lebenden nicht in Vergessenheit gera-
ten. Denn sie zeigen, dass der Holo-
caust nicht unbeschreiblich oder un-
vorstellbar ist. «Er war nicht das 
Werk einer primitiven Gesellschaft, 
sondern einer Kulturnation», betont 
Gregor Spuhler vom Archiv für Zeit-
geschichte in seinem Vorwort zum 
Buch: «Die Zeitzeuginnen und Zeit-
zeugen sprechen nicht von Barbaren 
und Bestien, sondern von anderen 
Menschen – Menschen, die sie grau-
sam quälten, die ‹nur ihre Pflicht› ta-
ten, die zu- oder wegschauten oder 
die zu helfen versuchten.»

Während der Entstehung des Buches 
wurden die gesammelten Bild- und 
Tondokumente auch in einer digitalen 
Ausstellung vereint. Scannen Sie den 
QR-Code, um diese zu betreten.

Über das Buch
Gamaraal Foundation (Hrsg.)/Anita Winter

«The Last Swiss Holocaust Survivors»
Porträts von Überlebenden, die in der 

Schweiz eine neue Heimat gefunden haben 

ISBN 978-3-7272-6159-6

Erschienen im Stämpfli Verlag

www. www.staempfl iverlag.com

Sechs Menschen, sechs Überlebende, deren Erinnerungen im Buch und der Ausstellung «The Last Swiss Holocaust Survivors» festgehalten sind. Drei der sechs hier 
abgebildeten Personen sind jedoch bereits verstorben (von oben, nach rechts): Gabor Hirsch (verstorben), Nina Weil, Ladislaus Löb (verstorben), Fishel Rabinowicz, 
Walter Strauss (verstorben) und Agnes Hirschi. (Fotos: ZVG/Gamaaral Stiftung)

18. Holocaust-
Gedenktag in 
Liechtenstein
Der 18. Holocaust-Gedenktag der 
Regierung widmet sich heute Frei-
tag, den 27. Januar, von 12.15 bis 
13.15 Uhr, im Rathaussaal Vaduz 
dem Stolperstein-Projekt des Köl-
ner Künstlers Gunter Demnig, der 
kürzlichen Verlegung der ersten 
zwei Stolpersteine in Vaduz und der 
damit verbundenen Geschichte von 
Alfred und Gertrud Rotter-Schaie. 
Bis heute wurden europaweit mehr 
als 95 000 Stolpersteine in 31 Län-
dern, darunter auch Liechtenstein, 
seit dem 31. August 2022 (das 
«Volksblatt» berichtete), verlegt, 
um an den Holocaust und dessen 
Opfer zu erinnern. In den 10x10x10 
cm grossen Betonquader sind je-
weils Name, Leben- und Sterbeda-
ten eines Opfers des NS-Regimes 
eingraviert. Die diesjährigen Ge-
denkfeierlichkeiten sollen daher 
das Engagement der liechtensteini-
schen Initiativgruppe zu den Stol-
persteinen beleuchten und die ein-
heimische Geschichte in der Zeit 
des Nationalsozialismus in Form ei-
ner Podiumsdiskussion wachhalten. 
Die Gedenkfeierlichkeiten wurden 
in enger Kooperation mit dem Ver-
ein der Liechtensteiner Freunde von 
Yad Vashem organisiert.

Programm
  Grussworte: Klemens Jansen, Präsident 
des Vereins der Liechtensteiner Freunde 
von Yad Vashem

  Eröffnungsrede: Dominique Hasler, 
Regierungsrätin

  Moderierte Paneldiskussion: Es disku-
tieren Katja Demnig (Stiftung – Spuren 
– Gunter Demnig), Fabian Frommelt 
(Mitglied der liechtensteinischen Stol-
perstein-Initiativgruppe) und Peter Gei-
ger (Historiker)

So berichtete das «Volksblatt» in der Ausgabe vom 27. Januar 2023.

Bermann: «Sogar Spazieren im Park war Juden verboten»
Generationen Seit vielen 
Jahren findet jährlich in der 
Woche des internationalen 
Gedenktages an die Opfer 
des Nationalsozialismus und 
die Befreiung des Vernich-
tungslagers Auschwitz eine 
Gedenkveranstaltung an der 
OSE statt. Dieses Jahr sprach 
Evelyne Bermann zu den 
Schülern der Schule.

VON BANDI KOECK

Evelyne Bermann ist nicht nur eine 
bekannte Künstlerin in Liechten-
stein, die sich politisch aktiv für 
Frauenrechte einsetzte, sondern 
auch eine der wenigen jüdischen 
Menschen des Landes. Bermann 
sprach über ihre ganz persönliche 
Familiengeschichte, über ihre Mut-
ter Alice Bermann-Cohn, welche im 
damaligen Breslau aufwuchs und 
dort ein Mädchengymnasium be-
suchte. Ihr Vortrag war durch viele 
Bilder und Zeitdokumente visuell 
untermauert und stellte neben der 
ganz persönlichen (Über-)Lebensge-
schichte die wichtigsten Vorkomm-
nisse während des Nazi-Terrorre-
gimes anschaulich dar. Vom Überfall 
auf jüdische Geschäfte ab April 1933, 
dem sog. «Judenboykott» bis zu die 
im September 1935 erlassenen 
«Nürnberger Rassengesetze» konnte 
die Künstlerin schülergerecht erklä-
ren. «Man muss sehen, dass es sich 
dabei um einen der grössten Raub-
züge der Geschichte gehandelt hat, 

bei dem jüdische Menschen um 
 ihren Besitz gebracht werden.» 

Flucht nach Amsterdam
1936 bot sich für Bermanns Mutter 
Alice eine Gelegenheit, Nazi-Deutsch-
land zu verlassen und durch die Hilfe 
eines Kinobesitzers mit ein paar 
Sommerkleidern und den erlaubten 
10 Mark die Ausreise nach Holland 
anzutreten. Als Plakatmalerin fertigt 
sie Kinoplakate an. Evelyne Bermann 
berichtete über den letzten Besuch 
der Eltern, denn ab 1938 nahmen die 
Niederlande keine Flüchtlinge mehr 
auf. Zeitgleich fand in Deutschland 
die Reichsprogromnacht, bei der Ge-
bäude geplündert und verwüstet 

wurden, Synagogen in Brand ge-
steckt, jüdische Menschen verprügelt 
oder ermordet wurden, statt. Alice 
Cohn schafft es nicht, ihre Eltern 
nach Amsterdam zu holen. Sie wollte 
sich als Spielzeugherstellerin selbst-
ständig machen, doch mit 10. Mai 
1940 werden diese Pläne zunichte ge-
macht – die Nazis besetzen die Nie-
derlande, welche kapitulieren. Da al-
le Landwege gesperrt sind, gelingt 
ihr keine Flucht. 1940 wird sie von 
der GESTAPO vier Tage lang verhört. 
«Sie wollte nie darüber erzählen, sag-
te nur, dass es nicht angenehm war, 
das müsse ich ihr glauben.» 1941 wur-
de der neu eingeführte Personalaus-
weis mit einem «J» für jüdische Men-

schen versehen. Dieser galt als fäl-
schungssicher. Es folgten Begriffe 
wie «Umsiedlung», «Enteignung» und 
«Verdrängung». «Sogar das Spazieren 
im Park war für Juden verboten, es 
folgte 1942 die Einführung des Juden-
sterns.»

Kinderretterin und Passfälscherin
Bermanns Mutter Alice konnte nur 
knapp einer Deportation entkom-
men. «Sie wagte es nicht mehr, in ih-
rem eigenen gemieteten Zimmer zu 
übernachten. Zum Glück hatte sie 
Freunde, die sie aufnahmen.» Alice 
gelingt es, ein dreijähriges jüdisches 
Mädchen zu retten und im letzten 
Moment selbst aus Amsterdam und 
vor der GESTAPO, welche sie depor-
tieren wollte, zu f liehen. Fortan leb-
te sie unter falschem Namen als Ju-
les Goedman. Im Jahr 1943 fand die 
begabte Zeichnerin im Verborgenen 
zu ihrer neuen Aufgabe als Passfäl-
scherin. Viele dieser Arbeiten mit 
den von Alice gefälschten Stempeln 
und Zertifikaten sind bis heute er-
halten geblieben. «Das Fälschen von 
Unterschriften war auch eine Spezi-
alität meiner Mutter», so Bermann, 
die den Jugendlichen zeigte, wie ge-
schickt ihre Mutter dabei vorgegan-
gen ist. «Ende 1943 waren nahezu al-
le Juden aus Holland in Lagern in-
haftiert oder schon deportiert wor-
den, trotzdem hören die ständigen 
Kontrollen nicht auf. Die Nazi-Besat-
zer machten jetzt Jagd auf Männer 
zwischen 20 und 45 Jahren, die zur 
Zwangsarbeit in Deutschland ver-
schleppt werden sollten.» Alice 
Cohn hilft auch untergetauchten 
Holländern mit ihrem Talent. «Ger-
ne erzählte mir meine Mutter, dass 

sie im letzten Kriegsjahr Tür an Tür 
mit dem deutschen Fälscherjäger 
wohnte.» Das Kriegsende erlebte das 
Mitglied der holländischen Wider-
standsbewegung mit Freunden. Von 
ihren Eltern hatte sie nur noch eine 
Postkarte, da diese nach Auschwitz 
verschleppt und dort ermordert 
wurden. «Für Alice wurde aus der 
Hoffnung, ihre Eltern doch noch 
wiederzusehen, die traurige Gewiss-
heit ihres Todes.»

Neuanfang in Liechtenstein
Im März 1946 reiste Alice Cohn erst-
mals nach Liechtenstein, um eine 
Grosstante und deren Sohn zu besu-
chen, die dorthin hatten f lüchten 
können. In Schaan lernte sie Rudolf 
Bermann, Evelynes Vater, kennen, 
der 1935 aus Süddeutschland nach 
Liechtenstein gekommen war. Auch 
er war Jude, der im Fürstentum eine 
Stelle antrat. Sie, aus der Stadt kom-
mend, habe nicht im Bauerndorf 
Schaan leben wollen, doch die Liebe 
habe gesiegt. Nach der Hochzeit und 
Familiengründung 1947 gründete 
das Paar die Lackfabrik Schekolin 
AG in Bendern. «Meine Mutter war 
immer der Ansicht, dass es als Jüdin 
ihre Aufgabe gewesen sei, bei der 
Rettung von Juden und anderen ver-
folgten Menschen ihren Anteil zu 
übernehmen. Ihr Leben hing sowie-
so an einem seidenen Faden und so 
wollte sie wenigstens ‹etwas getan› 
haben, falls sie verhaftet würde. Sie 
war glücklich, überlebt zu haben 
und fühlte sich nie als Heldin.» Alle 
Anwesenden hingen der Vortragen-
den regelrecht an den Lippen. Eine 
Geschichte, die man nie vergessen 
darf!Evelyne Bermann spricht vor den Schülerinnen und Schülern. (Foto: ZVG/B. Koeck)

 (Foto: ZVG/Gamaraal Stiftung)

Im Fokus: Der Historiker Fabian Frommelt und Katja Demnig von der Stiftung
Spuren – Gunter Demnig. (Fotos: Michael Zanghellini) Regierunsgrätin Dominique Hasler bei ihrer Eröff nungsrede.

War Teil der Podiumsdiskussion: der Historiker Peter Geiger. Klemens Jansen, Präsident der Liechtensteiner Freunde von Yad Vashem.
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Erinnerung an die Opfer des Holocaust 
Der gestrige Holocaust-Gedenktag im Rathaussaal in Vaduz wurde dem Stolperstein-Projekt des Kölner Künstlers Gunter Demnig gewidmet. 

Simone Quaderer 
 
«Der Holocaust, der millionen-
fache industrialisierte Mord, 
den Hitlerdeutschland in radi-
kalster Zuspitzung der national-
sozialistischen Idee verübte, 
bleibt Teil der europäischen 
Geschichte und der Weltge-
schichte», sagt Historiker Peter 
Geiger. Damit dieser Teil der 
liechtensteinischen Geschichte 
nicht in Vergessenheit gerät, 
lud das Amt für Auswärtige An-
gelegenheiten zum 18. Holo-
caust-Gedenktag in den Rat-
haussaal in Vaduz ein. Der  
Gedenktag thematisierte ange-
sichts der kürzlichen Verlegung 
der ersten zwei Stolpersteine  
in Vaduz die wichtige Arbeit  
der Stiftung – Spuren – Gunter 
Demnig. Zudem wurde das  
Engagement der liechtenstei-
nischen Stolperstein-Initiativ-
gruppe sowie die Geschichte 
Liechtensteins in der Zeit des 
Nationalsozialismus beleuch-
tet. 

Europaweit mehr als  
95 000 Stolpersteine 
Am 27. Januar 1945 befreiten 
Soldaten der Roten Armee  
das Konzentrationslager Ausch-
witz-Birkenau, in dem mehr als 
eine Million Menschen ermor-
det wurden. Der Tag der Befrei-
ung jährte sich gestern zum  
78. Mal. Seit 2002 wird dieser 
Tag von den Mitgliedstaaten 
des Europarats zum Anlass ge-
nommen, der Opfer des Holo-
caust zu gedenken. «Der Ge-

denktag befasst sich dieses Jahr 
mit einem dramatischen Teil 
der liechtensteinischen Ge-
schichte und steht in Erinne-
rung an Alfred und Gertrud 
Rotter-Schaie», sagt Julia 
Frommelt vom Amt für Aus-
wärtige Angelegenheiten. Das 
ursprünglich aus Deutschland 
stammende jüdische Ehepaar 
stürzte am 5. April 1933, 
verfolgt von Liechtensteiner 
Nationalsozialisten, unterhalb 
von Gaflei zu Tode. Vergange-
nen September verlegte Katja 

Demnig von der Stiftung – Spu-
ren – Gunter Demnig im Vadu-
zer Städtle sogenannte Stolper-
steine: kleine, im Boden verleg-
te Gedenktafeln. Eine liech- 
tensteinische Initiativgruppe 
kam mit dem Vorschlag auf die 
Gemeinde Vaduz zu, einen zen-
tralen Standort in Vaduz zu fin-
den, um die Stolpersteine zu 
platzieren. Sie sollen an das 
Schicksal der Menschen in der 
Zeit des Nationalsozialismus 
erinnern, die verfolgt, ermor-
det, deportiert oder vertrieben 

wurden. «Bis heute wurden eu-
ropaweit mehr als 95 000 Stol-
persteine verlegt, um dem Ho-
locaust und dessen Opfern zu 
gedenken. In den Betonqua-
dern sind jeweils Name, Le-
bens- und Sterbedaten eines 
Opfers des NS-Regimes eingra-
viert», erklärt Frommelt.  

Zu Beginn der Veranstal-
tung machte Klemens Jansen, 
Präsident der Liechtensteiner 
Freunde von Yad Vashem auf 
die nationalsozialistische Be-
wegung während des Zweiten 

Weltkriegs in Liechtenstein auf-
merksam. Daraus ergebe sich 
der Einsatz des Vereins gegen 
das Leugnen, Relativieren und 
Vergessen des Geschehenen. 

«Anonyme Opferzahl  
bekommt ein Gesicht» 
In diesem Sinne unterstrich 
auch Aussen- und Bildungsmi-
nisterin Dominique Hasler in 
ihrer Rede die Bedeutung des 
Stolperstein-Projekts: «Den ver- 
legten Stolpersteinen begegnen 
wir im täglichen Leben, mitten 
in unserem Alltag und meist 
unerwartet. Wir begegnen den 
Stolpersteinen an Orten, wo 
heute Menschen leben und frü-
her Opfer gelebt haben.» Durch 
die Stolperstein-Initiative kön-
ne man individuelle Geschich-
ten erzählen und «die anonyme 
Zahl von sechs Millionen Holo-
caustopfern bekommt ein Ge-
sicht.» Weiters betont Regie-
rungsrätin Hasler, wie wichtig 
es ist, die gemeinsame Ge-
schichte aufzuarbeiten, um aus 
den Ereignissen lernen zu kön-
nen. «Dies gerade in einer Zeit, 
in welcher wir miterleben,  
wie die Demokratie und der 
Rechtsstaat zunehmend in Ge-
fahr geraten.» 

In der anschliessenden Po-
diumsdiskussion erklärte Katja 
Demnig die Beweggründe zum 
Stolperstein-Projekt ihres Man-
nes und betonte, dass der Fokus 
auch besonders darauf lag,  
individuelle Schicksale im öf-
fentlichen Raum sichtbar zu 
machen. Im Anschluss erzählte 

Fabian Frommelt, Mitglied  
der liechtensteinischen Stolper-
stein-Initiativgruppe, wie die 
Stolpersteine den Weg nach 
Liechtenstein fanden. Die Podi-
umsdiskussion wurde von Peter 
Geiger abgerundet, der den 
Gästen genauere Einblicke zu 
den Geschehnissen am 5. April 
1933 gewährte und vom weite-
ren Schicksal der Täter erzählte. 
Der Gedenktag endete mit  
Fragen aus dem Publikum an 
dieTeilnehmenden der Podi-
umsdiskussion und einem an-
schliessenden Apero.

Peter Geiger, Klemens Jansen, Dominique Hasler, Katja Demnig und Fabian Frommelt (v. l). Bilder: Nils Vollmar

Stiftung – Spuren –  
Gunter Deming 

Die Stiftung – Spuren – Gunter 
Demnig bewahrt die Ideen und 
das Lebenswerk des Künstlers 
Gunter Demnig. Besonders das 
Projekt Stolpersteine soll dabei 
im Mittelpunkt stehen. Dessen 
Schwerpunkt ist es, weltweit das 
Gedenken an die Opfer des  
Nationalsozialismus wachzu- 
halten, indem vor ihrem letzten 
selbst gewählten Wohnort oder 
anderen zu bestimmenden Or-
ten Gedenktafeln aus Messing 
niveaugleich in das Pflaster des 
Gehwegs integriert werden. Die-
se Gedenksteine erinnern an 
das Schicksal der Menschen, 
die in der Zeit des Nationalso-
zialismus verfolgt, ermordet, de-
portiert, vertrieben oder in den 
Suizid getrieben wurden.
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Neonazi wollte FL zum NS-Staat machen 
Das Kriminalgericht spricht einen Liechtensteiner schuldig. Er gehörte zur Führungsspitze der rechtsextremen «Europäischen Aktion». 

Julia Kaufmann 
 
Die 25 Seiten lange Anklage-
schrift der Liechtensteiner 
Staatsanwaltschaft zeigt das Er-
gebnis langjähriger Vorerhe-
bungen seit dem Jahr 2018. Ge-
führt wurden sie gegen einen 
unterdessen Mitte 30-jährigen 
Liechtensteiner, dessen Name 
nicht nur der rechtsextremen 
Szene, sondern auch dem 
Staatsschutz, der Landespolizei 
und selbst der Regierung ein 
Begriff ist. Der Mann war in der 
Vergangenheit oft bei rechtsex-
tremen Vorfällen in Liechten-
stein zugegen – etwa bei einer   
rechtsextremen Veranstaltung 
2010 in Steg. Im September 
2012 trat er schliesslich im El-
sass am sogenannten «Europa-
fest» der rechtsextremen «Eu-
ropäischen Aktion» (EA) als 
«Landesleiter Liechtenstein» 
öffentlich in Erscheinung. Nach 
einem Pressebericht und politi-
schem Druck hat er zwar seinen 
Rückzug angekündigt, doch ge-
mäss Staatsanwaltschaft soll er 
sich weiterhin aktiv und ehrgei-
zig für die EA engagiert und in-
nerhalb der Organisation Kar-
riere gemacht haben.  

Die Staatsanwaltschaft wirft 
dem Liechtensteiner das Ver-
brechen staatsfeindlicher Ver-
bindungen und das Vergehen 
der Diskriminierung vor. Ges-
tern befasste sich das Kriminal-
gericht mit dem Fall – und es 
dürfte das erste Mal gewesen 
sein, dass in Vaduz jemand we-
gen der Beteiligung an einer 

staatsfeindlichen Vereinigung 
vor Gericht steht.  

Liechtensteiner an der 
Spitze der Vereinigung 
Die «Europäische Aktion» wur-
de 2010 vom Schweizer Holo-
caustleugner Bernhard Schaub 
gegründet. Grundlage ihrer 
Ideologie waren eine extreme 
Form von Rassismus und Anti-
semitismus sowie diverse rech-
te Verschwörungserzählungen. 
Das Ziel: Die Errichtung einer 
«Europäischen Eidgenossen-
schaft», die «aussen- und ver-
teidigungspolitisch» als Gross-
macht auftritt. Mit einem 7-
Phasen-Plan sollte am Tag X  
in diversen europäischen Län-
dern – auch in Liechtenstein – 
die Macht durch die EA ergrif-
fen werden. Der Plan ist be-
kanntlich gescheitert und die 
EA hat sich nach eigenen Anga-
ben im Juni 2017 aufgelöst. 
Auslöser waren zahlreiche Raz-
zien gegen den rechtsextremen 
Zusammenschluss.   

Der vom Kriminalgericht an-
geklagte Liechtensteiner soll 
von 2012 bis zur Auflösung  
zuerst «Landesleiter Liechten-
stein» gewesen sein und ab 2013 
sogar als «Leiter der Europäi-
schen Tagsatzung» an der Füh-
rungsspitze der EA gestanden 
haben. Der Angeklagte wollte 
gestern davon allerdings nichts 
wissen. Sein Verteidiger plä-
dierte auf einen Freispruch und 
er selbst bekannte sich in beiden 
Anklagepunkten als nicht schul-
dig. Zudem verwies der Liech-

tensteiner auf seine vorab ein-
gereichte Stellungnahme. Ges-
tern verweigerte er die Aussage. 
Nichtsdestotrotz stellten ihm 
der Senatsvorsitzende und der 
Staatsanwalt während rund zwei 
Stunden eine Frage nach der an-
deren – alle blieben unbeant-
wortet. Der Angeklagte signali-
sierte jeweils mit einem leichten 
Kopfschütteln, dass er nichts sa-
gen werde. Eine Verurteilung 
folgte trotzdem. Die Beweislast 
war erdrückend.  

«Mein Kampf» und  
Reichsfahnen besessen 
Der Internetverkehr des Ange-
klagten wurde ab 2017 über-

wacht. Daraus ergab sich, dass 
der Mann auf diverse rechtsex-
treme Seiten zugegriffen hat 
und als Webmaster in regelmäs-
sigen Abständen die Webseite 
der EA aktualisiert und mit neu-
en Inhalten bespielt hat. Anläss-
lich einer Hausdurchsuchung 
wurden Reichsfahnen und eine 
Ausgabe von «Mein Kampf» si-
chergestellt. Ebenso war der 
Liechtensteiner in Besitz sämtli-
cher Ausgaben neonazistischer 
Zeitschriften und er verfügte 
über unzählige Flyer, Aufkleber 
sowie Luftballons der EA. Auf 
dem Mobiltelefon und auf dem 
Server fand die Polizei über 
4000 Musiktitel rechtsextre-

mer Bands sowie einige Infor-
mationen zur Struktur der EA. 
«Eine entsprechende Ideologie 
ist nicht zu leugnen», bemerkte 
der Staatsanwalt. Für ihn hätten 
die Beweisergebnisse in den 
fünf relevanten Punkten genü-
gend Aufschluss gegeben.  

Erstens: Das Motiv. «Je-
mand, der fremdenfreundlich 
ist, umgibt sich nicht mit zahl-
reichen Personen aus der 
rechtsextremen Szene, hört 
nicht diese Musik und liest nicht 
diese Zeitschriften.» Zweitens: 
War die EA eine Vereinigung? 
«Es war ein Zusammenschluss 
von mehr als zehn Personen, es 
gab eine Hierarchie, einen Leit-
faden sowie Rechte und Pflich-
ten.» Drittens: Die Betätigung 
des Angeklagten innerhalb der 
EA. Der Staatsanwalt war über-
zeugt, dass der Liechtensteiner 
eine führende Rolle hatte. Unter 
anderem habe er die E-Mail-Ad-
resse des «Leiters der Europäi-
schen Tagsatzung» genutzt und 
Bernhard Schaub habe anläss-
lich eines Neujahrsbriefs ge-
schrieben, die EA werde nun 
von «einem jungen tatkräftigen 
Mann aus Liechtenstein» ge-
führt. Ebenso hätten ihn andere 
«Landesleiter» als Leiter der 
Gesamtorganisation identifi-
ziert. Viertens: Hat die EA die 
Rassendiskriminierung geför-
dert? «Die EA wurde vom  
Verfassungsschutz und dem 
Wiener Landesgericht als neo-
nazistische Vereinigung einge-
stuft.» Ausserdem wäre das Ziel 
gewesen, Menschen, die aus ei-

nem Land ausserhalb Europas 
eingewandert sind, in ihre  
Heimatländer zurückzuführen. 
Fünftens: Ist die EA eine staats-
feindliche Verbindung? Auch 
diese Frage konnte der Staats-
anwalt deutlich bejahen. Im-
merhin hätten gesetzeswidrige 
Mittel eingesetzt werden sollen, 
um die «Europäische Eidgenos-
senschaft» zu errichten und 
souveräne Staaten zu stürzen.  

«EA war ein zutiefst  
rassistischer Haufen» 
Der Senat des Kriminalgerichts 
verurteilte den Liechtensteiner 
zu einer Freiheitsstrafe von  
21 Monaten, die auf eine Probe-
zeit von drei Jahren bedingt 
nachgesehen wird. Zudem muss 
er die Verfahrenskosten von 
5000 Franken bezahlen. Der 
Vorsitzende bemerkte: «Die EA 
war ein zutiefst rassistischer 
Haufen, der diskriminierendes 
Gedankengut verbreitet und 
Schund publiziert hat.» Die bei 
der Hausdurchsuchung konfis-
zierten Gegenstände werden 
vernichtet. Der Strafrahmen lag 
zwischen sechs Monaten und 
fünf Jahren Haft. Mildernd wur-
de berücksichtigt, dass der Tat-
zeitraum schon länger zurück-
liegt und sich der Angeklagte 
seither nichts mehr zuschulden 
kommen liess. «Ob Sie die Wen-
de schaffen, wird die Zukunft 
zeigen.» Das Urteil ist noch 
nicht rechtskräftig. Der Staats-
anwaltschaft ist die spätere Ver-
folgung des Mitte 30-Jährigen 
weiterhin vorbehalten.         

Vor Gericht verweigerte der Angeklagte die Aussage. Bild: Nils Vollmar

Landtag stellte sich geschlossen gegen die «Europäische Aktion» 
Die «Europäische Aktion», kurz: 
EA, trat in der Vergangenheit in 
Liechtenstein immer wieder in 
Erscheinung. Vor rund zehn Jah-
ren haben die Mitglieder der EA 
Liechtenstein mit Flyern, die an 
alle Haushalte verteilt werden 
sollten, mit Plakaten, Transpa-
renten und Ballonaktionen für 
mächtig Aufruhr im Land ge-
sorgt. Im Februar 2013, anläss-
lich der Präsentation des Moni-
toringberichts 2012 zum Rechts-
extremismus in Liechtenstein, 

erklärte Jules Hoch, damaliger 
Kripo-Chef und Leiter der  
Gewaltschutzkommission: «Der 
Personenkreis hinter allen Ak-
tionen ist an sich der gleiche und 
der Landespolizei weitgehend 
bekannt. Der harte Kern der 
Szene umfasst 30 bis 40 Perso-
nen.» Zu dieser Zeit hatte die 
Landespolizei bereits Kenntnis 
davon, dass der «führende 
Kopf» dieser Liechtensteiner 
Zelle der gestern verurteilte Mit-
te 30-Jährige war. An derselben 

Pressekonferenz betonte Wil-
fried Marxer vom Liechtenstein-
Institut zudem, dass die Grup-
pierung mit ihren Aktionen 
nicht nur in Liechtenstein auf 
sich aufmerksam gemacht habe. 
«Bei Veranstaltungen im Aus-
land wird die Szene in Liechten-
stein sehr lobend erwähnt, weil 
sie so aktiv sei und eine öffentli-
che Präsenz wie in kaum einem 
anderen Land habe. Es muss uns 
zu denken geben, dass wir aus 
dem Blickwinkel der rechtsex-

tremen Szene als Vorbild darge-
stellt werden.»  

Frühere Mitglieder  
verstorben oder inhaftiert 
Das Thema «Europäische Akti-
on» kam auch in der Politik aufs 
Tapet. In der September-Sessi-
on 2012 appellierte zunächst 
der damalige Abgeordnete Har-
ry Quaderer an den Landtag, 
dass sich dieser geschlossen 
zeigen und sich «gegen die im-
mer wiederkehrenden rechtsra-

dikalen Angriffe der Bewegung 
‹Europäische Aktion›» stellen 
solle. Erst wenige Tage zuvor 
hatte die EA wieder mit Flug-
blättern mit ausländerfeindli-
chem Inhalt für Aufsehen ge-
sorgt. Am Ende dieser Session 
verlas der damalige Landtags-
präsident Arthur Brunhart 
schliesslich eine Stellungnnah-
me, hinter der alle 25 Abgeord-
neten standen: «Der Landtag 
verurteilt einhellig und mit aller 
Vehemenz solche, das rechtsex-

treme Gedankengut porträtie-
renden Aktionen.»  

Mittlerweile ist es um die EA 
still geworden – auch wenn sie 
nach ihrer Selbstauflösung im 
Juni 2017 für kurze Zeit weiter in 
Erscheinung trat, sind viele fe-
derführende Personen bereits 
verstorben oder inhaftiert. Zu-
letzt wurden 2021 am Wiener 
Landesgericht vier frühere Mit-
glieder der EA schuldig gespro-
chen und zu mehrjährigen Haft-
strafen verurteilt. (jka)
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Energiezukunft
An die fossile
Regierung
Fossil: Versteinertes Lebewesen. 
Unsere weitsichtige Regierung ver-
bietet, auf welchen Druck auch im-
mer vielleicht ein innerer Umwelt-
Staudruck oder aber ein äusserer, 
grün angehauchter, sämtliche fossi-
len Heizungen. Ei der Daus? Tat-
sächlich ja, es sei denn, sie erklärt 
uns noch eindrücklich, glaubhaft, 
nachprüf- und vor allem nachre-
chenbar, woher der viele Strom für 
Elektroöfen, Wärmepumpen, Autos, 
Lastwagen, Busse usw. kommen 
soll, wenn nicht aus einer, vom 
LKW höchst selbst angeschraubten 
Steckdose? Bei einem Blick auf die 
Grundenergieträger ist Deutschland 
am anschaulichsten. Frankreich ist 
atomlastig, Italien Gas, Österreich 
Wasser, Polen Kohle, Holland Gas, 
Norwegen Öl etc. Die Grundener-
gien in Deutschland teilen sich in 
Prozent folgendermassen auf: Er-
neuerbare 14, Atom 7, Braunkohle 8, 
Steinkohle 9, Gas 26, Öl 36. Unter 
der grünen Fuchtel soll sich dort al-
les ändern. Nämlich: Atom, Kohle, 
Gas und ÖL müssen weg. Was be-
deutet «86 Prozent» der Grundener-
gieträger sollen verschwinden und 
durch Sonnenräder ersetzt werden. 
Damit das alles schnell umgesetzt 
werden kann, kleben sich dort Am-
pel regierungstreue Leute auf den 
Strassen fest. Da auch unsere Regie-
rung den fossilfreien Weg einge-
schlagen hat, ist es logisch und kon-
sequent, dass sich auch bei uns die 
Leute auf den Strassen festkleben 
müssen. Wenn sich keine Freiwilli-
gen finden, dann muss eben mit 
staatlichem Druck nachgeholfen 
werden, oder die Staatsdiener über-
nehmen diese Aufgabe. Unser Pla-
net ist sonst nicht mehr zu retten 
und Liechtenstein muss Verantwor-
tung und auch Vorbildfunktion 
übernehmen. Wegen dem Föhn und 
launischen Windwirbeln sind Wind-
räder für uns keine Lösung. So sol-
len auf alle Dächer Solaranlagen ge-
schraubt werden, liest man aus den 
Schriften der Regierung. Derzeit 
sind aber die Seiten noch leer, wel-
che ausführen, wie viel Energie die 
Solardächer nachts, bei Nebel, Re-
gen und Schnee liefern werden. Fe-
lix Germany hat für solche Fälle 
Atom, Gas und Kohlenachbarn. 
Aber wir?

Jo Schädler,
Eschnerstrasse 64, Bendern

Medienplatz Liechtenstein
Leserbriefe und
das «Volksblatt»
Ich finde es sehr schade, dass sich 
das «Volksblatt» verabschieden 
muss, weil es auch für Nichtmitglie-
der eine Tür zum Lesen und Schrei-
ben von Leserbriefen offengelassen 
hat. Nicht so beim «Vaterland», da 
musste man jeden Artikel so soft 
schreiben, dass man ihn überhaupt 
gedruckt hat. Und für Nichtmitglie-
der war es nicht zum Lesen, nach 
dem Motto: «Nicht mal der Tod ist 
gratis, er kostet das Leben.» Ich 
hoffe, es gibt noch eine Lösung, 
dass es mit dem «Volksblatt» weiter-
geht. Es war immer interessant, 
zwei Ansichten zum gleichen The-
ma zu lesen. Vielleicht findet sich 
noch eine Unterstützungsmöglich-
keit, denn Meinungsfreiheit und 
verschiedene Ansichten sind immer 
wichtig. Falls es nicht gelingt, das 
«Volksblatt» zu retten, sage ich mal 
Danke schön an das ganze Team, 
ihr habt einen tollen Job gemacht.

Erich Chudy,
Im Sand 17, Triesen

Plädoyer für einen 
Namenswechsel
Der von Daniel Bargetze behauptete 
Wandel des «Vaterlands» von einer 
Partei- zu einer Forumszeitung hat 
bislang nicht überzeugend stattge-
funden. Mit einem Namenswechsel 
der Zeitung könnte ein mutiger 
Schritt in diese Richtung gemacht 

werden. Die Zeitung hiess von 1924 
bis zu einer parteipolitischen Fu-
sion 1936 «Liechtensteiner Nach-
richten». Damals fusionierten – 
nicht zur Freude von Parteigründer 
Wilhelm Beck – die Christlich-sozia-
le Volkspartei und der autoritär-an-
tisemitische Liechtensteiner Hei-
matdienst zur «Vaterländischen Uni-
on». Ein Name wie «Vaterland» 
wirkt heute wie aus der Zeit gefal-
len, zumal er suggeriert, dass einzig 
die väterlichen Wurzeln zählen und 
die mütterliche Abstammung ver-
nachlässigbar ist. Die neuen «Liech-
tensteiner Nachrichten» wären wohl 
auch gut beraten, die fähigen Jour-
nalistinnen und Journalisten vom 
bisherigen «Volksblatt» zu überneh-
men.

Klaus Biedermann, 
Im Mühleholz 39, Vaduz

Das Ende vom 
«Volksblatt»,
eventuell ein
Neuanfang?
Erstaunt habe ich erfahren, dass 
das «Liechtensteiner Volksblatt» sei-
nen Betrieb einstellen will. So scha-
de das auch ist, so könnte das auch 
ein Neuanfang sein. Bekanntermas-
sen wird nun nach dem allfälligen 
Ende des «Volksblatts», das «Vater-
land» die einzige Tageszeitung sein 
und zusammen mit der ebenfalls 
«roten» «Liewo», unsere Printmedi-
enlandschaft noch mehr beherr-
schen. Nun, es würde sich hier eine 
gute Lösung anbieten, das «Vater-
land» könnte sich vom eher einseiti-
gen Parteimedium zur neutralen 
einzigen Tageszeitung wandeln, 
zum Beispiel unter dem Namen 
«Neue Liechtensteiner Zeitung», na-
türlich auch weiterhin grosszügig 
mit Staatsgeldern subventioniert. 
Neu wäre ein Politikteil, in dem je-
de Partei, ihre Seite oder Seiten hät-
te und hier ihre Meinung vertreten 
könnte. Der grosse Vorteil für die 
Leser wäre, dass sie alle Meinungen 
aller Parteien lesen und vergleichen 
könnten, wie es die Vaduzer Medi-
enhaus AG in der «Liewo» schon un-
ter der Rubrik «Frage der Woche» 
jede Woche ganz spannend ermög-
licht. Der grosse Vorteil für die Par-
teien wäre, sie hätten alle ein Par-
teimedium, in dem sie sich ohne die 
ewigen Diskussionen über die Medi-
enförderung äussern könnten. Der 
Vorteil für das «Liechtensteiner 
 Vaterland» wäre, dass alle, FBP, FL 
(mit der jungen Liste), DpL und DU-
Anhänger, die bisher noch keine 
Abonnenten waren, nun schleunigst 
diese neue unabhängige Zeitung 
abonnieren würden, um sich so 
 ihre Meinung bilden zu können. So 
würde sich natürlich auch der 
 Umsatz ungeheuer steigern. Viele 
Bewohner/-innen wären über alles, 
 sowohl neutral als auch einseitig, 
informiert und alle wären glücklich.
Na, das wäre doch was?

René Schlegel,
Alberweg 10, Balzers

Reine 
Lippenbekenntnisse
Inspiriert durch das vermeintliche 
Aus des «Volksblatts», jahrzehnte-
lang Gegner in täglichen Freund-
schaftsspielen, melden sich im 
«Liechtensteiner Vaterland» auf den 
Seiten 2 und 3 der Ausgabe vom 8. 
Februar sowohl der amtierende Ge-
schäftsführer, Herr Daniel Bargetze, 
als auch der publizistische Leiter, 
Herr Patrik Schädler, zum Grabge-
sang. Herr Bargetze meint u. a.: 
«Wir wollen (…) weiterhin einen 
wichtigen Beitrag an die Demokra-
tie leisten und verpflichten uns zur 
Wahrung und Förderung der Mei-
nungsvielfalt.» Herr Schädler stösst 
ins gleiche Horn: «Wir machen es 
uns zur zentralen Aufgabe (…) aus-
gewogen und unabhängig zu berich-
ten.» Im Ernst jetzt? Wo bleibt ihr 
Realitätssinn? In ihren Redaktionen 
sitzen zu 90 Prozent Anhänger lin-
ker Ideologien! Wobei die Schät-
zung von 10 Prozent für die restli-
chen politischen Orientierungen 

ausgesprochen optimistisch ist! 
Höchst wahrscheinlich reinem 
Wunschdenken geschuldet, be-
fürchte ich. «Ausgewogene Bericht-
erstattung»? «Meinungsvielfalt?» 
Wie bitte? Ein paar Stichworte genü-
gen, um aufzuzeigen, wie absurd 
diese Ansprüche sind: Klimawan-
del, Ukrainekrieg, Corona, Trump, 
Gender Pay Gap!? Wo, bitte, wird 
oder wurde hier «ausgewogen und 
unabhängig» berichtet? Fakt ist 
doch, dass in sämtlichen diesen 
Themen – und in zahlreichen ande-
ren – ausschliesslich die offiziellen 
Narrative von Staat(en) und Regie-
rung(en), eventuell noch einiger 
staatsnaher internationaler Institu-
tionen und NGOs (EU, UNO, IPCC, 
WEF etc.) übernommen und – in der 
Regel mit Vehemenz – vertreten 
wurden und werden. Nicht zu ver-
gessen die täglichen, grossen und 
kleinen Huldigungen an den Zeit-
geist! Wo sich «Meinungsvielfalt» 
nicht gänzlich unterdrücken lässt, 
in der Leserbriefspalte oder in den 
Forumsbeiträgen zum Beispiel, wur-
de und wird vermehrt mit Zensur 
gearbeitet oder der Raum für die 
Meinungsäusserung mehr und mehr 
eingeschränkt. Intelligente Men-
schen wie Herr Schädler und Herrn 
Bargetze wissen das nicht? Natür-
lich wissen sie es, aber schliesslich 
werden sie dafür bezahlt, es gleich 
wieder zu vergessen. 

Hans Mechnig, 
Tröxlegass 46, Schaan

Energiepreise
Seit Jahresbeginn
fast verdoppelt, Teil 2
Jahrzehntelang waren die LKW ein 
Elektrizitätswerk mit Stromproduk-
tion, Stromverteilung und Ladenge-
schäft gewesen. Dann kamen das 
Fernsehnetz der Gemeinden ohne 
Eschen und Mauren sowie das Tele-
fonnetz hinzu. Diese beiden letzten 
Netze wurden dann in den letzten 
Jahren durch ein Glasfasernetz in 
allen Gemeinden ersetzt. Über die 
Kosten dieses grossen Infrastruk-
turprojekts wurde nie grosses Auf-
heben gemacht, obwohl es hier um 
zweistellige Millionenbeträge geht. 
Im Zuge der Strompreiskrise zeigt 
sich nun jedoch, dass das neu er-
baute Glasfasernetz mit Überschüs-
sen aus dem Stromgeschäft finan-
ziert wurde, obwohl die beiden Ge-
schäftsfelder Stromversorgung und 
Kommunikation nichts miteinander 
zu tun haben. Für eine private Fir-
ma im Wettbewerb mit anderen Fir-
men mag diese Finanzierung ange-
hen. Bei einem staatseigenen Be-
trieb mit Monopolstatut auf das 
Stromgeschäft wie den LKW ist eine 
solche Quersubventionierung je-
doch abzulehnen. Für eine buchhal-
terisch klare Abgrenzung sollten 
daher die zwei Geschäftsfelder 
Stromversorgung und Kommunika-
tion in zwei Abteilungen getrennt 
geführt werden. Mit ihrer bisheri-
gen guten und erfolgreichen Arbeit 
werden die LKW auch ein Ge-
schäftsfeld Kommunikation ohne 
Bezuschussung zum Erfolg führen 
können. Die LKW dürfen den 
Stromkonsumenten nicht verdeckt 
auch noch zum Geldgeber von nicht 
zu verzinsendem Kapital für andere 
Geschäftsfelder heranziehen. Und 
dies mit dem zusätzlichen Nachteil, 
dass alle Stromkonsumenten z. B. 
anteilmässig gleichviel an das Glas-
fasernetz bezahlen. Solche mit nied-
rigem Einkommen zahlen anteil-
mässig den gleichen Betrag an das 
Glasfasernetz wie Begüterte. Für 
den Stromkonsumenten lassen sich 
aus dieser Art der Kapitalbeschaf-
fung sicherlich keine Vorteile ablei-
ten. Im Übrigen sollte man überle-
gen, wieder wie in früheren Zeiten 
zur schwarzen Null im Jahresab-
schluss zurückzukehren.
Zu reden gibt auch die Vergleichs-
zahlung von 6,7 Millionen Franken 
an Grosskunden. Bis heute weiss die 
Öffentlichkeit nicht, was hier ge-
schehen ist. Dabei könnte über den 
Sachverhalt schon heute umfassend 
Auskunft gegeben werde. Der Ver-
trag mit dem aussergerichtlichen 
Vergleich könnte der Öffentlichkeit 
umgehend vorgelegt werden. Perso-

nenbezogene und firmenbezogene 
Angaben müssten nur geschwärzt 
werden. Den Stromkonsumenten in-
teressiert nur, ob auch ihm eine 
Vergleichszahlung zusteht.

Carl Heinrich Wolf,
Sugabüntweg 10, Ruggell

Landesspital
Nicht die Flinte ins 
Korn werfen, aber 
die Schaufel in die 
Hand nehmen
Das sollte Regierungsrat Manuel 
Frick jetzt tun. Er war von Anfang 
an beim Landesspital-Fiasko dabei. 
Mitverantwortlich. 2019, als wir die 
Volksabstimmung hatten, noch als 
Handlanger von seinem Vorgänger 
Regierungsrat Pedrazzini. Jetzt ist 
er der zuständige Gesundheitsmi-
nister. Letzte Woche hat er einen 
neuen Prüfungsbericht vorgelegt, in 
dem festgestellt wurde, dass der 
Landesspital-Neubau für den vom 
Volk genehmigten Betrag nicht rea-
lisiert werden kann (siehe «Volks-
blatt» vom 3. Februar). Das wissen 
wir schon seit dem Abstimmungs-
kampf im Herbst 2019. Die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger wur-
den nach Strich und Faden angelo-
gen. Es wurden völlig unrealistische 
Zahlen aufgetischt. So ist es gekom-
men, dass die GPK und der Landtag 
sich mit den Kostenüberschreitun-
gen befassen mussten. Ein Audit 
wurde eingeholt. Und jetzt ein Prü-
fungsbericht. Und alle kommen 
zum gleichen Schluss: Das Spital-
neubau-Projekt lässt sich so nicht 
verwirklichen. Damit hat Manuel 
Frick ja etwas Zeit gewonnen. Bis 
ein neues, realistisches Spitalpro-
jekt ausgearbeitet ist, hat er Zeit, 
das Wille-Areal, wo das neue Spital 
ja gebaut werden soll, zu sanieren. 
Kein Geld mehr ausgeben für weite-
re Prüfungsberichte. Einfach die 
Schaufel in die Hand nehmen und 
mit der Areal-Sanierung loslegen.

Pio Schurti, für DU, die Unabhängigen

Gesellschaft
Alltagsrassismus
in Liechtenstein
Blackfacing begann im frühen 19. 
Jahrhundert in den USA. Ein weis-
ses Publikum wurde mit stereoty-
per Darstellung Afroamerikaner/-in-
nen oder Afrikaner/-innen unterhal-
ten. Das in einer Zeit, in der die 
Sklaverei in Amerika auf dem Zenit 
stand und durch die Kritik an der 
Sklaverei der Druck zu ihrer Recht-
fertigung immer grösser wurde. 
Rassistische Stereotypen wie sie 
heute existieren, stammen häufig 

aus jener Zeit. Sie sollten die Men-
schen abwerten und deren Ausbeu-
tung und Unterdrückung rechtferti-
gen. Solche Shows wurden später 
auch in Europa aufgeführt. Deshalb 
muss verstanden werden, dass 
Blackfacing an der Fasnacht, wie es 
das «Vaterland» vergangenen Mon-
tag auf seiner Website veröffentlicht 
hat, nicht einfach harmlos und wit-
zig ist, sondern auch heute noch 
rassistische Vorurteile weiterver-
breitet. Dabei muss diese Verklei-
dung nicht böswillig gewählt wor-
den sein. Sowohl die Verkleidung 
als auch das Verbreiten von Bildern 
auf der Website einer Landeszei-
tung zeigen, dass es in Liechten-
stein immer noch an Bewusstsein 
gegenüber Rassismus fehlt. Rassis-
mus ist nicht nur ein Gewaltakt ge-
gen oder das Beschimpfen von Min-
derheiten, sondern hat viele andere 
Facetten. Heute verstehen zum Bei-
spiel alle, warum niemand mehr 
stereotyp jüdisch angezogen an die 
Fasnacht gehen oder antisemitische 
Karikaturen in der Zeitung abdru-
cken sollte. Wir sehen bei uns in 
Liechtenstein Handlungsbedarf. 
Denn es ist klar: Rassismus ist kein 
individuelles Problem, sondern ein 
gesellschaftliches. So müssen das 
Land, aber auch die Medien ihren 
Einsatz gegen Rassismus erhöhen. 
Zum Beispiel durch den Schul-
unterricht, Werbekampagnen und 
eine öffentliche Stelle, die sich mit 
 Rassismus beschäftigt.

Vorstand der Jungen Liste

In eigener Sache
Hinweis zu Leser-
briefen und Foren
Da auch unsere Rubrik «Leserbrie-
fe» einer Planung bedarf, bitten wir 
unsere Leser, sich möglichst kurz 
zu halten und als Limite eine maxi-
male Anzahl von 2500 Zeichen (in-
klusive Leerzeichen) zu respektie-
ren. Die Redaktion behält es sich 
vor, Zuschriften nicht zu publizie-
ren, und kann darüber keine Korre-
spondenz führen. Wir bitten dar-
um, uns die Leserbriefe – inklusive 
der vollen Anschrift des Unterzeich-
ners – bis spätestens 16 Uhr zukom-
men zu lassen. Für die Rubrik «Fo-
rum» gilt, die 3000-Zeichen-Marke 
nicht zu überschreiten.

redaktion@volksblatt.li
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Energiezukunft
An die fossile
Regierung
Fossil: Versteinertes Lebewesen. 
Unsere weitsichtige Regierung ver-
bietet, auf welchen Druck auch im-
mer vielleicht ein innerer Umwelt-
Staudruck oder aber ein äusserer, 
grün angehauchter, sämtliche fossi-
len Heizungen. Ei der Daus? Tat-
sächlich ja, es sei denn, sie erklärt 
uns noch eindrücklich, glaubhaft, 
nachprüf- und vor allem nachre-
chenbar, woher der viele Strom für 
Elektroöfen, Wärmepumpen, Autos, 
Lastwagen, Busse usw. kommen 
soll, wenn nicht aus einer, vom 
LKW höchst selbst angeschraubten 
Steckdose? Bei einem Blick auf die 
Grundenergieträger ist Deutschland 
am anschaulichsten. Frankreich ist 
atomlastig, Italien Gas, Österreich 
Wasser, Polen Kohle, Holland Gas, 
Norwegen Öl etc. Die Grundener-
gien in Deutschland teilen sich in 
Prozent folgendermassen auf: Er-
neuerbare 14, Atom 7, Braunkohle 8, 
Steinkohle 9, Gas 26, Öl 36. Unter 
der grünen Fuchtel soll sich dort al-
les ändern. Nämlich: Atom, Kohle, 
Gas und ÖL müssen weg. Was be-
deutet «86 Prozent» der Grundener-
gieträger sollen verschwinden und 
durch Sonnenräder ersetzt werden. 
Damit das alles schnell umgesetzt 
werden kann, kleben sich dort Am-
pel regierungstreue Leute auf den 
Strassen fest. Da auch unsere Regie-
rung den fossilfreien Weg einge-
schlagen hat, ist es logisch und kon-
sequent, dass sich auch bei uns die 
Leute auf den Strassen festkleben 
müssen. Wenn sich keine Freiwilli-
gen finden, dann muss eben mit 
staatlichem Druck nachgeholfen 
werden, oder die Staatsdiener über-
nehmen diese Aufgabe. Unser Pla-
net ist sonst nicht mehr zu retten 
und Liechtenstein muss Verantwor-
tung und auch Vorbildfunktion 
übernehmen. Wegen dem Föhn und 
launischen Windwirbeln sind Wind-
räder für uns keine Lösung. So sol-
len auf alle Dächer Solaranlagen ge-
schraubt werden, liest man aus den 
Schriften der Regierung. Derzeit 
sind aber die Seiten noch leer, wel-
che ausführen, wie viel Energie die 
Solardächer nachts, bei Nebel, Re-
gen und Schnee liefern werden. Fe-
lix Germany hat für solche Fälle 
Atom, Gas und Kohlenachbarn. 
Aber wir?

Jo Schädler,
Eschnerstrasse 64, Bendern

Medienplatz Liechtenstein
Leserbriefe und
das «Volksblatt»
Ich finde es sehr schade, dass sich 
das «Volksblatt» verabschieden 
muss, weil es auch für Nichtmitglie-
der eine Tür zum Lesen und Schrei-
ben von Leserbriefen offengelassen 
hat. Nicht so beim «Vaterland», da 
musste man jeden Artikel so soft 
schreiben, dass man ihn überhaupt 
gedruckt hat. Und für Nichtmitglie-
der war es nicht zum Lesen, nach 
dem Motto: «Nicht mal der Tod ist 
gratis, er kostet das Leben.» Ich 
hoffe, es gibt noch eine Lösung, 
dass es mit dem «Volksblatt» weiter-
geht. Es war immer interessant, 
zwei Ansichten zum gleichen The-
ma zu lesen. Vielleicht findet sich 
noch eine Unterstützungsmöglich-
keit, denn Meinungsfreiheit und 
verschiedene Ansichten sind immer 
wichtig. Falls es nicht gelingt, das 
«Volksblatt» zu retten, sage ich mal 
Danke schön an das ganze Team, 
ihr habt einen tollen Job gemacht.

Erich Chudy,
Im Sand 17, Triesen

Plädoyer für einen 
Namenswechsel
Der von Daniel Bargetze behauptete 
Wandel des «Vaterlands» von einer 
Partei- zu einer Forumszeitung hat 
bislang nicht überzeugend stattge-
funden. Mit einem Namenswechsel 
der Zeitung könnte ein mutiger 
Schritt in diese Richtung gemacht 

werden. Die Zeitung hiess von 1924 
bis zu einer parteipolitischen Fu-
sion 1936 «Liechtensteiner Nach-
richten». Damals fusionierten – 
nicht zur Freude von Parteigründer 
Wilhelm Beck – die Christlich-sozia-
le Volkspartei und der autoritär-an-
tisemitische Liechtensteiner Hei-
matdienst zur «Vaterländischen Uni-
on». Ein Name wie «Vaterland» 
wirkt heute wie aus der Zeit gefal-
len, zumal er suggeriert, dass einzig 
die väterlichen Wurzeln zählen und 
die mütterliche Abstammung ver-
nachlässigbar ist. Die neuen «Liech-
tensteiner Nachrichten» wären wohl 
auch gut beraten, die fähigen Jour-
nalistinnen und Journalisten vom 
bisherigen «Volksblatt» zu überneh-
men.

Klaus Biedermann, 
Im Mühleholz 39, Vaduz

Das Ende vom 
«Volksblatt»,
eventuell ein
Neuanfang?
Erstaunt habe ich erfahren, dass 
das «Liechtensteiner Volksblatt» sei-
nen Betrieb einstellen will. So scha-
de das auch ist, so könnte das auch 
ein Neuanfang sein. Bekanntermas-
sen wird nun nach dem allfälligen 
Ende des «Volksblatts», das «Vater-
land» die einzige Tageszeitung sein 
und zusammen mit der ebenfalls 
«roten» «Liewo», unsere Printmedi-
enlandschaft noch mehr beherr-
schen. Nun, es würde sich hier eine 
gute Lösung anbieten, das «Vater-
land» könnte sich vom eher einseiti-
gen Parteimedium zur neutralen 
einzigen Tageszeitung wandeln, 
zum Beispiel unter dem Namen 
«Neue Liechtensteiner Zeitung», na-
türlich auch weiterhin grosszügig 
mit Staatsgeldern subventioniert. 
Neu wäre ein Politikteil, in dem je-
de Partei, ihre Seite oder Seiten hät-
te und hier ihre Meinung vertreten 
könnte. Der grosse Vorteil für die 
Leser wäre, dass sie alle Meinungen 
aller Parteien lesen und vergleichen 
könnten, wie es die Vaduzer Medi-
enhaus AG in der «Liewo» schon un-
ter der Rubrik «Frage der Woche» 
jede Woche ganz spannend ermög-
licht. Der grosse Vorteil für die Par-
teien wäre, sie hätten alle ein Par-
teimedium, in dem sie sich ohne die 
ewigen Diskussionen über die Medi-
enförderung äussern könnten. Der 
Vorteil für das «Liechtensteiner 
 Vaterland» wäre, dass alle, FBP, FL 
(mit der jungen Liste), DpL und DU-
Anhänger, die bisher noch keine 
Abonnenten waren, nun schleunigst 
diese neue unabhängige Zeitung 
abonnieren würden, um sich so 
 ihre Meinung bilden zu können. So 
würde sich natürlich auch der 
 Umsatz ungeheuer steigern. Viele 
Bewohner/-innen wären über alles, 
 sowohl neutral als auch einseitig, 
informiert und alle wären glücklich.
Na, das wäre doch was?

René Schlegel,
Alberweg 10, Balzers

Reine 
Lippenbekenntnisse
Inspiriert durch das vermeintliche 
Aus des «Volksblatts», jahrzehnte-
lang Gegner in täglichen Freund-
schaftsspielen, melden sich im 
«Liechtensteiner Vaterland» auf den 
Seiten 2 und 3 der Ausgabe vom 8. 
Februar sowohl der amtierende Ge-
schäftsführer, Herr Daniel Bargetze, 
als auch der publizistische Leiter, 
Herr Patrik Schädler, zum Grabge-
sang. Herr Bargetze meint u. a.: 
«Wir wollen (…) weiterhin einen 
wichtigen Beitrag an die Demokra-
tie leisten und verpflichten uns zur 
Wahrung und Förderung der Mei-
nungsvielfalt.» Herr Schädler stösst 
ins gleiche Horn: «Wir machen es 
uns zur zentralen Aufgabe (…) aus-
gewogen und unabhängig zu berich-
ten.» Im Ernst jetzt? Wo bleibt ihr 
Realitätssinn? In ihren Redaktionen 
sitzen zu 90 Prozent Anhänger lin-
ker Ideologien! Wobei die Schät-
zung von 10 Prozent für die restli-
chen politischen Orientierungen 

ausgesprochen optimistisch ist! 
Höchst wahrscheinlich reinem 
Wunschdenken geschuldet, be-
fürchte ich. «Ausgewogene Bericht-
erstattung»? «Meinungsvielfalt?» 
Wie bitte? Ein paar Stichworte genü-
gen, um aufzuzeigen, wie absurd 
diese Ansprüche sind: Klimawan-
del, Ukrainekrieg, Corona, Trump, 
Gender Pay Gap!? Wo, bitte, wird 
oder wurde hier «ausgewogen und 
unabhängig» berichtet? Fakt ist 
doch, dass in sämtlichen diesen 
Themen – und in zahlreichen ande-
ren – ausschliesslich die offiziellen 
Narrative von Staat(en) und Regie-
rung(en), eventuell noch einiger 
staatsnaher internationaler Institu-
tionen und NGOs (EU, UNO, IPCC, 
WEF etc.) übernommen und – in der 
Regel mit Vehemenz – vertreten 
wurden und werden. Nicht zu ver-
gessen die täglichen, grossen und 
kleinen Huldigungen an den Zeit-
geist! Wo sich «Meinungsvielfalt» 
nicht gänzlich unterdrücken lässt, 
in der Leserbriefspalte oder in den 
Forumsbeiträgen zum Beispiel, wur-
de und wird vermehrt mit Zensur 
gearbeitet oder der Raum für die 
Meinungsäusserung mehr und mehr 
eingeschränkt. Intelligente Men-
schen wie Herr Schädler und Herrn 
Bargetze wissen das nicht? Natür-
lich wissen sie es, aber schliesslich 
werden sie dafür bezahlt, es gleich 
wieder zu vergessen. 

Hans Mechnig, 
Tröxlegass 46, Schaan

Energiepreise
Seit Jahresbeginn
fast verdoppelt, Teil 2
Jahrzehntelang waren die LKW ein 
Elektrizitätswerk mit Stromproduk-
tion, Stromverteilung und Ladenge-
schäft gewesen. Dann kamen das 
Fernsehnetz der Gemeinden ohne 
Eschen und Mauren sowie das Tele-
fonnetz hinzu. Diese beiden letzten 
Netze wurden dann in den letzten 
Jahren durch ein Glasfasernetz in 
allen Gemeinden ersetzt. Über die 
Kosten dieses grossen Infrastruk-
turprojekts wurde nie grosses Auf-
heben gemacht, obwohl es hier um 
zweistellige Millionenbeträge geht. 
Im Zuge der Strompreiskrise zeigt 
sich nun jedoch, dass das neu er-
baute Glasfasernetz mit Überschüs-
sen aus dem Stromgeschäft finan-
ziert wurde, obwohl die beiden Ge-
schäftsfelder Stromversorgung und 
Kommunikation nichts miteinander 
zu tun haben. Für eine private Fir-
ma im Wettbewerb mit anderen Fir-
men mag diese Finanzierung ange-
hen. Bei einem staatseigenen Be-
trieb mit Monopolstatut auf das 
Stromgeschäft wie den LKW ist eine 
solche Quersubventionierung je-
doch abzulehnen. Für eine buchhal-
terisch klare Abgrenzung sollten 
daher die zwei Geschäftsfelder 
Stromversorgung und Kommunika-
tion in zwei Abteilungen getrennt 
geführt werden. Mit ihrer bisheri-
gen guten und erfolgreichen Arbeit 
werden die LKW auch ein Ge-
schäftsfeld Kommunikation ohne 
Bezuschussung zum Erfolg führen 
können. Die LKW dürfen den 
Stromkonsumenten nicht verdeckt 
auch noch zum Geldgeber von nicht 
zu verzinsendem Kapital für andere 
Geschäftsfelder heranziehen. Und 
dies mit dem zusätzlichen Nachteil, 
dass alle Stromkonsumenten z. B. 
anteilmässig gleichviel an das Glas-
fasernetz bezahlen. Solche mit nied-
rigem Einkommen zahlen anteil-
mässig den gleichen Betrag an das 
Glasfasernetz wie Begüterte. Für 
den Stromkonsumenten lassen sich 
aus dieser Art der Kapitalbeschaf-
fung sicherlich keine Vorteile ablei-
ten. Im Übrigen sollte man überle-
gen, wieder wie in früheren Zeiten 
zur schwarzen Null im Jahresab-
schluss zurückzukehren.
Zu reden gibt auch die Vergleichs-
zahlung von 6,7 Millionen Franken 
an Grosskunden. Bis heute weiss die 
Öffentlichkeit nicht, was hier ge-
schehen ist. Dabei könnte über den 
Sachverhalt schon heute umfassend 
Auskunft gegeben werde. Der Ver-
trag mit dem aussergerichtlichen 
Vergleich könnte der Öffentlichkeit 
umgehend vorgelegt werden. Perso-

nenbezogene und firmenbezogene 
Angaben müssten nur geschwärzt 
werden. Den Stromkonsumenten in-
teressiert nur, ob auch ihm eine 
Vergleichszahlung zusteht.

Carl Heinrich Wolf,
Sugabüntweg 10, Ruggell

Landesspital
Nicht die Flinte ins 
Korn werfen, aber 
die Schaufel in die 
Hand nehmen
Das sollte Regierungsrat Manuel 
Frick jetzt tun. Er war von Anfang 
an beim Landesspital-Fiasko dabei. 
Mitverantwortlich. 2019, als wir die 
Volksabstimmung hatten, noch als 
Handlanger von seinem Vorgänger 
Regierungsrat Pedrazzini. Jetzt ist 
er der zuständige Gesundheitsmi-
nister. Letzte Woche hat er einen 
neuen Prüfungsbericht vorgelegt, in 
dem festgestellt wurde, dass der 
Landesspital-Neubau für den vom 
Volk genehmigten Betrag nicht rea-
lisiert werden kann (siehe «Volks-
blatt» vom 3. Februar). Das wissen 
wir schon seit dem Abstimmungs-
kampf im Herbst 2019. Die Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger wur-
den nach Strich und Faden angelo-
gen. Es wurden völlig unrealistische 
Zahlen aufgetischt. So ist es gekom-
men, dass die GPK und der Landtag 
sich mit den Kostenüberschreitun-
gen befassen mussten. Ein Audit 
wurde eingeholt. Und jetzt ein Prü-
fungsbericht. Und alle kommen 
zum gleichen Schluss: Das Spital-
neubau-Projekt lässt sich so nicht 
verwirklichen. Damit hat Manuel 
Frick ja etwas Zeit gewonnen. Bis 
ein neues, realistisches Spitalpro-
jekt ausgearbeitet ist, hat er Zeit, 
das Wille-Areal, wo das neue Spital 
ja gebaut werden soll, zu sanieren. 
Kein Geld mehr ausgeben für weite-
re Prüfungsberichte. Einfach die 
Schaufel in die Hand nehmen und 
mit der Areal-Sanierung loslegen.

Pio Schurti, für DU, die Unabhängigen

Gesellschaft
Alltagsrassismus
in Liechtenstein
Blackfacing begann im frühen 19. 
Jahrhundert in den USA. Ein weis-
ses Publikum wurde mit stereoty-
per Darstellung Afroamerikaner/-in-
nen oder Afrikaner/-innen unterhal-
ten. Das in einer Zeit, in der die 
Sklaverei in Amerika auf dem Zenit 
stand und durch die Kritik an der 
Sklaverei der Druck zu ihrer Recht-
fertigung immer grösser wurde. 
Rassistische Stereotypen wie sie 
heute existieren, stammen häufig 

aus jener Zeit. Sie sollten die Men-
schen abwerten und deren Ausbeu-
tung und Unterdrückung rechtferti-
gen. Solche Shows wurden später 
auch in Europa aufgeführt. Deshalb 
muss verstanden werden, dass 
Blackfacing an der Fasnacht, wie es 
das «Vaterland» vergangenen Mon-
tag auf seiner Website veröffentlicht 
hat, nicht einfach harmlos und wit-
zig ist, sondern auch heute noch 
rassistische Vorurteile weiterver-
breitet. Dabei muss diese Verklei-
dung nicht böswillig gewählt wor-
den sein. Sowohl die Verkleidung 
als auch das Verbreiten von Bildern 
auf der Website einer Landeszei-
tung zeigen, dass es in Liechten-
stein immer noch an Bewusstsein 
gegenüber Rassismus fehlt. Rassis-
mus ist nicht nur ein Gewaltakt ge-
gen oder das Beschimpfen von Min-
derheiten, sondern hat viele andere 
Facetten. Heute verstehen zum Bei-
spiel alle, warum niemand mehr 
stereotyp jüdisch angezogen an die 
Fasnacht gehen oder antisemitische 
Karikaturen in der Zeitung abdru-
cken sollte. Wir sehen bei uns in 
Liechtenstein Handlungsbedarf. 
Denn es ist klar: Rassismus ist kein 
individuelles Problem, sondern ein 
gesellschaftliches. So müssen das 
Land, aber auch die Medien ihren 
Einsatz gegen Rassismus erhöhen. 
Zum Beispiel durch den Schul-
unterricht, Werbekampagnen und 
eine öffentliche Stelle, die sich mit 
 Rassismus beschäftigt.

Vorstand der Jungen Liste

In eigener Sache
Hinweis zu Leser-
briefen und Foren
Da auch unsere Rubrik «Leserbrie-
fe» einer Planung bedarf, bitten wir 
unsere Leser, sich möglichst kurz 
zu halten und als Limite eine maxi-
male Anzahl von 2500 Zeichen (in-
klusive Leerzeichen) zu respektie-
ren. Die Redaktion behält es sich 
vor, Zuschriften nicht zu publizie-
ren, und kann darüber keine Korre-
spondenz führen. Wir bitten dar-
um, uns die Leserbriefe – inklusive 
der vollen Anschrift des Unterzeich-
ners – bis spätestens 16 Uhr zukom-
men zu lassen. Für die Rubrik «Fo-
rum» gilt, die 3000-Zeichen-Marke 
nicht zu überschreiten.

redaktion@volksblatt.li

LESERMEINUNGEN / FORUMSBEITRÄGE

ANZEIGE

ANZEIGE

Jetzt anmelden unter   
volksblatt.li/newsletter



12 Extremismus in Liechtenstein

Liechtensteiner Vaterland, 16. Februar 2023, S. 5

Das steckt hinter der «Innsbrucker Gang»: 
Klaus Tschütscher packt vor Gericht aus 
Vor Gericht nahm der Ex-Uniratspräsident erstmals Stellung zur «Chat-Affäre» – und rückte manche seiner Chats in einen anderen Kontext. 

Elias Quaderer 
 
Sie war vor drei Monaten der  
politische Aufreger schlechthin: 
die «Chat-Affäre» der Universi-
tät Liechtenstein. In einem ar-
beitsrechtlichen Verfahren zwi-
schen der Ex-Rektorin Ulrike 
Baumöl und der Universität 
Liechtenstein brachte Klägerin 
Baumöl über hundert Seiten 
Chatprotokolle als Beweismittel 
ein. Und am ersten Prozesstag 
zitierte sie aus den Protokollen 
einzelne Nachrichten von 
 Universitätsratspräsident Klaus 
Tschütscher. Der vermeintlich 
despektierliche Ton, den 
Tschütscher in den Chats gegen 
Österreicher Professoren an-
schlug, versetzte die Öffentlich-
keit in Empörung. Und auf-
grund von Druck aus dem 
 Landtag sah sich Tschütscher 
letztlich gezwungen, von sei-
nem Amt zurückzutreten. 

Politisch hat sich die Ange-
legenheit somit bereits erledigt, 
aber juristisch ist beim Fall  
noch kein Ende in Sicht. Ges-
tern fand der zweite Prozesstag 
statt, viele weitere werden fol-
gen – sofern sich die Parteien 
nicht aussergerichtlich einig 
werden. Doch gestern Nach-
mittag bekam der ehemalige 
Universitätsratspräsident Klaus 
Tschütscher erstmals die Gele-
genheit, seine Sicht der Dinge 
darzulegen. Die Einvernahme 
wurde zwar noch nicht abge-
schlossen. Aber nach jetzigem 
Stand müssen die «Tschüt-
scher-Chats» in einem anderen 
Licht betrachtet werden. 

Vorwürfe gegen Mitarbeiter 
wegen Rechtsextremismus 
Gleich zu Beginn seiner Einver-
nahme kam der ehemalige Uni-
versitätsratspräsident auf eine 
seiner prominentesten Chat-
nachrichten zu sprechen: «Für 
mich ist es klar, wir müssen die 
Innsbrucker Gang ausdünnen», 
soll er im Dezember 2019 an 
Baumöl geschrieben haben. 
Tschütscher merkte dazu aber 
an: «Der Chatverlauf wurde 
nicht vollständig wiedergege-

ben.» Und die Nachricht sei in 
einem Kontext zu sehen als es 
galt, «eine der grössten Repu -
tationskrisen der Universität 
Liechtenstein abzuwenden». 

Konkret ging es um ein ano-
nymes Mail, das im Oktober 
2019 bei der Universität Liech-
tenstein einging. Darin wurde 
einem Assistenzprofessor vor-
geworfen, einen rechtsradika-
len Hintergrund zu haben. Und  
der anonyme Absender drohte, 
damit an die Presse zu gehen. 
«Die Vorwürfe wogen schwer», 
so Tschütscher. Darum leitete 
die Universität eine interne Un-
tersuchung ein. Bald habe sich 
herausgestellt, dass es bei der 
Anstellung und Beförderung 
des betroffenen Assistenzpro-
fessors zu Ungereimtheiten 
kam. Die beiden damaligen 
Prorektoren der Uni sollen 
nicht sämtliche Unterlagen vor-
gelegt haben, führte Tschüt-
scher aus. Wie Baumöl ergän-
zend ausführte, wussten die 

beiden Prorektoren, dass be-
sagter Assistenzprofessor vor 
über zehn Jahren einmal Mit-
glied einer rechts-nationalisti-
schen Gruppierung in Südtirol 
war. Und im Bewusstsein, dass 
dies allfällig gegen ihn vorge-
bracht werden könnte, verfass-
ten die zwei Rektoratsmitglie-
der ein Dokument, um den As-
sistenzprofessor zu entlasten. 
Alle drei – die zwei Prorektoren 
sowie der Assistenzprofessor – 
kamen ursprünglich aus der 
Universität Innsbruck. 

Im Rahmen der internen 
Untersuchung wurden auch die 
Angestellten des betroffenen 
Lehrstuhls befragt. Doch zwei 
Mitarbeiter – beide hatten eben-
falls ihre Universitätskarriere in 
Innsbruck gestartet – erklärten 
von Anfang an, dass sie zum Fall 
nichts sagen können. «Aufgrund 
der gehäuften Situationen mit 
Innsbruck und der Gefahr, dass 
die Medien darauf aufmerksam 
werden, fiel der Ausdruck ‹Inns-

brucker Gang›», sagte der Ex-
Uniratspräsident. 

Baumöl: «Unglaublich, wie 
sich solche Zellen bilden» 
Baumöl schien laut Tschütscher 
damals im Dezember 2019 die 
Ansicht zu teilen, dass diese 
«Innsbrucker Gang ausge-
dünnt» werden müsse. So soll 
die Rektorin ihm damals geant-
wortet habe: «Denke auch, dass 
wir hier langsam einen Wechsel 
starten müssen» und «unglaub-
lich, wie sich solche Zellen bil-
den».  

Diese beiden Nachrichten 
von Baumöl waren bislang der 
Öffentlichkeit noch nicht  
bekannt. Und sie rückten die 
bisherigen Aussagen Tschüt-
schers in einen anderen Kon -
text. Für den ehemaligen Uni-
ratspräsidenten stand zumin -
dest fest: Aus diesen Aussagen 
«eine Gesinnung herzustellen – 
vor dem Hintergrund, dass die 
Hälfte meiner Verwandtschaft 

aus Österreich stammt – ist ge-
wagt». Der Fall um die anonyme 
Mail sei letztlich im Februar 
2020 beigelegt worden. Mit 
dem betroffenen Assistenzpro-
fessor gelang es, sich einver-
nehmlich zu trennen. «Zu seiner 
Gesinnung haben wir keine 
Nachforschungen angestellt», 
betonte Tschütscher. Aber die 
ganze Sache habe organisatori-
sche Mängel zutage gefördert, 
auf die mit mehreren Massnah-
men reagiert wurde. Unter an-
derem wurden die beiden Pro-
rektoren abberufen. 

Klage über Überwachung 
wie bei der Stasi 
Bevor am Nachmittag Tschüt-
scher zum ersten Mal einver-
nommen wurde, wurde am 
 Vormittag Baumöl durch die 
Beklagtenseite befragte. Die 
Ex-Rektorin zeichnete in ihren 
Ausführungen erneut ein Bild 
der konstanten Überwachung 
des Rektorats durch den Uni-

versitätsratspräsidenten. Tschüt-
scher verfüge dafür über ein 
Netzwerk an Personen an der 
Universität, die ihm Informatio-
nen zutragen würden. Umge-
kehrt habe er auch eine Liste an 
Personen, die er nicht mehr an 
der Uni sehen wolle. 

«Ein Netzwerk zur Kontrolle 
von Personen? Das klingt Stasi-
mässig», fragte der Anwalt der 
Universität. «Ehrlich gesagt – 
genau so haben wir uns auch 
 gefühlt», antwortete Baumöl. 
Als Beispiel führte sie an, dass 
Tschütscher ihr ein Foto vom 
unaufgeräumten Büro eines 
Mitarbeiters gezeigt habe und 
meinte: «Jemanden, der so un-
ordentlich ist, wollen wir nicht 
an der Universität haben.» 

Darauf entgegnete Tschüt-
scher, dass es weder ein Über-
wachungsnetzwerk noch eine 
Feindesliste gebe – zumal die 
von Baumöl genannten Perso-
nen, die sich auf der Liste befin-
den sollen, an der Universität 
immer noch Führungspositio-
nen bekleiden. Zudem «ver-
wehre ich mich in aller Deut-
lichkeit gegen das Wort ‹Sta-
si›». Und das Foto vom 
unaufgeräumten Büro sei im 
ganzen Betrieb kursiert. «Das 
war ein Running Gag.» 

Richterin fragt, ob Vergleich 
nicht sinnvoller wäre 
Nach sieben Stunden unter-
brach die Richterin die Befra-
gung Tschütschers. Das eigent-
liche Thema des Verfahrens – 
die Frage ob die fristlose Kündi-
gung Baumöls rechtens war – 
wurde noch gar nicht ange-
schnitten. Und noch zwanzig 
weitere Personen sollen einver-
nommen werden. Entspre-
chend klagte die Richterin zu 
Beginn der Verhandlung: «Der 
Verfahrensaufwand ist enorm. 
Was hier noch an Prozesstagen 
und Kosten kommen wird – das 
ist immens.» In diesem Sinne 
sollten sich beide Parteien doch 
Gedanken machen, ob es nicht 
sinnvoll wäre, sich ausserge-
richtlich auf einen Vergleich zu 
einigen. 

«Der Chatverlauf wurde nicht vollständig wiedergegeben», erklärte Tschütscher gestern vor Gericht. Bild: Tatjana Schnalzger (24.3.2022)
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Anti-Rassismus ist Übungssache 
Zum Internationalen Tag gegen Rassismus am 21. März organisiert der Fachbereich Chancengleichheit vom Amt für Soziale Dienste ein 
Podium zum Thema Alltagsrassismus. Mit dabei: die Agentin für Diversität am Schauspielhaus Zürich, Yuvviki Dioh. 

Yuvviki Dioh hält kurz inne, als 
sie danach gefragt wird, wie sie 
den Begriff Alltagsrassismus er-
klären würde, wenn das Gegen-
über noch nie davon gehört hat. 
Sie will eine klare Antwort dazu 
geben: «Das sind ganz alltägli-
che Situationen, in denen nicht-
weisse Menschen negative Er-
fahrungen machen: beim Ein-
kaufen, auf Wohnungs- und 
Jobsuche, im Ausgang.» Es fol-
gen Beispiele: Man wird auf 
Hochdeutsch oder in gebroche-

nem Deutsch angesprochen. 
Im Bus setzt sich niemand ne-
ben einen. Man kassiert abfälli-
ge Bemerkungen. Ständig wird 
gefragt, woher man «wirklich» 
kommt. 

Was, wenn es nicht  
böse gemeint ist? 
Auch wenn solche Aussagen 
und solches Verhalten nicht per 
se «böse gemeint» sind, so 
Dioh, werden sie von Betroffe-
nen häufig als ausgrenzend 

empfunden. Wenn immer wie-
der gefragt werde, woher man 
«wirklich» komme, habe man 
ständig das Gefühl, man müsse 
sich und seine Existenz rechtfer-
tigen: «Das hat einen massiven 
Einfluss darauf, wie ich mich im 
Alltag bewegen kann. Und für 
das Zuhause-Gefühl. Auch 
wenn das hier mein Daheim ist 
und ich kein anderes Daheim 
kenne, fühle ich mich nicht da-
heim.» Dieses ständige Sugge-
rieren, dass man nicht wirklich 
hierhergehöre: Das sei ein typi-
scher Schaden, der durch All-
tagsrassismus entsteht. 

Üben und  
besser machen 
Wie geht man damit um, wenn 
man merkt, dass man selbst 
schon solche Aussagen ge -
macht hat? Yuvviki Dioh findet, 
der erste Schritt ist bereits ge-
macht, wenn man überhaupt 
merkt: «Ah, jetzt habe ich etwas 
gemacht oder gesagt, was nicht 
gut war, und ich kann nachvoll-
ziehen, warum.» Der nächste 
Schritt wäre, sich zu informie-
ren und sich mehr Wissen an-
zueignen – und dies wirklich ei-
genverantwortlich. Wichtig ist 

zu versuchen, diese Fehler 
nicht mehr zu machen. Das, so 
Dioh, sei oft einfach eine 
Übungssache. 
 
von Gabriella Alvarez-Hummel  

«Das ist doch nicht böse 
gemeint!» 
Internationaler Tag gegen Ras-
sismus am 21. März, 18 Uhr, zum 
Thema Alltagsrassismus 
• In der Aula der Weiterführen-

den Schulen Vaduz, Maria-
numstrasse 43 

• Begrüssung durch Regie-
rungsrat Manuel Frick 

• Inputreferat von Yuvviki Dioh 
• Podiumsdiskussion moderiert 

von Gabriella Alvarez Hummel 
anschliessender Apéro 

• Anmeldung bis zum 16. März 
unter: E-Mail: info.cg@llv.li,  
Telefon: +423 236 60 60

Yuvviki Dioh ist die Agentin für Diversität am Schauspielhaus Zürich 
und hält am 21. März, dem Internationalen Tag gegen Rassismus, in 
Vaduz ein Inputreferat. Bild: zvg

Woher 
kommst du 
denn?

Du sprichst 
aber gut Deutsch!

Das ist doch nicht  
böse gemeint!

Was Alltagsrassismus   
mit Betroffenen macht.  

Solche Aussagen können von Betroffenen als ausgrenzend 
 empfunden werden. Bild: Georg Jäger Gestaltung

Senioren-Kolleg Liechtenstein 

Botanische Erforschung der Flora  
und Einblicke in ihre Vielfalt 

Am 16. März referiert um 14.20 
Uhr im Saal Zuschg Schaanwald 
Josef Biedermann zum Thema 
«Botanische Erforschung der 
liechtensteinischen Flora – Ein-
blicke in ihre Vielfalt». 

Die Geschichte des Botani-
sierens in Liechtenstein nimmt 
erst im 19. Jahrhundert ihren An-
fang. Die Erforschung der ein-
heimischen Flora ging damals 
von Vorarlberg und Tirol sowie 
von Graubünden aus. Nach der 
Gründung der Botanisch-Zoolo-
gischen Gesellschaft Liechten-
stein-Sarganserland-Werden-
berg (BZG) 1970 wurde die 
liechtensteinische Pflanzenwelt 
intensiv erforscht. 1977 konnte 
die von Heinrich Seitter unter 
Mithilfe von Mario F. Broggi, 
Wilfried Kaufmann und Edith 
Waldburger erarbeitete «Flora 

des Fürstentums Liechtenstein» 
herausgegeben werden. Seither 
sind viele weitere Forschungs-
beiträge über die Flora des Lan-
des entstanden. In der Vorlesung 
werden die ersten botanischen 
Arbeiten aus dem 19. Jahrhun-
dert und dem ersten Viertel des 
20. Jahrhunderts kurz vorge-
stellt. Der Schwerpunkt liegt 
aber auf den Forschungsarbeiten 
in den letzten 50 Jahren. Damit 
verbunden ist ein Einblick in die 
Vielfalt der liechtensteinischen 
Flora und in die Gefährdung der 
Biodiversität.  

Im Anschluss an die Vorle-
sung besteht die Gelegenheit 
zur Fragestellung und Diskus -
sion, Interessenten sind herz-
lich eingeladen. (Anzeige) 

 
Infos: www.senioren-kolleg.li

«Vaduz erleben» mit der Seniorenkommission 

Ein Besuch in der Wertstoffsammelstelle Vaduz/Triesen 

Auf sehr grosses Interesse stiess 
die Einladung zur Besichtigung 
der Wertstoffsammelstelle Va-
duz/Triesen vergangenen Mitt-
woch. Es war sicher schon jeder 
einmal in der Wertstoffsam-
melstelle zum Entsorgen des ei-
genen getrennt gesammelten 
«Abfalls». Dass dieser «Abfall» 
aber Wertstoff ist und somit 
wieder einem Kreislauf zuge-
ordnet werden kann, ist vielen 
nicht bewusst. Tobias Vollmar, 
Leiter des Werkbetriebs in Va-
duz und zuständig für die Wert-
stoffsammelstelle, erklärte, wie 
wichtig es ist, auch getrennte 
Wertstoffe, z. B. PET-Flaschen 
und Glas, aber auch Papier und 
Karton richtig zu entsorgen, da 
diese Wertstoffe wieder einem 
Recycling-Kreislauf zugeführt 
werden können. Interessant 
waren auch die Zahlen aus der 
Jahresübersicht von 2022, in 

der zum Beispiel 3500 Tonnen 
gepresstes Styropor, 5200 Ton-
nen Alu-Kaffee-Kapseln, 26 606 
Tonnen PET-Flaschen, 58 333 
Tonnen Elektro-Schrott, 
296 300 Tonnen Bruchglas, 
244 160 Tonnen Karton und 
394 223 Tonnen Papier gesam-

melt wurden, um nur ein paar 
Wertstoffe zu nennen. Bei Un-
sicherheiten gibt das anwe -
sende Personal gerne Auskunft 
und ist von Montag bis Freitag 
von 13 bis 18 Uhr und Samstag 
von 9 bis 16 Uhr für die Ein -
wohner im Dienst. Die Samm-

lungen von Sonderabfällen 
werden jeweils einmal im Früh-
ling und Herbst, dieses Jahr am 
5. April und am 11. Oktober, 
durch eine Spezialfirma durch-
geführt. Herzlichen Dank für 
diese Dienstleistung und die 
 interessanten Infos. (Anzeige)

Am Mittwoch stattete die Seniorenkommission der Werkstoffsammelstelle einen Besuch ab. Bild: zvg
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Erster Liechtensteiner Markentag 
Die Marke Liechtenstein braucht 
zum weiteren Wachstum Austausch 
und Zusammenarbeit. 9

Engagement für Kinder 
Sängerin Stefanie Heinzmann ist  
neue Botschafterin von Unicef 
Schweiz und Liechtenstein. 21

WWW. 
VATERLAND.LI
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Sapperlot 
«Wie habt ihr eigentlich früher 
jemanden kennengelernt?» Diese 
Frage wurde kürzlich von einer jungen 
Frau an meine Freundin gerichtet. Ja, 
wie war das denn? Also, um jemanden 
kennenzulernen, musste man zu-
nächst das Haus verlassen. Beliebte 
Treffpunkte waren Discos oder Bars. 
Traf man dort jemanden, der einem 
gefiel, wurde der ganze Mut zusam-
mengenommen und die Person 
angesprochen, denn wer den Namen 
oder die Telefonnummer des 
Schwarms erfahren wollte, musste 
noch am selben Abend handeln. War 
der Angebetete einmal verschwun-
den, konnte es sein, dass man ihm nie 
wieder oder viel zu spät wieder begeg-
net. Einen schnellen Blick auf Insta-
gram und Co. zu werfen und die 
Person über Freunde oder Bekannte 
ausfindig zu machen, war nicht mög-
lich, also sprang jeder einfach ins kalte 
Wasser. Verrückt, oder? Und ja, man 
hat sich auch den einen oder anderen 
Korb dabei geholt. Aber es war viel 
aufregender, als nur nach rechts oder 
links zu swipen. Katarina Leovac

Diskriminierung und gefährliche 
Drohung sind keine Bagatellen  
Auch im Internet ist nicht alles erlaubt: Rechtswidrige Posts können die Verfasser hinter Gitter bringen. 

Julia Kaufmann 
 
Leichtfertig und unüberlegt werden 
auf den Sozialmedien wie Facebook 
und Twitter oder auf Kurznachrichten-
diensten wie Whatsapp und Telegram 
Bilder, Sprüche, Nachrichten und Kom-
mentare mit diskriminierendem oder 
drohendem Inhalt gepostet und geteilt. 
Seit Beginn der Pandemie vor knapp 
drei Jahren haben solche Posts 
merklich zugenommen. Doch an die 
strafrechtlichen Konsequenzen scheint 
kaum einer der Verfasser oder Verbrei-
ter dieser Botschaften zu denken. 
Dabei ist weder die Diskriminierung 
noch die gefährliche Drohung ein Ba-
gatelldelikt. Kommt es zur Anzeige und 
einem Strafverfahren, können emp-
findliche Geld- und Freiheitsstrafen 
drohen: Diskriminierung kann mit ei-
ner Freiheitsstrafe von bis zu zwei Jah-

ren geahndet werden, und der Straf-
rahmen bei gefährlicher Drohung liegt 
sogar bei bis zu drei Jahre Haft.  

Todesdrohung im Telegram-Chat 
führt zur Verurteilung  
Erst gestern musste sich ein Liechten-
steiner vor dem Landgericht verant-
worten, der im Juli 2022 in einer Tele-
gram-Gruppe mit knapp 2000 Mitglie-
dern eine Person mit dem Tod bedroht 
hat. Der Angeklagte gab gestern zu, 
eine entsprechende Nachricht verfasst 
zu haben, allerdings beteuerte er, dass 
er «keiner Fliege etwas zuleid tun» 
könnte. Die Mitteilung sei viel eher als 
Warnung zu verstehen und er habe die 
entsprechende Person damit aufschre-
cken wollen, um zu sehen, ob diese 
noch Mitglied der Telegram-Gruppe 
sei. Die Erklärungsversuche des Liech-
tensteiners änderten allerdings nichts 

daran, dass es strafbar und verboten ist, 
einer anderen Person damit zu drohen, 
dass ihr «die letzte Kugel ins Hirn gebla-
sen» werde. Entsprechend folgte ein 
Schuldspruch und der Ausspruch einer 
zweimonatigen Haftstrafe, die bedingt 
auf eine Probezeit von drei Jahren nach-
gesehen wurde. «Das ist Ihre allerletzte 
Chance. Das Damoklesschwert hängt 
über Ihnen», mahnte der Richter den 
Mann, der wegen vergleichbarer Straf-
taten bereits zweifach vorbestraft ist.  

Neue Kampagne thematisiert 
Strafbarkeit von Diskriminierung  
Alltagsrassismus, Diskriminierung und 
gefährliche Drohung sind allgegen -
wärtig – dies zeigt beispielsweise die 
Schweizer Meldeplattform für rassisti-
sche Hassreden im Internet. Im ersten 
Betriebsjahr hat sie bereits 163 derar -
tige Äusserungen registriert, wovon 

knapp ein Viertel strafrechtlich rele -
vant ist. Wären diese Äusserungen in 
Liechtenstein gesammelt worden, 
könnten wahrscheinlich noch einige 
Wortmeldungen mehr zur Anzeige ge-
bracht werden. Denn das hiesige Dis-
kriminierungsverbot reicht wesentlich 
weiter als das Verbot in der Schweiz.  

Nicht nur der 21. März – der Inter-
nationale Tag gegen Rassismus – macht 
darauf aufmerksam, mehr gegen ras-
sistische Diskriminierung, Gewalt und 
Hassrede zu unternehmen. Auch der 
Verein für Menschenrechte in Liech-
tenstein, die Gewaltschutzkommission 
des Landes sowie das Amt für Soziale 
Dienste haben die Sensibilisierungs-
Kampagne «Diskriminierung ist straf-
bar #toleranzistdeinrecht» lanciert. Sie 
wird am kommenden Freitag vorge-
stellt und informiert unter anderem 
über das Diskriminierungsverbot. 3

UBS prüft Auflösung 
von Vertrag mit Klein 
Die UBS will den Vertrag zwischen der 
von ihr übernommenen Credit Suisse 
und Michael Klein offenbar nicht ak-
zeptieren, hiess es in einem Bericht der 
«Financial Times» vom Dienstag-
abend, der Insider als Quelle nennt. So 
habe die UBS ein juristisches Team da-
mit beauftragt, zu prüfen, wie der Ver-
trag zwischen der Credit Suisse und 
Klein so kostengünstig wie möglich 
aufgelöst werden könne. UBS und CS 
lehnten eine Stellungnahme ab. (awp) 

Mangelhafte  
Wasserinstallationen 
Das Projekt «Sauberes Trinkwasser», 
das 2018 vorgestellt wurde, erhielt da-
mals nicht nur positive Reaktionen aus 
der Bevölkerung. Das Konzept sah vor, 
alle Gebäude im Land zu untersuchen, 
um festzustellen, ob durch veraltete 
Technik die Gefahr bestehe, dass ver-
unreinigtes Wasser aus den Leitungen 
in das Trinkwassernetz gelangt. Die 
Kosten von 100 bis 300 Franken für 
die Kontrollen tragen die jeweiligen Ei-
gentümer. Der damalige Präsident der 
Gruppenwasserversorgung Liechten-
steiner Oberland, Hansjörg Büchel, 
fand es zwar unerfreulich, die Kosten 
auf die Bevölkerung zu übertragen, 
aber er plädierte auch gleichzeitig für 
das Gemeinwohl. Die neuesten Zahlen 
zeigen, dass die Kontrollen und Män-
gelbehebungen nötig sind. Auf die 
Kontrolleure, von denen es derzeit nur 
sieben im Land gibt, wartet noch viel 
Arbeit. In den letzten Jahren wurden 
2700 Gebäude kontrolliert, aber es 
fehlen noch weitere 7500. (red) 5

Was andauernder Alltagsrassismus mit Betroffenen macht

Aussagen wie «Von wo kommst du eigentlich wirklich?» bekommen People of 
Colour häufig zu hören. Wieso dies problematisch ist und in welchen Formen sich 
Alltagsrassismus äussert, davon handelte die gestrige Veranstaltung vom Fach -
bereich für Chancengleichheit des Amtes für Soziale Dienste. 2 Bild: Daniel Schwendener
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15 %

Es ist mir egal. 

51 %

Nein. Mein Biorhythmus gerät dadurch aus den Fugen.

34 %

Ja. Ich habe mich daran gewöhnt und mir passt das so.

Umfrage der Woche 
Frage: Trotz der Diskussionen um  
Sommer- und Winterzeit in Europa wird es 
auch 2023 wieder Zeitumstellungen geben. 
Die Uhr wird am 26. März um 2 Uhr auf 3 Uhr 
gestellt. Ist diese Umstellung noch zeitgemäss?

Kokain und Einbruch: Urteil angefochten 
Für die Staatsanwaltschaft fiel die Strafe eines im Oktober verurteilten Mannes zu mild aus. 

Immer weiter rutschte der be-
reits verurteilte Mann in die 
 Kokainsucht: Von März 2019  
bis April 2021 kaufte er regel-
mässig seinem Dealer Kokain 
ab und brach aufgrund dessen 
auch mehrmals bei ihm ein. So 
sass der Mann im vergangenen 
Oktober schon zum dritten Mal 
wegen seines Drogenkonsums 
vor einem Richter. Der Mann 
wurde damals zu einer beding-
ten Freiheitsstrafe von 21 Mo-
naten und einer Geldstrafe von 
1500 Franken verurteilt. Nun 
fand sich der Angeklagte zum 
vierten Mal im Landgericht in 
Vaduz ein. Dieses Mal jedoch 
nicht im Rahmen eines Straf-
verfahrens, sondern wegen der 
Berufung der Staatsanwalt-
schaft vor dem Obergericht. 
Diese war nämlich der Ansicht, 
dass das Urteil im Oktober 

2022 zu mild ausgefallen ist. 
Dem Angeklagten werden das 
Verbrechen des gewerbsmässi-
gen Diebstahls durch Einbruch 
sowie das Vergehen und Über-
tretungen nach dem Betäu-
bungsmittelgesetz vorgewor-
fen.  

«Strafbemessungsgründe 
nicht berücksichtigt» 
Wie die Staatsanwältin zu Be-
ginn der Verhandlung ausführ-
te, habe das Erstgericht die er-
schwerenden Strafbemessungs -
gründe nicht oder nur zum Teil 
berücksichtigt. So sei der Ange-
klagte auf der einen Seite ein-
schlägig vorbestraft und auf der 
anderen sei die konsumierte 
Menge an Drogen bei der Ur-
teilsfindung zu wenig gewichtet 
worden. Die Staatsanwältin 
wies den Senat ausserdem da-

rauf hin, dass der Mann auch 
bereit war, für den Drogenkon-
sum Vermögensdelikte zu be-
gehen. Die Geldstrafe erachtete 
sie als «massiv zu niedrig», be-
achte man das maximale Straf-
mass von 50 000 Franken.  

«Würde Resozialisierung 
gefährden» 
Dem Plädoyer der Staatsan-
waltschaft entgegnete der Ver-
teidiger, dass die Milderungs-
gründe, wonach der Angeklagte 
ein reumütiges Geständnis ab-
legte und den Drogen abge-
schworen habe, berücksichtigt 
werden müssen. Sein Mandant 
sei durch die Verfahrenskosten 
und Altlasten finanziell geschä-
digt. Der Verteidiger forderte, 
dem Antrag der Strafverschär-
fung nicht nachzukommen, um 
dem Angeklagten den Weg in 

ein drogenfreies Leben nicht zu 
erschweren.  

Das Obergericht kam dem 
Antrag der Staatsanwaltschaft 
schliesslich nicht nach: «Eine 
Strafverschärfung wäre mittel-
absorbierend und würde die 
Resozialisierung des Angeklag-
ten gefährden», begründete der 
Vorsitzende die Entscheidung 
des Senats. Ausserdem habe 
der Mann durch seinen Dro-
genkonsum nur sich selbst ge-
fährdet. Mit der auferlegten be-
dingten Freiheitsstrafe sei der 
Einbruch sowie der Diebstahl 
des Kokains bereits «reichlich 
abgegolten worden». Im Weite-
ren erklärte der Vorsitzende, 
dass alle Strafbemessungsgrün-
de vom Erstgericht ausreichend 
berücksichtigt worden sind. 

 
Simone Quaderer

«Ist doch nicht böse gemeint» 
Was Alltagsrassismus mit Betroffenen macht, zeigte die Veranstaltung der Regierung gestern. 

Simone Quaderer 
 
«Darf ich deine Haare anfas-
sen?», «Du verhältst dich mega 
europäisch, dafür dass du 
schwarz bist», «Du bis keine 
Liechtensteinerin, du siehst 
nicht aus wie eine» oder «Wo-
her kommst du eigentlich?» – es 
sind Aussagen, die zum Nach-
denken anregen und betroffen 
machen. Viele von ihnen sind 
vielleicht nicht immer böse ge-
meint, und doch ist Alltagsras-
sismus für die Betroffenen ver-
letzend. «Das Thema Alltags-
rassismus ist kein einfaches 
Thema und die Meinungen da-
rüber, was man darf und was 
nicht, gehen zum Teil sehr weit 
auseinander», stellte Rahel 
Schatzmann vom Amt für Sozia-
le Dienste in ihrer Begrüssungs-
rede fest. Doch was ist Alltags-
rassismus überhaupt und was 
macht er mit Betroffenen? Die-
sen Fragen ging der Fachbe -
reich Chancengleichheit nach 
und lud anlässlich des gestrigen 
Internationalen Tags gegen 
Rassismus in die Aula der Wei-
terführenden Schulen in Vaduz 
ein.  

Erster Schritt: Vorurteilen 
bewusst werden 
Regierungsrat Manuel Frick be-
grüsste die Anwesenden und 
ging der Frage nach, wo Frem-
denfeindlichkeit anfängt. Dabei 
teilte er gleich zu Anfang ein Er-
lebnis mit dem Publikum: «An 
einer Geburtstagsfeier gab es 
Kuchen und jemand wollte wis-
sen, wie der Kuchen heisst und 
was drin ist.» Sodann habe die 
Person geantwortet, dass es  
sich um eine Schokokuss-Torte 
handle. «Du meinst wohl Moh-
renköpfe, oder? Dann sag doch 
Mohrenköpfe», zitierte Frick 
eine andere Person am Tisch. 
«Und wieder entstand diese 
Diskussion», bedauerte der Re-
gierungsrat.  

«Die ‹Mohrenkopf›-Diskus-
sion ist ein Beispiel, das zeigt, 
dass es darauf ankommt, was 
ein Wort, eine Reaktion oder ein 

Verhalten mit anderen Men-
schen macht», betonte Frick. 
Auch dann, wenn es eben nicht 
böse gemeint oder unbewusst 
passiere. «Es ist Alltagsrassis-
mus, wenn etwas so normal 
wird, dass wir es gar nicht als 
Rassismus erkennen», sagte der 
Regierungsrat. Es seien oft klei-
ne Formen des Rassismus «und 
doch können sie eine starke 
Wirkung haben». Durch unbe-
wusste Vorurteile mache man 
schnell Unterschiede zwischen 
Menschen an Äusserlichkeiten, 
an der Herkunft, an der Kultur 
oder an der Religion fest. «Uns 
diesen Vorurteilen bewusst zu 
werden, ist ein erster Schritt in 
die richtige Richtung», so Frick. 

«Suggerieren, dass wir 
nicht hierher gehören» 
Im anschliessenden Referat  
verschaffte Yuvviki Dioh, Agen-
tin für Diversität am Schauspiel-
haus Zürich, den Gäste einen 
Überblick zum Thema Alltags-

rassismus. Dabei ging sie auch 
darauf ein, was dieser mit den 
Betroffenen macht.  

Auch Dioh startete ihr Refe-
rat mit einigen Beispielen von 
Alltagsrassismus: «Dein Vater 
ist Muslim, das tut mit leid», 
«Du redest Deutsch wie eine 
Liechtensteinerin», «Nein, ich 
meine: Von wo kommst du 
 wirklich?» Solche Sätze sind 
schmerzhaft und den Betroffe-
nen wird immer wieder vor Au-
gen gehalten, dass sie anders 
sind und nicht wirklich dazuge-
hören, erklärte sie. Yuvviki Dioh 
erwähnte in diesem Zusam-
menhang auch die häufig getä-
tigte Aussage «Heutzutage darf 
man ja nichts mehr sagen». Da-
bei sind es eben gerade diese 
«nicht böse» gemeinten Sätze 
und die Frage nach der Her-
kunft, die Auswirkungen auf die 
Betroffenen haben. «Solche 
Sätze suggerieren, dass Leute 
wie ich nicht hierher gehören, 
irgendwie gefährlich oder weni-

ger wert sind.» Die Diversitäts-
agentin führte im Weiteren aus, 
was Alltagsrassimus bei Betrof-
fenen auslösen kann und 
nannte unter anderem Recht-
fertigungszwang, Ausschluss 
und psychische Probleme. Aus-
serdem erklärte sie, dass Rassis-
mus auf der strukturellen, insti-
tutionellen und individuellen 
Ebene existiere und somit in 
sämtlichen Lebensbereichen 
vorkomme. So können Diskri-
minierungen unter anderem 
auch bei der Job- oder Woh-
nungssuche oder in zentralen 
Institutionen wie der Polizei 
vorkommen. Zum Abschluss 
sprach Journalistin Gabriella Al-
varez Hummel mit Fachperso-
nen, die teilweise selbst betrof-
fen sind und von Erfahrungen 
aus ihrem Beratungsalltag be-
richten konnten. An der Ge-
sprächsrunde nahmen Referen-
tin Yuvviki Dioh, Belgin Amann 
von der Infra und Mirjam Schif-
fer vom Aha teil. 

Referentin Yuvviki Dioh erklärte, in welchen Formen Alltagsrassismus sich äussert. Bild: Daniel Schwendener

In Triesenberg brannte  
gestern ein Fahrzeug 
In Triesenberg ist es gestern Nachmittag zum 
Brand eines Personenwagens gekommen. Eine 
Fahrzeuglenkerin meldete um 16.50 Uhr telefo-
nisch der Polizei, dass ihr Personenwagen an der 
Bühelstrasse in Triesenberg in Brand geraten sei. 
Die Feuerwehr werde benötigt. Aufgrund der 
Meldung rückte die Landespolizei, die gesamte 
Freiwillige Feuerwehr Triesenberg sowie der 
Rettungsdienst LRK an den Brandort aus. Nach 
bisherigen Erkenntnissen war die Fahrzeuglen-
kerin bergwärts zu ihrem Wohnort gefahren und 

hatte dabei einen stinkenden Geruch wahrge-
nommen. Sie habe dann sofort ihr Fahrzeug ver-
lassen und aus dem Motorraum austretenden 
Rauch festgestellt. Das Fahrzeug geriet an-
schliessend in Vollbrand, wodurch eine angren-
zende Hecke ebenfalls Feuer fing. Ein hinter der 
Hecke parkiertes Fahrzeug wurde durch den 
Brand ebenfalls beschädigt. 

Die Feuerwehr konnte den Brand löschen. 
Personen wurden keine verletzt. Die Höhe des 
Sachschadens kann noch nicht beziffert werden. 
Die Landespolizei hat Erhebungen bezüglich der 
Brandursache aufgenommen. (lpfl)

Feldkirch bekommt ein  
neues Parkleitsystem 
Das aktuelle Parkleitsystem in Feldkirch stammt 
aus dem Jahr 2006 und ist inzwischen in die 
Jahre gekommen. Nun wird dieses erneuert. 
«Das Parkleitsystem hat sich bewährt. Allerdings 
ist es längst nicht mehr auf dem neuesten techni-
schen Stand und inzwischen auch anfällig für 
Fehler und Ausfälle», so Bürgermeister Wolfgang 
Matt. Deshalb werden in den kommenden Mona-
ten die Anzeigen, welche auf die freien Parkplät-
ze und bevorstehende Veranstaltungen hinwei-
sen, im gesamten Stadtbereich erneuert. (pd)
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Immo-Tipp der Woche

Oliver Goldinger
Leiter Verkauf
Frauenfeld

goldinger.ch – 052 725 04 23

Eine effektive Marketingstrat-
egie ist essenziell und von
grosser Bedeutung.Wenn
Ihre Immobilie zu lange im
Internet steht, kann das
Interesse potenzieller Käufer
abnehmen.

«Bedrohungen nicht weiter zugenommen» 
Im Jahr 2021 nahmen die Drohungen in den Sozialmedien merklich zu. Das hat sich laut Fachstelle Bedrohungsmanagement wieder gelegt. 

Desirée Vogt 
 
Als Folge des Tötungsdelikts in 
Balzers im Jahr 2014 hat die 
 Regierung Massnahmen zur 
Verbesserung der öffentlichen 
Sicherheit geprüft und schliess-
lich im Jahr 2019 das Bedro-
hungsmanagement eingeführt. 
Vor allem während der Corona-
pandemie wurde vermehrt be-
drohliches Verhalten gegenub̈er 
Behörden, einzelnen Berufs-
gruppen oder auch exponierten 
Privatpersonen festgestellt. Die 
Wichtigkeit einer solchen Fach-
stelle hat sich eben in dieser 
Phase gezeigt. Seitdem haben 
Fälle von Bedrohungen in den 
Sozialmedien nicht weiter zu -
genommen, wie Nadine Kranz 
von der Fachstelle Bedrohungs-
management informiert. In den 
meisten Fällen, in denen die 
Fachstelle beigezogen wird, 
handelt es sich um häusliche 
Gewalt.  

Durchschnittlich acht 
Meldungen pro Monat 
«Die wenigen Fälle, die zu einer 
Involvierung der Fachstelle ge-
führt haben, fanden hauptsäch-
lich während der Coronapan-
demie bzw. im Zuge der damit 
verbundenen Massnahmen 
statt», führt Nadine Kranz aus. 
In der Mehrheit der Fälle sei le-
diglich eine Anzeigeerstattung 
an die Staatsanwaltschaft er-
folgt, da eine Involvierung der 
Fachstelle aufgrund der Sachla-
ge nicht angezeigt gewesen sei. 

Aus dem Jahresbericht ist 
ersichtlich, dass alleine im Jahr 
2021 94 Meldungen bei der 

Fachstelle eingegangen sind – 
das sind also rund acht Fälle pro 
Monat. Aufgrund der teilweise 
radikalisierten Äusserungen in 
den Sozialmedien, aber auch in 
Mails und Briefen intensivierte 
die Fachstelle deshalb die inter-
ne Zusammenarbeit mit dem 
Staatsschutz. «Speziell bei be-
drohlichen Posts in den Sozial-
medien wurde den Verfassern 
auch sogenannte ‹deanonymi-

sierende Briefe› zugestellt, um 
klarzustellen, dass das Internet 
kein rechtsfreier Raum ist», 
wird im Jahresbericht festge -
halten.  

Zum Teil regelmässige 
Kontakte mit dem «Störer» 
Die Frage, wie viele Personen 
bei der Fachstelle Bedrohungs-
management unter «Beobach-
tung» stehen, wird von Nadine 

Kranz korrigiert. «Es steht nie-
mand unter Beobachtung. Es 
geht vielmehr darum, Mel-
dungseingänge zu prüfen und 
dann im Einzelfall zu entschei-
den, ob und wie intensiv sowie 
auf welche Weise eine Fallbe-
gleitung erfolgen soll.» Das 
könne eine einmalige Verhal-
tensempfehlung an die mel-
deerstattende Person sein – im 
Sinne von «Hilfe zur Selbsthil-

fe» –, aber auch die Koordina -
tion von bereits involvierten 
Fachstellen bis hin zu regelmäs-
sigen Kontakten mit dem «Stö-
rer» selbst. Grundsätzlich wer -
de jeder Meldungseingang ent-
gegengenommen. Ob es dann 
aber zu einer Falleröffnung 
bzw. somit einer Zuständigkeit 
für die Fachstelle komme, hän-
ge davon ab, ob konkrete Hin-
weise – verbal oder im Verhal -

ten – vorliegen, die ein erhöhtes 
Risiko für schwere Gewalt ge-
gen Dritte vermuten lassen. 
Dabei wird die erhöhte Gewalt-
bereitschaft in verschiedene 
Kategorien eingeteilt: häusli -
che Gewalt, bedrohliches Ver-
halten gegenüber einer Be -
hörde/Institution, psychische 
 Auffälligkeit, bedrohliches Ver-
halten allgemein, bedrohliches 
Verhalten am Arbeitsplatz, 
Stalking, Extremismus und se-
xuelle Ge walt. In den meisten 
Fällen geht es um Fälle häusli-
cher Gewalt. 

Gefährliche Entwicklung 
erkennen und einschätzen 
Die Fachstelle analysiert vor al-
lem das verunsichernde Verhal-
ten von Personen systematisch 
hinsichtlich eines Gewaltrisikos 
und initiiert gezielte Interven-
tionen zur frühzeitigen Deeska-
lation, erklärt Nadine Kranz ih-
ren Aufgabenbereich. Damit 
leiste sie einen wichtigen Bei-
trag zur Auftragserfüllung der 
Landespolizei im Bereich der 
Gefahrenabwehr bzw. Gefah-
renvorsorge. Es geht also vor 
 allem darum, gefährliche Ent-
wicklungen frühzeitig zu er -
kennen und Anzeichen als Ri -
sikomerkmale einzuschätzen. 
Darum, die Situation zu ent-
schärfen und zielgerichtete Ge-
walt zu verhindern. Wenn be-
reits konkrete Delikte wie Dro-
hungen, Nötigungen oder gar 
Körperverletzungen begangen 
worden sind, so fällt dies nicht 
mehr in ihre Zuständigkeit und 
es ist bei der Landespolizei 
Strafanzeige zu erstatten.  

Das Bedrohungsmanagement ist bei der Landespolizei angesiedelt und hat sich bewährt. Bild: Archiv/Daniel Schwendener

Auch auf Telegram darf niemand mit dem Tod bedroht werden 
Ein bereits gerichtsbekannter Liechtensteiner wurde gestern erneut verurteilt. Er hat eine Journalistin auf Telegram gefährlich bedroht. 

Gestern musste sich ein Liech-
tensteiner vor dem Landgericht 
verantworten, der kein Unbe-
kannter ist: In den vergangenen 
drei Jahren wurde er bereits zwei 
Mal verurteilt – immer im Zu-
sammenhang mit Aussagen, die 
er in den Sozialmedien und 
Kurznachrichtendiensten getä-
tigt hatte. Erstmals wurde der 
Mann 2021 wegen Diskriminie-
rung schuldig gesprochen: Er 
hatte den Holocaust mit mehre-
ren Posts auf Facebook gröblich 
verharmlost und das nationalso-
zialistische Regime mit der Pan-
demiebekämpfung verglichen. 
Dafür hat der Liechtensteiner 
eine Geldstrafe in Höhe von  
10 000 Franken erhalten, die 
aber auf eine Probezeit von drei 
Jahren bedingt nachgesehen 
wurde. Zur zweiten Verurteilung 
kam es Anfang Januar 2022. Der 
Mann hatte im September 2021 
in einer Telegram-Gruppe Ge-
sundheitsminister Manuel Frick 
und Altregierungsrat Mauro Pe-
drazzini gefährlich mit dem Tod 
bedroht. Erneut folgte der 
Schuldspruch: 2400 Franken 
Strafe, wobei die Hälfte eben-
falls auf eine dreijährige Probe-
zeit bedingt nachgesehen wur-
de. Und auch gestern lautete der 
Vorwurf: gefährliche Drohung. 
Diese hatte der Mann in dersel-

ben Telegram-Gruppe ausge-
sprochen und war an eine Jour-
nalistin gerichtet.  

Person mit Todesdrohung 
«nur» aufschrecken wollen 
Der Angeklagte gab gestern zu, 
im Juli 2022 die anklagegegen-
ständliche Nachricht verfasst 
und in der Telegram-Gruppe mit 
rund 2000 Mitgliedern gepostet 
zu haben. Er selbst ist Adminis-
trator dieser Gruppe. Allerdings 
sei die gefährliche Drohung 
nicht so zu verstehen, dass er je-
manden habe töten wollen. «Ich 
habe gewusst, dass diese Person 
früher unter falschem Namen in 
der Telegram-Gruppe war», be-
hauptete der Angeklagte. Einer-
seits habe er die Journalistin auf-
schrecken wollen, um zu sehen, 
ob sie noch immer in der Gruppe 
ist. Andererseits sei es eine War-
nung an sie gewesen. Zur Ziel-
scheibe wurde die Frau, weil der 
Liechtensteiner ein Foto von ihr 
gesehen hat, auf dem sie ein  
T-Shirt mit einem satanisti -
schen Spruch trug. «Das hat 
mich unheimlich getriggert.» 
Der Angeklagte glaubt nämlich, 
dass Satanisten und Pädophile 
jährlich für das Verschwinden 
von Millionen von Kindern ver-
antwortlich sind. Und «zum 
Schutz der Kinder» gebe es ein 

weltweit agierendes Militärtri-
bunal, das eben solche Men-
schen zur Rechenschaft zieht. 
Der Angeklagte selbst bezeich-
net sich als Blogger und verbrei-
tet seine Denkweisen sowohl in 
diversen Telegram- und Face-
book-Gruppen wie auch auf sei-
nem Youtube-Kanal. Nach eige-
nen Angaben habe er über eine 

Million Follower. «Ich möchte 
mich entschuldigen, sollte ich 
mich im Tonfall bei dieser Nach-
richt vergriffen haben. Aber ich 
stehe dazu, dass Satanisten und 
Pädophile verfolgt werden müs-
sen», erklärte er dem Richter.    

Weil der Angeklagte bereits 
wegen gefährlicher Drohung 
verurteilt wurde, wollte die 

Staatsanwältin von ihm wissen, 
ob er gewusst habe, dass seine 
an die Journalistin gerichtete 
Aussage verboten und strafbar 
ist. «Im Nachhinein betrachtet 
ist mir das klar», gab er zu und 
erklärte im selben Atemzug ein-
mal mehr, dass es «lediglich 
eine Warnung vor der Verfol-
gung durch das Militär» und 
nicht etwa eine Todesdrohung 
gewesen sei. «Ich könnte keiner 
Fliege etwas zuleide tun», be-
tonte der Liechtensteiner.  

Eine allerletzte Chance:  
Sonst wartet das Gefängnis 
Für die Staatsanwältin war 
schliesslich klar, dass der Ange-
klagte gewusst haben muss, 
dass diese gefährliche Drohung 
verboten ist. Sie forderte einen 
Schuldspruch und den Widerruf 
der bedingten Strafnachsicht 
aus den ersten beiden Verurtei-
lungen. Sprich: Der Liechten-
steiner sollte die Geldstrafen 
nun bezahlen müssen. Der An-
geklagte wiederum plädierte für 
einen Freispruch oder zumin-
dest ein mildes Urteil. «Ich 
möchte endlich mit dieser Kiste 
abschliessen und mit dieser Per-
son nichts mehr zu tun haben.»  

Der Richter sprach den An-
geklagten schuldig und verur-
teilte ihn zu einer Freiheitsstra-

fe von zwei Monaten, die auf 
eine Probezeit von drei Jahren 
bedingt nachgesehen wurde. 
Vom Widerruf der bedingten 
Strafnachsicht sah er ab, jedoch 
wurde die Probezeit von drei 
auf fünf Jahre verlängert. 
Grund dafür ist, dass der Ange-
klagte derzeit arbeitslos ist und 
ihm die finanziellen Mittel feh-
len, um die Geldstrafen zu be-
zahlen. «Dies ist Ihre allerletzte 
Chance. Nutzen Sie diese, an-
sonsten könnten Sie hinter Git-
tern landen», mahnte der Rich-
ter. Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig. Dem Liechten-
steiner und der Staatsanwalt-
schaft stehen vier Tage Bedenk-
zeit zu, um allenfalls Berufung 
gegen das Urteil anzumelden.  
 
Julia Kaufmann 

Die gefährliche Drohung wurde in einer Telegram-Gruppe, die rund   
2000 Mitglieder umfasst, veröffentlicht. Bild: iStock
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#toleranzistdeinrecht: Wer diskriminiert 
wird, kann und soll sich wehren 
Ein Monat lang soll die Bevölkerung auf den Paragrafen 283 StGB, Diskriminierung ist strafbar, aufmerksam gemacht werden.  

Julia Strauss 
 
Ab heute läuft die landesweite 
Kampagne «Diskriminierung 
ist strafbar – Toleranz ist dein 
Recht». Die Kampagne wurde 
vom Verein für Menschenrech-
te, der Gewaltschutzkommis-
sion der Landespolizei sowie 
dem Fachbereich für Chancen-
gleichheit des Amtes für Soziale 
Dienste lanciert. Ziel: Den Pa-
ragrafen 283 StGB sichtbar zu 
machen. In diesem ist festge-
halten, dass Diskriminierung, 
egal ob einer Person oder einer 
Gruppe wegen Rasse, Sprache, 
Nationalität, Ethnie, Religion 
oder Weltanschauung, ihres 
Geschlechts, ihrer Behinde-
rung, ihres Alters oder ihrer  
sexuellen Ausrichtung, strafbar 
ist.  

Oft wissen Betroffene nicht, 
dass eine Anzeige möglich ist 
Der Diskriminierungsartikel ist 
weitreichender ausgelegt wie in 
der Schweiz. So darf auch nie-
mand wegen oben genannter 
Merkmale von einer allgemein 
zugänglichen Leistung ausge-
schlossen werden. Und auch 
das Anstacheln zu Diskriminie-
rung oder die Weiterverbrei-
tung von diskriminierenden In-
halten – zum Beispiel auf Face-
book oder Whatsapp – und das  

öffentliche Zeigen oder Tragen 
von diskriminierenden Symbo-
len – wie etwa dem Hakenkreuz 
oder rechtsextremen Runen – 
sind verboten.  

Alicia Längle, Geschäfts-
führerin des Vereins für Men-
schenrechte, räumt ein, dass es 
nicht immer klar ist, was genau 
damit gemeint ist. «Oft wissen 

die Menschen gar nicht, dass 
Diskriminierung ein Strafbe-
stand ist – egal ob Opfer oder 
Täter». Sie umriss die vier pri-
mären Ziele der Kampagne: 
Den Tatbestand der Diskrimi-
nierung sichtbar machen, die 
Haltung in der Gesellschaft 
postulieren, präventiv Diskri-
minierung vorbeugen und auf-

zeigen, dass es zu einer Straf-
verfolgung kommen kann. «Be-
troffene sollen ermutigt wer-
den, eine Strafanzeige zu ma-
chen», so Längle.  

Für Ute Mayer vom Fachbe-
reich Chancengleichheit ist 
klar, dass im Grundsatz zwar 
alle die gleichen Chancen ha-
ben, «in der Realität sieht das 

aber anders aus.» Dem Staat sei 
es ein Anliegen, einen umfas-
senden Schutz vor Diskriminie-
rung zu ermöglichen und die 
Kampagne soll alle Mitglieder 
der vielfältigen Öffentlichkeit 
erreichen.  

Opfer sollen Toleranz 
einfordern 
Deswegen hat auch die Liech-
tensteinische Landespolizei, 
vertreten von Polizeichef Jules 
Hoch, nicht gezögert, als die 
Anfrage des Vereins für Men-
schenrechte kam, um bei der 
Kampagne mitzuwirken. Hoch 
betonte: «Unsere Gesellschaft 
toleriert diskriminierendes Ver-
halten nicht.»  

Als Staatsanwalt und Mit-
glied der Gewaltschutzkom-
mission weiss auch Frank 
Haun, dass es bei uns immer 
wieder zu strafrechtlich rele-
vanten Fällen von Diskriminie-
rung kommt. Er betonte die 
strengere Rechtslage in Liech-
tenstein im Vergleich zur 
Schweiz. So steht im zweiten 
Absatz des Paragrafen 283 
StGB, dass es auch strafbar ist, 
diskriminierende Inhalte über 
elektronische Medien weiterzu-
verbreiten oder die Inhalte öf-
fentlicht anzupreisen. So kam 
es beispielsweise zu einer Ver-
urteilung, weil jemand Hitler-

Briefmarken öffentlich ausstell-
te. Haun präzisierte den Be-
griff Öffentlichkeit: «Allgemein 
spricht man dabei von einer 
Personenzahl von mehr als 
zehn Menschen, welche die 
Diskriminierung unmittelbar 
wahrnehmen können.» Heisst: 
Wer mit einer Hakenkreuz- 
fahne durch das Städtle mar-
schiert, auch wenn niemand 
sonst in der Fussgängerzone 
ist,  kann trotzdem wegen Dis-
kriminierung verurteilt wer-
den, da die Möglichkeit be-
stand, dass im Städtle eine 
breite Öffentlichkeit anzutref-
fen war. Ein Hakenkreuz in 
das Autonummernschild zu 
ritzen, führt in Liechtenstein 
ebenfalls zu einer Verurtei-
lung. In den vergangenen Jah-
ren kam es vergleichsweise zu 
eher wenigen Verurteilun- 
gen wegen Diskriminierung. 
Staatsanwalt Haun möchte Be-
troffene ermutigen: «Sie kön-
nen sich wehren und damit To-
leranz einfordern.»  

Die landesweite Kampagne 
mit Plakaten, Kinowerbung 
oder Buswerbung wird von der 
Regierung und der gesamten 
Landesverwaltung, der Landes-
polizei, allen 11 Gemeinden,  
25 Institutionen und diversen 
Industriebetrieben verbreitet 
und mitgetragen. 

Die auffällige Kampagne läuft unter dem Hashtag «#toleranzistdeinrecht». Bild: Nils Vollmar

Finanzierung Elternzeit: «Offene Diskussion muss stattfinden» 
Die Finanzierung des Vaterschaftsurlaubs darf nach Meinung des Krankenkassenverbandes nicht über die Krankenkasse erfolgen. 

Nachdem bereits zahlreiche 
Verbände ihre Meinung zum ge-
planten Elternurlaub kundgetan 
haben, meldet sich nun auch 
der Liechtensteinische Kran-
kenkassenverband (LKV). Auch 
er hat sich an der Vernehmlas-
sung beteiligt und seine Kritik-
punkte eingebracht. Er warnt: 
Sollten die geplanten neuen  
Familienleistungen über die 
Krankenkasse vergütet werden, 
werden Betriebe, die Eltern be-
schäftigen, schlechter gestellt. 

Finanzierung noch einmal 
gesamthaft anschauen  
Wie der Verband in einer Medi-
enmitteilung schreibt, unter-
stützt er zwar die Änderungen 
im Mutterschaftstaggeld im 
Sinne der Rechtssicherheit für 
Mütter. Dennoch sei zu beden-
ken, dass eine Ausweitung des 
Mutterschaftsgeldes und die Fi-
nanzierung des neuen Vater-

schaftsurlaubs, der 10 Arbeits-
tage bzw. zwei zusammen- 
hängende Wochen beträgt,  
über die Krankentaggeldversi-
cherung neue bzw. höhere 
Lohnnebenkosten für die Be-
triebe mit sich bringen würden. 
«Das Mutterschaftsgeld wurde 
schon bisher über die Kranken-
kasse vergütet, neu soll dies 
auch für den Vaterschaftsurlaub 
gelten. Doch sowohl die eine 
wie auch die andere Familien-
leistung ist hier am falschen 
Ort», so Thomas A. Hasler, Ge-
schäftsführer der LKV. Nach-
dem nun auch die Wirtschafts-
verbände über Arbeitnehmer-
beiträge nachdenken würden, 
stelle sich deshalb die Frage, ob 
man sich nicht die 
Finanzierung der Familienleis-
tungen gesamthaft noch einmal 
anschauen sollte. Hasler würde 
es vorziehen, wenn sowohl 
Mutterschaftsgeld wie auch Va-

terschaftsurlaub über die Fami-
lienausgleichskasse finanziert 
würden. Er schätzt die Kosten 
für Ersteres auf jährlich rund 5 
bis 6 Millionen Franken. Die Fi-
nanzierung des Vaterschaftsur-
laubs würde weitere rund 2 Mil-
lionen Franken kosten. Denk-
bar wäre für ihn aber auch, dass 
die Krankenkassen die Auszah-
lung wie beim Covid-Taggeld 
übernehmen und die 
Regierung die Beträge dann 
rückerstattet. 

«Betriebe nicht noch 
zusätzlich bestrafen» 
Seine Kritik begründet der LKV 
vor allem damit, dass der Vor-
schlag der Regierung die Stel-
lung derjenigen Betriebe ver-
schlechtere, die Mütter und  
Väter beschäftigen. «Dann 
scheinen diese Leistungen als 
Schadenssumme im Vertrag des 
jeweiligen Betriebs auf, was eine 

Erhöhung der Prämie für diese 
Betriebe bedeuten kann. Dies, 
obwohl der Betrieb keine Krank-
heitsleistungen, sondern Famili-
enleistungen bezieht.» Eine Fi-
nanzierung ausserhalb der Kran-

kengeldversicherung würde laut 
LKV zwei Ziele erreichen: Zum 
einen würden zusätzliche Lohn-
nebenkosten für die Betriebe – 
und somit eine Einbusse an 
Wettbewerbsfähigkeit – verhin-

dert. Zum anderen müsse ver-
hindert werden, dass durch noch 
höhere Familienleistungen aus 
der Krankengeldversicherung 
diejenigen Betriebe mit höheren 
Prämien bestraft werden, die 
Väter und Mütter beschäftigen. 

«Kein weiterer Ausbau 
der Leistungen in der OKP» 
Zusammenfassend vertritt der 
Liechtensteinische Kranken-
kassenverband also die Ansicht, 
dass sämtliche Familienleistun-
gen (Mutterschaftstaggeld, Va-
terschaftsurlaub usw.) ausser-
halb der obligatorischen Kran-
kengeldversicherung finanziert 
werden sollten. Von einem wei-
teren Ausbau der Leistungen in 
der obligatorischen Kranken-
geldversicherung sei im Interes-
se der Prämienzahlenden abzu-
raten. 
 
Desirée Vogt 

Wer bezahlt künftig den Vaterschaftsurlaub? Diese Frage ist strittig.  
Bild: Keystone
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Die Gemeinde Bad Ragaz ist ein bekannter Tourismusort sowie  
ein attraktiver Wohn- und Arbeitsort. Die Gemeindeverwaltung  

ist ein bedeutender und effizienter Dienstleistungsbetrieb. 

Wir suchen im Bereich Einwohnerdienste (Einwohneramt, Sozialamt / Asyl- 
und Flüchtlingswesen, AHV-Zweigstelle und Betreibungsamt) auf den 
1. Juli 2023 oder nach Vereinbarung eine engagierte Persönlichkeit als

KAUFMÄNNISCHE FACHPERSON  
FÜR DAS SOZIALAMT UND  

DAS BETREIBUNGSAMT (60–100%)

Nähere Informationen finden Sie  
unter www.badragaz.ch.
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Noch kein Abo?
Jetzt gleich bestellen!

Abohotline +423 236 16 61

  
  

    

  
  

    

Polizeimeldungen 
Kollision mit  
zwei Personenwagen 

Balzers  In Balzers ist es am 
Donnerstag, 30. März, zu 
einem Verkehrsunfall mit Sach-
schaden gekommen. Eine Frau 
fuhr gegen 17.10 Uhr auf der 
Nebenstrasse Gnetsch auf die 
Verzweigung Gagoz-Gnetsch 
zu und bremste verkehrsbe-
dingt hinter einem Personen-
wagen ab. Als dieser anschlies-
send in die Hauptstrasse 
Gagoz einfuhr, folgte sie die-
sem. Dabei kollidierte sie mit 
einem Personenwagen, der auf 
der Hauptstrasse vortrittsbe-
rechtigt in südliche Richtung 
unterwegs war. (lpfl) 

Neuer Ratgeber 
zu Trendfahrzeugen 

St. Gallen  Immer häufiger 
kommt es zu Unfällen von soge-
nannten Trendfahrzeugen wie 
beispielsweise E-Trottinetts. Im 
letzten Jahr waren es bereits  
32 Unfälle. Dabei wurden auch 
drei Personen unter 14 Jahren 
verletzt, welche diese Trend-
fahrzeuge noch nicht fahren 
dürfen. Im neuen Ratgeber 
Trendfahrzeuge schafft die 
Kantonspolizei St. Gallen Klar-
heit über die Vorschriften zu E-
Trottinetts und Co. Mehr Infos 
unter: http://kaposg.link/trend-
fahrzeuge. (kaposg) 

Rettungsfahrzeug im 
Einsatz kollidiert mit Pkw 

Frastanz Am 30. März, um 
17.20 Uhr, fuhr ein Rettungs-
fahrzeug mit Blaulicht auf der 
Satteinser Strasse (L54) aus 
Frastanz kommend in Richtung 
Satteins zu einem Rettungsein-
satz. Auf Höhe der Autobahn-
brücke lenkte ein vorausfahren-
der 67-jähriger Mann seinen 
Pkw an den rechten Fahrbahn-
rand und verringerte dabei 
seine Geschwindigkeit. Der 
Fahrer des Rettungsfahrzeuges 
setzte aufgrund dessen zum 
Überholen an und schaltete da-
bei das Folgetonhorn ein. Dabei 
kam ihm ein Landbus entgegen. 
Um einen Frontalzusammen-
stoss zu verhindern, bremste 
der Fahrer des Rettungsfahr-
zeuges stark ab und lenkte das 
Einsatzfahrzeug zurück auf die 
rechte Fahrspur. Dabei tou-
chierte das Rettungsauto den 
Pkw des 67-Jährigen im Bereich 
der hinteren Stossstange. 
Gleichzeitig bremste auch der 
Fahrer des Landbusses stark ab 
und versuchte nach rechts aus-
zuweichen.  

Durch die regennasse Fahr-
bahn und die starken Brems -
manöver gerieten sowohl das 
Einsatzfahrzeug als auch der 
Landbus ins Rutschen. Schliess-
lich kam es zwischen den 
beiden Fahrzeugen zu einem 
seitlichen Zusammenstoss, wo-
durch beide Fahrzeuge erheb-
lich beschädigt wurden. Im 
 Rettungsfahrzeug befanden 
sich zum Zeitpunkt des Unfalles 
drei Rettungssanitäter. Im Bus 
wurden sieben Fahrgäste beför-
dert. Sämtliche Unfallbeteilig-
ten gaben vor Ort an, nicht ver-
letzt worden zu sein. Im Einsatz 
zur Unfallaufnahme befanden 
sich zwei Polizeistreifen mit 
 insgesamt vier Beamten sowie 
ein Einsatzfahrzeug des Roten 
Kreuzes Feldkirch mit zwei 
Mann. (v@polizei.gv.at)

Gasrechnung 
Den heutigen Tag beginne ich 
mit einer Premiere: Ich schicke 
eine Rechnung an ihren Absen-
der zurück. «Liechtenstein 
Wärme» soll mir entgegen ihres 
anheimelnden Logos erklären, 
warum die Auflistung der 
Zahlen so eiskalt daherkommt. 
Warum ich nun Monat für 
Monat für die Netzbenutzung 
eine ansehnliche Summe 
drauflegen muss. Bevor ich 
zahle, möchte ich genau die 
Gründe erklärt haben, wie die 
Gasrechnung zusammenge-
stellt wird. Gas ist in uner-
schöpflicher Menge vorhanden, 
es ist unser umweltfreundlichs-
ter Energieversorger. Warum 
kauft unser «Wärme»-Spender 
Gas ein, wenn es am teuersten 
ist? Man könne einen Energie-
zuschuss von 500 Franken 
zurückbekommen, habe ich 
gehört. Warum soll ich als 
Liechtensteiner Bürgerin zum 
Bittsteller werden? Sollte es mit 
der Vergütung stimmen, dann 
soll sie doch gleich mitgeliefert 
werden. Ich habe mich schon 
bei der Krankenkasse geniert, 
die einmalige Preisermässigung 
zu beantragen.Wir werden 
gegängelt und auf Trab gehal-
ten. Zur Gasrechnung kommt 

ein ungefragt aufgedrängtes 
Gesundheitsdossier dazu. Mit 
geistiger Nötigung am laufen-
den Band will man mir vor-
schreiben , für wen in der Welt 
der politischen Ungeheuer ich 
Sympathien oder Antipathien 
haben soll. Mein ganzer Unmut 
wird gesteigert, wenn ich lesen 
muss, dass wir angeblich an 
einem «historischen Wende-
punkt» stehen (Regierungschef 
respektive Biden, «Vaterland» 
vom 30. März.). Dabei bestim-
men Kriegshetze, Befürwor-
tung von Waffenlieferungen, 
Unfriedensstiftung wie eh und 
je den gegenwärtigen histori-
schen Kurs. Wir sollen wie die 
Regierungsseite den «Kampf 
für Freiheit und Selbstbestim-
mung» dort sehen, wo ich ihn 
nicht sehen kann. Äusserungen 
dieser Art können zudem die 
Veröffentlichung dieses Leser-
briefes gefährden. Zurück zu 
«Liechtenstein Wärme» – es 
friert mich.  

 
Loretta Federspiel 
Werthsteig 9, Mauren 

Der Hühnerknochen 
Der Furz der Regierung, Öl- 
und Gasheizungen zu verbie-

ten und sie durch Wärme-
pumpen zu ersetzen, hat 
etwas Mystisches an sich und 
strahlt durch seine unverfro-
rene Unausgegorenheit. In 
seinem Wesen beinhaltet das 
geplante Gesetz eine flächen-
deckende Enteignung und 
Zwangsinternierung in den 
staatlichen Marschplan. 
Zwingt man die Menschen, 
sehr viel Geld vom Ersparten 
abzuheben, um damit das 
Klima zu retten, wartet die 
nächste Zwangsjacke nicht 
lange. Wenn Weltenretter erst 
einmal lostreten, dann sind 
die nicht mehr zu bremsen, 
wobei sie immer nach dem 
gleichen Muster arbeiten; 
nämlich Angst zu verbreiten. 
Angst muss man jedoch davor 
haben, dass wenn Öl, Gas und 
Kohle verboten werden, alle 
auf Gedeih und Verderb den 
LKW ausgeliefert sind. Die 
sitzen dann am Schalthebel 
hinter der prallen Kasse und 
bestimmen, wer wann mit 
seiner PV Strom liefern kann, 
was er dafür bekommt, oder 
eben nicht, und wer wann die 
Wärmepumpe einschalten 
darf. Kappen die den dünnen 
Kupferdraht zu deinem Haus, 
dann friert die Maus. Übri-
gens, ein Kupferdraht, der 

längst bezahlt ist und an dem 
sich die LKWler dumm und 
blöd verdienen. Solarstrom ist 
ja an und für sich eine gute 
und auch eine saubere Sache. 
Nur wenn er nicht zweckdien-
lich gespeichert werden kann, 
dann ist sein tatsächlicher 
Nutzen fragil und wird von 
der Wolke, welche die Sonne 
verdeckt, bestimmt. Klima-
hysteriker denken ja, es gibt 
bald keinen Regen mehr und 
es wird mit mehr Sonne 
brütend heiss auf dem Plane-
ten. Gut für die Solaranlagen, 
schlecht für das Klima, das es 
zu retten gilt. Eigentor oder 
Ohrfeige der Logik? Vielleicht 
hat sich die Regierung ja 
schon etwas dabei gedacht, 
vielleicht auch nur Hühner-
knochen in die Luft geworfen 
und weiss, wie die Energie-
wende zu schaffen ist und wie 
Liechtenstein energieautark 
werden kann. Nur sie verrät 
es uns einfach nicht und 
macht daraus, zur Ende der 
Fastenzeit also, zu Ostern 
passend, einfach Ostereier -
suchen. Wer sie nicht findet, 
ist dann eben dümmer als das 
Huhn. 

 
Jo Schädler 
Eschnerstrasse 64, Bendern

Leserbriefe

Parteienbühne 

Bedrohung der Grundrechte  
durch anlasslose Vorratsdatenspeicherung 
Nächste Woche wird sich der 
Landtag in zweiter Lesung 
abschliessend mit dem Gesetz 
über die elektronische Kom-
munikation befassen. Dieses 
hat es in sich. Vor allem die 
Gesetzesartikel zur Vorrats -
datenspeicherung sind brisant. 
Brisant deshalb, weil an der 
anlasslosen Speicherung von 
Vorratsdaten festgehalten 
werden soll. Dies trotz wieder-
holter Urteile des Gerichtshofes 
der Europäischen Union 
(EuGH), in denen festgestellt 
wurde, dass dieses Vorgehen 
übergeordnetem Recht wider-
spreche. Mehrere europäische 
Länder haben aufgrund dessen 
bereits reagiert, die anlasslose 
Vorratsdatenspeicherung 
aufgehoben und arbeiten an der 
Umsetzung von rechtskonfor-
men Lösungen.  

Regierungen und Ermittlungs-
behörden begründen das 
Festhalten an der rechtswidri-
gen anlasslosen Vorratsdaten-
speicherung mit der Notwen-
digkeit zur Kriminalitäts- und 
Terrorismusbekämpfung. Dem 
muss widersprochen werden. 
Zahlreiche Studien belegen, 
dass die anlasslose, flächende-
ckende Vorratsdatenspeiche-
rung in keinem EU-Land einen 
messbaren Einfluss auf die 
Kriminalitätsrate oder die 
Aufklärungsquote hat. Auch in 
Liechtenstein gibt es keine 
Evidenz, dass diese einen 
statistisch signifikanten Einfluss 
auf die Begehung oder Aufklä-
rung von Straftaten hatte.  

Bereits anlässlich der 1. Lesung 
wurde vonseiten der Freien 
Liste gefordert, dass im Rah-

men der Totalrevision des 
Kommunikationsgesetzes die 
Gesetzesartikel zur anlasslosen 
Vorratsdatenspeicherung im 
Lichte der jüngsten EuGH- 
Urteile überarbeitet und 
rechtskonform ausgestaltet 
werden müssen. Diese stehen 
nämlich im Widerspruch zur 
liechtensteinischen Verfassung 
wie auch anderen Menschen-
rechtsabkommen, insbesonde-
re dem darin verankerten 
Recht auf Privatsphäre, und ist 
nicht mit der Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) 
vereinbar.  

Nichtsdestotrotz hat die Regie-
rung entschieden, die entspre-
chenden Artikel unverändert 
zur 2. Lesung im Gesetz zu 
belassen. Dadurch werden die 
Interessen der Strafverfol-

gungsbehörden höher gewich-
tet als die verfassungsrechtlich 
garantierten Grundrechte 
jedes einzelnen Bürgers und 
jeder einzelnen Bürgerin. Wir 
hoffen, dass die Landtags -
abgeordneten die verfassungs -
mässigen Grundrechte höher 
gewichten und auf den Vor-
schlag der Freien Liste einge-
hen werden. Dieser sieht vor, 
die entsprechenden Gesetzes-
artikel auszusetzen und die 
bestehende interdisziplinäre 
Arbeitsgruppe damit zu beauf-
tragen, eine rechtskonforme 
Lösung auszuarbeiten. Einen 
Lösungsvorschlag, welcher der 
Verhältnismässigkeit von 
Grundrechtseinschränkungen 
und Sicherheit Rechnung trägt.  
 
Eine Stellungnahme der 
Fraktion der Freien Liste

Was, wann, wo 
Gottesdienst der  
evangelischen Kirche 

Vaduz In der evangelischen 
Kirche, Fürst-Franz-Josef-
Strasse 11, Vaduz, finden im 
April an folgenden Terminen 
Gottesdienste statt: 
 
2. April, 10 Uhr: Gottesdienst mit 
Pfarrer Johannes Jung. 7. April, 10 
Uhr: Karfreitagsgottesdienst mit 
Pfarrer Johannes Jung. 9. April, 
10 Uhr: Ostergottesdienst mit 
Pfarrer Johannes Jung. 16. April, 
10 Uhr: Gottesdienst mit Pfarrerin 
Barbara Wedam. 23. April,  
10 Uhr: Gottesdienst mit Pfarrerin 
Barbara Wedam. 30. April,  
10 Uhr: Gottesdienst, anschl. 
Kirchgemeindeversammlung mit 
Pfarrer Johannes Jung.  

Wortgottesdienst mit 
Palmweihe im Kloster 

Schaan Zum Wortgottesdienst 
mit Kommunionfeier am Palm-
sonntag, 2. April, um 11 Uhr, 
sind alle herzlich ins Kloster 
St. Elisabeth nach Schaan ein-
geladen. Der Einzug der Pal-
men in die Klosterkapelle erin-
nert uns an den Einzug Jesu in 
Jerusalem. Die selbst gestalte-
ten Palmen der Kinder werden 
im Wortgottesdienst gesegnet! 
Für alle Mitfeiernden stehen 
auch Palmzweige bereit. (pd) 

Bionetz-Hofbesuch für 
Familien und Interessierte 

Eschen-Nendeln Der Naturhof 
von Claudia Heeb und Viktor 
Marxer öffnet heute von 11 bis 
14 Uhr seine Türen. Jeweils um 
11.30 Uhr und 13 Uhr gibt es 
eine Hofführung und für die 
Kinder stehen Spielfahrzeuge 
zur Verfügung. Zudem gibt es 
Wurst, Feldfreunde-Brot, Gers-
tensuppe vom Hof, Crêpes und 
Getränke. Claudia und Viktor 
freuen sich auf die Gäste am 
Hausteileweg 15 in Nendeln. (pd)

Historischer Verein 
Vortrag zu ««100 Jahre 
Zollanschluss an die 
Schweiz 1923–2023» 

Am heutigen Samstag, 1. April, 
um 16 Uhr, lädt der Historische 
Verein ins Zuschg in Schaan-
wald zum öffentlichen Vortrag 
von Joseph Jung, Schweizer 
Historiker und Publizist, mit 
dem Titel «100 Jahre Zollan-
schluss an die Schweiz 1923–
2023 – Wie sich das Armen-
haus Europas nach 1848 in 
 einen der fortschrittlichsten 
Staaten verwandelte: Gedan-
ken zur Schweiz – und auch zu 
Liechtenstein». Der Eintritt ist 
frei. Eine Anmeldung ist nicht 
erforderlich. (Anzeige)

Historiker und Publizist Joseph 
Jung. Bild: pd
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Wenn Wind sich in Klängen manifestiert 
Vom 26. Mai bis 4. Juni verwandelt sich das Schloss Werdenberg im Rahmen der 11. Schlossmediale wieder in eine Kunstinstallation. 

Mirjam Kaiser 
 

Insgesamt elf Künstlerinnen 
und Künstler schaffen für das 
Festival für alte Musik, neue 
Musik und audiovisuelle Kunst 
extra auf Schloss Werdenberg 
und ans Jahresthema Wind an-
gepasste Kunstwerke und In-
stallationen. Drei Künstler – die 
Stipendiaten Yasuaki Onishi, 
Christiane-Gerda Schmidt und 
Andreas Schröder – weilen der-
zeit für drei Wochen im Städt-
chen Werdenberg und realisie-
ren ihre Werke gleich vor Ort. 
Andreas Schröder baut eine  
Art von Instrumenten aus Ob-
jekten, die aus der Natur stam-
men. Beispielsweise sammelt 
er Hörner und Muscheln, in die 
er anschliessend Wind hinein-
führt, um damit Klänge zu er-
zeugen. Ebenso arbeitet er mit 
Buchseiten, die vom Wind  
hin- und hergeblasen werden. 
Christiane-Gerda Schmidt wird 
den Wind wortwörtlich zeich-
nen lassen – und zwar, indem 
sie einen Stift durch Ventilato-
ren bewegt, die den Stift über 
ein Blatt Papier tragen und da-
mit ein Bild hinterlassen. 
Neben den zwei Stipendiaten 
aus dem deutschsprachigen 
Raum wurde erstmals ein 
Künstler aus dem ferneren Aus-
land eingeladen. «Wir haben 
179 Bewerbungen für die Sti-
pendien erhalten und sie kom-
men von immer weiter weg», 
freute sich Mirella Weingarten, 
die künstlerische Leiterin der 
Schlossmediale, bei der gestri-
gen Pressekonferenz. So reist 
derzeit der Japaner Yasuaki 
Onishi nach Werdenberg, um 
im Schloss hauchdünne Skulp-
turen zum Atmen zu bringen. 
Der Künstler arbeitet mit ganz 
feiner Abdeckfolie, in die er 

Luft hineinpumpt und damit 
Räume gestaltet.  

Zahlreiche spielbare  
Klanginstallationen 
Acht weitere Künstlerinnen  
und Künstler schaffen für die 
Schlossmediale Werke und 
Klanginstallationen, die teilwei-
se vom Publikum gespielt wer-
den dürfen. So baut Alexander 
Moosbrugger im Turm eine Or-
gel aus Pfeifen und Blasebalgen, 
auf der er beim Eröffnungs-
abend spielen wird. Auch der 
«Künstler im Fokus», Ban Lei, 
wird Holzinstrumente bauen 
und sie mit Blasebälgen verse-
hen, damit in den Objekten 
Klänge entstehen. Diese wird er 

zu einer hängenden Installation 
im Dachstock vereinen. Auch 
Sabrina Hölzers und Paul Vali-
koskis Werk, ein Doppelhorn 
aus Posaunenrohren, wird durch 
die Luft Klänge erzeugen. Zu-
dem baut sie ein Mobile aus Blät-
tern von Windblütern, die sich 
im Wind drehen. Die Blätter von 
Meret Gerber wirken zwar ähn-
lich filigran, sind jedoch um eini-
ges schwerer als die von Sabrina 
Hölzer, denn ihre sind aus Mar-
mor geschliffen. Ebenfalls mit 
Wind arbeitet Florian Dombois, 
der die Fäden von Luftdrachen 
und deren Spannung als Instru-
ment benutzt. Der Schweizer Fo-
tograf Georg Aerni hält in seinen 
Fotografien Sturmüberbleibsel 

wie Schwemmholz fest und Ed-
ward B. Gordon – auch bekannt 
als «Tagesmaler» – wird für  
die Schlossmediale täglich ein 
Windbild malen. 

Stürmische versus 
stille Musik 
Neben der künstlerischen Aus-
stellung besteht das Festival aus 
einem breiten Musikpro gramm, 
das ebenfalls ganz auf das  
Jahresthema ausgerichtet ist. 
«Komponist im Fokus» ist dieses 
Jahr der Schweizer Daniel Ott. 
«Er macht stürmische Musik 
und fühlt sich sehr angezogen 
von riskanten Aufführungsorten 
im Freien», erklärt Mirella Wein-
garten die Gründe für ihre Wahl. 

Beim Eröffnungskonzert «Wind 
und Wetter» am 26. Mai werde 
es einen Überblick geben, was es 
bei der Schlossmediale alles zu 
erleben gibt. So wird ein Schlag-
zeugtrio im Schloss mit einer 
Windmaschine musikalisch ei-
nen Sturm erzeugen und auch 
eine Airmaschine kommt zum 
Einsatz; ein ganz spezielles In-
strument, das dank Kompresso-
ren Luft in kleine Trillerpfeifen 
bläst. «Das ist eine akustisch und 
optisch fantastische Skulptur», 
freut sich Mirella Weingarten. 
Ebenfalls zu hören sein wird die 
Sho, eine Mundorgel der japani-
schen Hofmusik. Ebenfalls stür-
misch wird es mit dem Sonar 
Quartett, das am 27. Mai unter 

dem Titel «Sturmhöhe» zur 
Windimprovisation lädt. Am  
28. Mai spielen Sängerin Fran-
ziska Baumann und Schlagzeu-
ger Lucas Niggli «Gegen Wind-
mühlen» an. Wirbelwinde gibt 
es am 31. Mai beim Quartetto 
Loco und seinem Improvisati-
onsabend mit makedonischen 
Stürmen und lieblichen Brisen 
aus dem Mittelmeerraum.  

Zwei Aussenspielstätten 
in Chur und Heiden 
Dieses Jahr wird es gleich zwei 
Aussenspielstätten geben: In 
Heiden inszeniert Daniel Ott am 
Pfingstmontag in einer Kopro-
duktion mit dem Heiden Festival 
eine Wanderung über den Kaien 
mit verschiedenen musikali-
schen Stationen sowie Texten 
des Schriftstellers Robert Wal-
ser. Die zweite Aussenspielstätte 
führt am Samstag, 3. Juni, nach 
Chur ins Gebäude des Architek-
ten Peter Zumthor, das die Aus-
grabungen der römischen Sied-
lung Curia Raetorum schützt. Im 
Konzert «Ausser Atem» sind Po-
saunist Bertl Mütter, Schlagzeu-
ger Peter Zumthor, Kontrabass-
ist Matthias Ziegler und die 
Schalmei-Spielerin Katharina 
Bäumel zu hören. Dazu bewegt 
sich die stille Butho-Tänzerin 
Junko Wada.  

Ruhig und poetisch wird es 
am 1. Juni mit «Windstill» und 
dem Ensemble thélème mit Mu-
sik von John Dowland und John 
Cage. Am Folgetag steht beim 
Konzert der Bandoneonistin 
Loise Jallu Tangomusik von As-
tor Piazzolla im Zentrum. Und 
der Festivalabschluss steht ganz 
im Fokus der Alten Musik, wenn 
die Capella de la Torre sich im 
Konzert «Atmen» mit der At-
mung eines Karatekünstlers  
vereint.  

Freuen sich auf die Schlossmediale: Künstler Andreas Schröder, die künstlerische Leiterin Mirella Weingarten, Pressesprecherin Babette 
Karner und Künstlerin Christiane-Gerda Schmidt. Bild: Tatjana Schnalzger

Regierungschef am Moneyval-Ministertreffen 
Auf Einladung der polnischen 
Finanzministerin Magdalena 
Rzeczowska nahm Regierungs-
chef Daniel Risch gestern, 
Dienstag, am Moneyval- Minis-
tertreffen in Warschau teil. Dies 
war das erste Treffen dieser Art, 
wobei sich Minister und hoch-
rangige Beamte aus den 35 Mo-
neyval-Mitgliedsländern trafen. 
Liechtenstein ist seit 1999 Mit-
glied von Moneyval, einem Re-
gionalgremium nach Vorbild 
der Financial Action Task Force 
(FATF), das seinen Sitz beim 
Europarat in Strassburg hat. 
Moneyval überprüft bei seinen 
Mitgliedsstaaten regelmässig 
die nationalen Regelungen zur 
Umsetzung der 40 FATF-Emp-
fehlungen und bewertet die 
Wirksamkeit des nationalen 
Systems zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfi-
nanzierung. 

Das Treffen war eine opti-
male Gelegenheit, um Prioritä-
ten im Bereich der Bekämpfung 
von Geldwäscherei und Terro-
rismusfinanzierung im derzeiti-
gen internationalen Umfeld zu 
besprechen und die künftige 
strategische Ausrichtung von 
Moneyval festzulegen. 

Für Liechtenstein hat die 
kontinuierliche Stärkung und 
strategische Ausweitung der 
Massnahmen zur Bekämpfung 
von Geldwäscherei und Terro-
rismusfinanzierung für Liech-
tenstein weiterhin oberste Prio-
rität. 

Internationale Koordina-
tion, Zusammenarbeit und In-
formationsaustausch sind ent-
scheidend im Kampf gegen 
Geldwäscherei und Terroris-
musfinanzierung. Liechtenstein 
engagiert sich aktiv mit seinen 
Partnern sowohl auf politischer 
als auch auf operativer Ebene. 
Aus diesem Grund war das Mi-
nistertreffen eine gute Möglich-
keit, um insbesondere den poli-
tischen Dialog mit Partnerstaa-
ten weiter zu intensivieren. 

Der Regierungschef hatte 
Gelegenheit, sich mit Finanz- 
und anderen zuständigen Mi-
nistern auszutauschen, darun-
ter neben jenen aus Polen 
unter anderem auch Minister 
aus Bulgarien, Estland, Mona-
co, Lettland und der Ukraine. 
Mit der gastgebenden polni-
schen Finanzministerin wurde 
im bilateralen Gespräch auch 
über Liechtensteins geplan- 

ten IWF-Beitritt gesprochen. 
Polen ist Teil derselben IWF-
Stimmrechtsgruppe wie die 
Schweiz, der auch Liechten-
stein bei einem allfälligen Bei-
tritt beizutretenplant . 

Teilnehmer am Moneyval-Tref-
fen war neben den zuständigen 
Ministern unter anderem auch 
der Präsident der FATF, Raja Ku-
mar, und der stellvertretende  
Generalsekretär des Europarats 

Bjørn Berge. Mit dem stellvertre-
tenen Generalsekretär des Euro-
parats konnte sich der Regie-
rungschef bilateral über Liech-
tensteins anstehenden Vorsitz im 
Europarat austauschen. (ikr)

Regierungschef Daniel Risch mit den Teilnehmenden des Moneyval-Ministertreffens in Warschau.  
Bild: Michael Grubka MF

Zeugenaufrufe 

Verunstaltungen bei der 
Burgruine Schellenberg 

Zwischen Freitag, 21. April, ca.  
8 Uhr und Montag, 24. April,  
ca. 8 Uhr begab sich eine unbe-
kannte Täterschaft zur Burgruine 
Schellenberg. Dort verunstaltete 
sie Hinweistafeln, Abfalleimer 
sowie die öffentliche Herrentoi-
lette, indem sie mittels eines 
schwarzen Lackstifts unbekannte 
Hieroglyphen auf die genannten 
Gegenstände schmierte. Perso-
nen, welche Angaben zu einer Tä-
terschaft machen können, wer-
den gebeten, sich bei der Landes-
polizei unter Tel. +423 236 71 11 
oder info@landespolizei.li zu 
melden. (lpfl) 

Fahrzeug zerkratzt 

Am Sonntag, 23. April, zwischen 
14.20 und ca. 17 Uhr, begab sich 
eine unbekannte Täterschaft 
zum südlichen Parkplatz der 
Freizeitanlage Blumenau in 
Triesen. Dort zerkratzte sie mit 
einem spitzen Gegenstand die 
linke Fahrzeugseite eines silbri-
gen BMWs. Personen, welche 
Angaben zu einer Täterschaft 
machen können, werden gebe-
ten, sich bei der Polizei unter Tel. 
+423/ 236 71 11 oder info@lan-
despolizei.li zu melden. (lpfl)
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Liechtensteiner Vaterland, 3. Mai 2023, S. 12

Einschlafen dürfen, wenn man müde ist, 
und eine Last fallen lassen, 
die man sehr lange getragen hat, 
das ist eine wunderbare Sache. 

 
Du bist nicht mehr da, wo du warst. 
Aber du bist überall, wo wir sind.  

 

 
In Liebe und Dankbarkeit trauern wir um meine Schwester, 
Schwägerin, Gotta und unsere Freundin  
 Nora Kieber 

29. April 1963 – 30. April 2023 
 
Nach kurzer, schwerer Krankheit wurde unsere geliebte, tapfere und 
mutige Nora vom Herrgott viel zu früh zurückbestellt. 
 
Wir vermissen dich schrecklich. 
 
In tiefer Trauer und Dankbarkeit über unsere gemeinsame Zeit 
 
Remo und Tatjana Kieber 
Heidi Wassertheuer 
 
Anverwandte, Freunde und Bekannte 
 
 
Wir beten für sie in der Abendmesse am Samstag, 6. Mai, um 18 Uhr in der  
Pfarrkirche Eschen. 
 
Der Trauergottesdienst mit anschliessender Urnenbeisetzung findet am Dienstag, 
9. Mai, um 9.30 Uhr in Eschen statt. 

Aus der Regierung

Kurs für Maschinisten  
der Feuerwehren 

Am Freitag und Samstag, 5. und 
6. Mai, findet in Vaduz der 
Fachkurs für Maschinisten für 
Motorspritzen und Tanklösch-
fahrzeuge statt. Der Kurs ver-
mittelt eine umfassende Ausbil-
dung an den Geräten, die für 
den Löschdienst und den Was-
sertransport eingesetzt werden. 
Dass dafür ein Bedürfnis vor-
handen ist, zeigt die grosse An-
zahl von 33 Teilnehmern der 
Gemeinde- und Betriebsfeuer-
wehren. 

Kurskommandant Josef 
Bachmann, Vaduz, stehen fünf 
Klassenlehrer zur Seite, um den 
Teilnehmern in theoretischen 
und praktischen Lektionen die 
Einsatzmöglichkeiten verschie-
dener Pumpen zu vermitteln. 
Die Arbeitsplätze dieses zweitä-
gigen Kurses sind beim FW-De-
pot Vaduz und in der näheren 
Umgebung. (ikr)

Schweizer Regierung unterstützt 
Holocaust-Memorial im Rheintal 
Die Pläne für ein Schweizer Memorial für die Opfer des Nationalsozialismus konkretisieren sich. Der Bund plant auch  
im Rheintal in Zusammenarbeit mit dem Kanton St. Gallen und dem Jüdischen Museum Hohenems neue Angebote.  

Seit Sommer 2022 führt das De-
partement des Innern des Kan-
tons St. Gallen mit dem EDA 
Gespräche für die Realisierung 
eines Teils des geplanten Me-
morials des Bundes für die Op-
fer des Nationalsozialismus. 
Das Rheintal war insbesondere 
nach dem sogenannten An-
schluss Österreichs Schauplatz 
dramatischer Ereignisse im Zu-
sammenhang mit geglückten 
und gescheiterten Fluchten 
von Frauen, Männern und Kin-
dern vor dem Terror des Natio-
nalsozialismus. Die Landes-
grenze am Rhein bildet einen 
Erinnerungsort für die Schwei-
zer Flüchtlingsgeschichte, mit 
engem Bezug zum Fall des 
St. Galler Polizeikommandan-
ten Paul Grüninger. Dieser ret-
tete mehrere Hundert jüdische 

und andere Flüchtlinge vor der 
Verfolgung und dem Holo-
caust.   

Der Bundesrat hat an seiner 
Sitzung vom 26. April entschie-
den, die Planung und Realisie-
rung eines solchen Vorhabens 
im Rheintal in Zusammenarbeit 
mit dem Kanton St. Gallen an-
zugehen. Die Regierung des 
Kantons St. Gallen unterstützt 
den mit diesem Vorhaben ge-
planten Umgang mit der Ver-
gangenheit, zumal die Flücht-
lingsgeschichte im Rheintal mit 
der Schweizer Erinnerung an 
den Holocaust untrennbar ver-
bunden ist.  

Zusammenarbeit  
auch mit Liechtenstein   
Von Fluchtbewegungen war 
die Landesgrenze im Rheintal 

auf ihrer ganzen Länge betrof-
fen. Ein Schwerpunkt der Er-
eignisse ergab sich im Raum 
Diepoldsau. Durch ein neuarti-
ges Ausstellungs- und Vermitt-
lungskonzept soll Besucherin-
nen und Besuchern das Ge-
schehen und seine Bedeutung 
vermittelt werden.   

Aufgrund der Expertise 
und der Nähe soll die Entwick-
lung und der Betrieb dieser 
Ausstellungselemente durch 
das Jüdische Museum Hohen-
ems erfolgen, das seine Bereit-
schaft dazu bereits mitgeteilt 
hat. Der Kanton will nun die 
Idee gemeinsam mit Expertin-
nen und Experten und weite-
ren Partnerinnen und Partnern 
wie dem Schweizerischen Is-
raelitischen Gemeindebund 
(SIG), der Paul-Grüninger-Stif-

tung, dem Land Vorarlberg, 
dem Land Liechtenstein und 
den Standortgemeinden wei-
terentwickeln.   

Grenzüberschreitender 
Charakter  
Auch wenn sich das Vorhaben 
als Teil des Memorials des Bun-
des für die Opfer des National-
sozialismus versteht, wird es 
 einen grenzüberschreitenden 
Charakter haben und auch eine 
Vernetzung mit anderen Orten 
ermöglichen. Das Ausstellungs-
format soll über die Region hi-
naus Menschen und insbeson-
dere auch Schulklassen einen 
niederschwelligen Zugang zu 
den Ereignissen und Schicksa-
len bieten – und das mit unmit-
telbarem Bezug zur Landschaft 
am Alten Rhein.   

Das Jüdische Museum Hohen-
ems hat mit dem Radweg 
«Über die Grenze» in den letz-
ten Jahren bereits ein Format 
für die Vermittlung von Flucht-
geschichten realisiert, das in-
ternational Beachtung findet 
und das der Kanton St. Gallen 
unterstützt. Ein zentraler Ver-
mittlungsort im Raum Die-
poldsau wird eine stärkere 
Breitenwirkung und weitere at-
traktive Formate ermöglichen. 
Zudem werden Besucherinnen 
und Besucher während ihres 
Aufenthalts in der Region die 
Möglichkeit haben, in Hohen-
ems im bestehenden Museum 
und in den Bauten der ehema-
ligen jüdischen Gemeinde 
auch andere Aspekte der jüdi-
schen Geschichte und Kultur 
zu erfahren. (pd)
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Rechtsextremer muss zusätzlich 12 000 Franken bezahlen 
Der Angeklagte, der zur Führungsspitze der «Europäischen Aktion» gehörte, muss nach dem Obergerichtsentscheid tief in die Tasche greifen. 

Langjährige Vorerhebungen 
hatten einem Liechtensteiner 
die Anklage wegen dem Verbre-
chen staatsfeindlicher Verbin-
dungen und das Vergehen der 
Diskriminierung beschert. Im 
Februar wurde er in beiden 
Punkten schuldig gesprochen 
und zu einer zur Gänze bedingt 
nachgesehenen Haftstrafe von 
21 Monaten verurteilt. Sprich: 
Hätte sich der Angeklagte in den 
folgenden drei Jahren nichts zu-
schulden kommen lassen, hätte 
er nicht ins Gefängnis gemusst.  

Doch mit diesem Urteil 
zeigte sich der Liechtensteiner 
nicht einverstanden und mel-
dete Berufung an. Vor dem 
Obergericht wollte er gestern 
einen Freispruch erzielen. 
Während der Verhandlung vor 
dem Kriminalgericht machte er 
von seinem Aussageverweige-
rungsrecht Gebrauch und sagte 
kein einziges Wort. Gestern 
warf der Angeklagte der Staats-
anwaltschaft jedoch eine 
«übertriebene Motivation» vor. 
Er habe noch nie jemanden 
 wegen seiner Religion, Haut-
farbe oder Herkunft diskrimi-
niert und die Eigenstaatlichkeit 

Liechtensteins nie in Frage ge-
stellt. Die Staatsanwaltschaft 
meldete ebenfalls Berufung an. 
Allerdings war ihr das Urteil zu 
milde und sie forderte eine 
schuld- und tatangemessene 
Erhöhung der Strafe sowie je-
denfalls die Aufhebung der be-
dingten Strafnachsicht.  

Am Tag X wollte die  
EA die Macht ergreifen 
Zum Hintergrund: Der Ange-
klagte war von 2012 bis zur Auf-
lösung der rechtsextremen «Eu-
ropäischen Aktion» (EA) im Juni 
2017 zuerst «Landesleiter 
Liechtenstein» und hat ab 2013 
sogar als «Leiter der Europäi-
schen Tagsatzung» an der Füh-
rungsspitze der EA gestanden. 
Wie die Überwachung seines In-
ternetverkehrs ergab, hatte er in 
der Vergangenheit auf diverse 
rechtsextreme Seiten zugegrif-
fen und als Webmaster in regel-
mässigen Abständen die Web-
seite der EA aktualisiert und mit 
neuen Inhalten bespielt. Ausser-
dem wurden anlässlich einer 
Hausdurchsuchung Reichsfah-
nen und eine Ausgabe von 
«Mein Kampf» sichergestellt. 

Ebenso verfügte der Liechten-
steiner unter anderem über di-
verse Flyer, Aufkleber sowie 
Luftballons der EA. Auf seinem 
NAS-Server wiederum befanden 
sich Informationen zur Struktu-
rierung der EA und ein Doku-
ment, auf dem die Zeitaufwände 
für einzelne Aufgaben innerhalb 
der «Europäischen Aktion» fest-
gehalten wurden. Das Ziel war 
die Errichtung einer «Europäi-
schen Eidgenossenschaft», die 
als Grossmacht auftritt. Mit ei-
nem 7-Phasen-Plan sollte in di-

versen europäischen Ländern – 
auch in Liechtenstein – die 
Macht durch die EA ergriffen 
werden. Die Grundlage ihrer 
Ideologie waren eine extreme 
Form von Rassismus und Anti-
semitismus sowie diverse rechte 
Verschwörungserzählungen.  

Aufgrund der eindeutigen 
Beweise hatte das Kriminalge-
richt im Februar keine Zweifel 
an der Schuld des Angeklagten: 
«Die EA war ein zutiefst rassis-
tischer Haufen, der diskriminie-
rendes Gedankengut verbreitet 

und Schund publiziert hat», 
sagte der Vorsitzende damals.  

Haftstrafe im Interesse  
des öffentlichen Friedens 
Der Staatsanwalt übte vor dem 
Obergericht unter anderem we-
gen der Höhe der Freiheitsstrafe 
Kritik. Diese war ihm angesichts 
der Schuld des Angeklagten wie 
auch dem Tatunwert zu gering. 
Er hob hervor, dass ein Staats-
streich geplant war und die 
 Unabhängigkeit Liechtensteins 
hätte erschüttert werden sollen. 
Ebenfalls habe der Angeklagte 
aktiv Mitglieder angeworben 
und im bewussten sowie gewoll-
ten Zusammenwirken gehan-
delt. «Im Interesse des öffentli-
chen Friedens und aus spezial-
präventiven Gründen ist eine 
unbedingte Freiheitsstrafe an-
gezeigt.» Der Verteidiger wiede-
rum betonte, dass der Senat eine 
schwierige Entscheidung zu 
treffen habe. Bei dieser sei zu be-
rücksichtigen, dass es sich beim 
Angeklagten um einen jungen 
Menschen und einen dreifachen 
Familienvater handle. «Zudem 
hat mein Mandant aufgrund des 
Verfahrens seine Arbeitsstelle 

verloren.» Der Liechtensteiner 
selbst betonte, keine Schriften, 
die auf der Webseite der EA pu-
bliziert wurden, selbst verfasst 
zu haben. «Ich kann nicht ver-
stehen, wie ich wegen meines 
administrativen Zugriffs für den 
gesamten Inhalt verantwortlich 
gemacht werden kann.» Ebenso 
sei ihm die Eigenstaatlichkeit 
Liechtensteins immer wichtig 
gewesen.  

Der Senat gab der Berufung 
der Staatsanwaltschaft schliess-
lich teilweise Folge und ver-
hängte zur bedingten Freiheits-
strafe eine unbedingte Geld -
strafe über 12 000 Franken. 
«Sämtliche Beweiserhebungen 
lassen auf eine rechtsextreme 
Gesinnung schliessen», hiess es 
in der Begründung. Ebenfalls sei 
aufgrund der Indizien und 
 Zeugenbefragungen ersichtlich, 
dass der Liechtensteiner an der 
Führungsspitze der EA stand. 
«Ein unbedingter Strafbügel ist 
deshalb angezeigt. Wir haben 
ausserdem eine klare Distanzie-
rung von der EA und einer 
rechtsextremen Gesinnung ver-
misst.» Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig. (jka)

Statt Freispruch gab es eine Geldstrafe von 12 000 Franken. Bild: NV

Haftstrafe von Kinderschänder reduziert  
Der Rentner, der während 15 Jahren mehrere Buben teils schwer sexuell missbraucht hat, erzielt vor dem Obergericht einen Teilerfolg.  

Julia Kaufmann 
 
Im März verurteilte das Land- 
als Kriminalgericht einen Rent-
ner zu einer Haftstrafe von sechs 
Jahren und sechs Monaten. 
Schuldig gesprochen wurde der 
Liechtensteiner wegen des 
schweren sexuellen Miss-
brauchs von Unmündigen, des 
sexuellen Missbrauchs von Un-
mündigen sowie wegen Porno-
grafie und einem Vergehen ge-
gen das Waffengesetz. Kaum 
war die Urteilsbegründung aus-
gesprochen, meldete der Vertei-
diger des Angeklagten volle Be-
rufung an. Dieses Rechtsmittel 
ergriff auch die Privatbeteilig-
tenvertreterin, die mit dem Ver-
weis der Ansprüche auf den Zi-
vilrechtsweg nicht einverstan-
den war. Gestern befasste sich 
das Obergericht mit dem Fall.  

Die vom Angeklagten und 
dessen Verteidiger erhoffte Auf-
hebung des Urteils blieb aus. Zu-
mindest aber konnte der Rent-
ner einen Teilerfolg erzielen: 
Die Haftstrafe wurde um ein 
Jahr und sechs Monate redu -
ziert. Das Urteil ist jedoch noch 
nicht rechtskräftig. Der Verteidi-
gung wie auch der Staatsanwalt-
schaft steht die Revision beim 
Obersten Gerichtshof als weite-
res Rechtsmittel zu.  

Verteidiger: «Taten  
waren nicht sadistisch» 
Über 15 Jahre lang hat der Rent-
ner aus Liechtenstein mehrere 
Buben im Primarschulalter teil-
weise schwer sexuell miss-
braucht. Er hat zunächst das 
Vertrauen der Familien seiner 
späteren Opfer gewonnen und 
war in die Rolle des «Opas» ge-
schlüpft. Der Angeklagte be-
treute die Buben nach der 

 Schule und half ihnen unter an-
derem bei den Hausaufgaben. 
Im Zuge dessen kam es zu den 
Übergriffen. Der Rentner hat 
an den Kindern dem Beischlaf 
gleichzusetzende sexuelle 
Handlungen vorgenommen 
und sexuelle Handlungen an 
 ihnen ausgeführt. Auch von ih-
nen hat er verlangt, sexuelle 
Handlungen an ihm vorzuneh-
men. Letzteres teils mehrmals 
die Woche von demselben 
Kind. Ebenso hat der Rentner 
zweien der Buben – die offen-
sichtlich noch nicht das sech-
zehnte Lebensjahr erreicht hat-
ten – Pornofilme gezeigt, die 
zum Teil sadistische Sexual-
praktiken zum Inhalt hatten. 
Ausserdem fanden Polizeibe-
amte im Rahmen einer Haus-

durchsuchung eine Faustfeuer-
waffe auf dem Grundstück des 
Angeklagten, für die er keinen 
Waffenerwerbsschein besass.  

Der Verteidiger legte beim 
Obergericht Berufung wegen 
prozessualer und materieller 
Nichtigkeit sowie wegen des 
Ausspruchs von Schuld und 
Strafe ein. Das Urteil sollte auf-
gehoben und der Fall ans Kri-
minalgericht zur neuerlichen 
Verhandlung zurückgewiesen 
werden. Zumindest aber for-
derte der Verteidiger vom 
Obergericht, dass die Strafe re-
duziert wird. «Der Angeklagte 
ist 66 Jahre alt und war bisher 
unbescholten», begründete der 
Verteidiger. Der Strafrahmen 
für schweren sexuellen Miss-
brauch von Unmündigen liegt 

bei maximal zehn Jahren Haft. 
«Die Strafe bei zwei Dritteln 
des Maximums anzusiedeln, ist 
zu hoch.» Das Kriminalgericht 
habe wesentliche Milderungs-
gründe bei der Strafbemessung 
nicht berücksichtigt. Etwa, dass 
der psychiatrische Sachverstän-
dige dem Angeklagten «keine 
zu schlechte Zukunftsprogno-
se» ausstellte und die Taten 
nicht sadistisch gewesen seien. 
«Da die Opfer in einem der 
 Pubertät nahen Alter waren, 
sollten die Taten keinen schlim -
men Schaden nach sich zie -
hen», begründete der Verteidi-
ger. Ausserdem erklärte er, dass 
das Kriminalgericht einem der 
missbrauchten Buben – der sich 
als Privatbeteiligter dem Verfah-
ren anschloss – zu Recht kein 

Schmerzensgeld zugesprochen 
hatte, weil ein Gutachten über 
die Schmerzensperioden des 
Opfers fehlte.  

Aussagen der Opfer  
waren übereinstimmend 
Die Privatbeteiligtenvertreterin 
liess die Argumentation des 
Verteidigers allerdings nicht auf 
sich sitzen. «Es ist richtig, dass 
kein Sachverständigengutach-
ten vorliegt. Der Grund dafür 
liegt aber darin, dass mein 
Mandant derart schwere Schä-
den davongetragen hat, dass er 
nicht mehr in der Lage ist, da-
rüber zu sprechen.» Die Gefahr 
einer Retraumatisierung sei zu 
hoch. Auch zum Vorhalt, dass 
bei dem Opfer keine Schäden 
vorliegen, bestritt die Privat -
beteiligtenvertreterin: «Mein 
Mandant war zehn Jahre alt – 
also ein Kind – als er zum ersten 
Mal schwer sexuell missbraucht 
wurde.» Das sei weit weg von 
der Pubertät, betonte sie und 
sprach sich zumindest für ein 
Teilschmerzensgeld von den 
geforderten 126 000 Franken 
aus. Ebenfalls solle der Ange-
klagte sich dazu verpflichten, 
die angefallenen und künftigen 
Kosten ihres Mandanten tragen 
zu müssen.  

Der Staatsanwalt wiederum 
hielt fest, dass es entgegen der  
Ausführungen der Verteidigung 
keine Widersprüchlichkeiten der 
Feststellungen seitens des Erst-
gerichts gegeben und dieses 
auch keine falschen Schlüsse aus 
den Akten gezogen habe. «Das 
Urteil leidet nicht an Rechtsfeh-
lern und ein Vorsatz konnte 
durch die subjektive Tatseite 
festgestellt werden.» Auch wenn 
es bei sexuellem Missbrauch 
häufig Beweisschwierigkeiten 

gebe, sei dies in diesem Fall nicht 
so: «Es gibt mehrere Opfer, die 
übereinstimmend und ohne Wi-
dersprüche ausgesagt haben», 
betonte der Staatsanwalt. Aus 
seiner Sicht ist die Strafe durch-
aus angemessen – eher sogar zu 
milde. «Schlimme Verbrechen 
erfordern hohe Strafen, weshalb 
es keine Veranlassung gibt, die 
Strafe herabzusetzen.» 

Mit Urteil werde  
Schuld nicht relativiert 
Der Vorsitzende des Oberge-
richts bestätigte schliesslich, 
dass keine Widersprüchlichkei-
ten vorliegen und rügte die 
Nichtigkeits- und Schuldberu-
fung der Verteidigung. Dennoch 
setzte der Senat die Haftstrafe 
auf fünf Jahre herab. Ein Ersttä-
ter werde in der Regel mit einem 
Viertel bis zu einem Drittel der 
Strafobergrenze bestraft. «Hier 
haben wir es mit einer ausserge-
wöhnlich schweren Tat zu tun, 
die über den genannten Durch-
schnittsfällen liegt.» Sechs Jahre 
und sechs Monate seien den-
noch überhöht. «Sie dürfen die-
ses Urteil aber nicht missverste-
hen. Ihre Schuld wird nicht rela-
tiviert, sondern das ist eine 
Folge der technischen Strafzu-
messung», betonte der Vorsit-
zende gegenüber dem Ange-
klagten und ergänzte: «Was Sie 
mit dem Privatbeteiligten ge-
macht haben, ist verabscheu-
ungswürdig.» Diesem sprach 
das Obergericht wiederum ein 
Teilschmerzensgeld von 5000 
Franken zu. «Die Folgen sexu-
eller Übergriffe dürfen nicht 
unterbewertet werden», erklär-
te der Vorsitzende. Ausserdem 
muss der Rentner die Haftung 
für zukünftige Schäden des 
 Opfers übernehmen.  

Statt sechs Jahren und sechs Monaten muss der Rentner fünf Jahre ins Gefängnis. Bild: Keystone
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Interview*: Julia Strauss 
 
Anlässlich der heute in Schaan 
stattfindenden Pride geben 
Margot Sele, Ombudsfrau  
für Kinder und Jugendliche,  
und Alicia Längle, Geschäfts -
führerin des Vereins für 
 Menschenrechte, einen Über-
blick über die Situation der 
LGBTIAQ+-Gemeinschaft in 
Liechtenstein. 

Frau Längle, es gibt immer 
noch keine LGBTIAQ+- 
Studie. Warum braucht es 
solch eine Studie? 
Alicia Längle: Die Studie ist eine 
dringliche Empfehlung der 
Kommission gegen Rassismus 
und Intoleranz des Europarats 
von 2018. Diese hat in ihrem 
letzten Besuch in Liechtenstein 
festgestellt, dass es keine Zah-
len und keine Informationen 
über die Lebenssituation von 
Menschen in Liechtenstein 
gibt, die unterschiedliche 
 sexuelle Orientierungen und 
Geschlechtsidentitäten haben. 

Was würde die Studie denn 
genau erfassen? 
Alicia Längle: Die Kommission 
möchte vor allem wissen, ob die 
Menschenrechte dieser Perso-
nen umfassend geschützt sind 
oder ob sie unter Diskriminie-
rungen leiden. Mit der Studie 
würde die Situation der 
LGBTIAQ+-Personen in Liech-
tenstein empirisch erfasst. Es 
würden beispielsweise Kenn-
zahlen über Geschlechteriden-
titäten und die sexuelle Orien-
tierung erhoben sowie auch die 
Anzahl Geburten von nichtbi-
nären Kindern, also Kindern, 
die keine eindeutig männlichen 
oder weiblichen Geschlechts-
merkmale haben. Wir wissen 
damit auch nicht, wie Eltern 
 damit umgehen oder wie sie 
medizinisch beraten werden. 

Aber auch die individuellen 
Lebenssituationen könnten 
erfasst werden. 
Alicia Längle: Genau, und somit 
die Bedürfnisse und Herausfor-
derungen der betroffenen Per-
sonen ermittelt werden. Damit 
kann herausgefunden werden, 
ob es Diskriminierungen oder 
Menschenrechtsverletzungen 
gibt und ob Gegenmassnahmen 
getroffen werden müssen. 

Eine weitere Kritik von Seiten 
des VMR ist, dass es in Liech-
tenstein keine Möglichkeit 
gibt, im Pass ein «d» für 
divers oder ein «x» einzutra-
gen. Warum findet der VMR 
diese Optionen wichtig? 
Margot Sele: In Personenregis -
tern und offiziellen Dokumenten 
muss in der Regel das 
Geschlecht angegeben werden. 
Mit der Bezeichnung d wie «di-
vers» oder x schaffen wir für 
Menschen, die sich weder  
dem weiblichen noch dem 
männlichen Geschlecht zuord-
nen können, eine dritte Möglich-
keit für die Angabe des Ge-
schlechts. Nach der eigenen Ge-
schlechtsidentität zu leben und 
diese eigenständig zu bestim-
men, ist ein Menschenrecht. 
Dieses Recht umsetzen bedeutet 
auch, ein neutrales, das heisst 
nichtbinäres Geschlecht in offi-
zielle Dokumente eintragen zu 
dürfen. In Deutschland und Ös-
terreich ist das bereits möglich. 

In welchen Lebensbereichen 
sind queere Menschen in 

Liechtenstein nicht gleichbe-
rechtigt und werden faktisch 
diskriminiert? 
Alicia Längle: Eine Diskriminie-
rung hat der Landtag letztes 
Jahr beseitigt, indem er den Ar-
tikel 25 des Partnerschaftsge-
setzes aufgehoben hat. Dieses 
hatte gleichgeschlechtlichen 
Paaren die Adoption und den 
Zugang zur Fortpflanzungsme-
dizin verboten. Mit der Aufhe-
bung dieses Artikels besteht 
nun aber kein Grund mehr, eine 
gesetzliche Unterscheidung 
zwischen der Ehe und der 
 eingetragenen Partnerschaft zu 
machen. Der Landtag hat da-
rum der Regierung im letzten 
November den Auftrag erteilt, 
eine Gesetzesvorlage zur Ein-
führung der Ehe für alle zu er-
arbeiten. Das sind sehr positive 
Entwicklungen. 

Der VMR empfiehlt, 
 geschlechtsangleichende 

Operationen an interge-
schlechtlichen Kindern zu 
verbieten. Können Sie ge-
nauer ausführen, was Sie 
damit meinen? 
Margot Sele: Gemäss human-
rights.ch kann bei rund einer 
von tausend Geburten das Ge-
schlecht des geborenen Kindes 
nicht eindeutig zugeteilt wer-
den. Die äusserlichen Ge-
schlechtsmerkmale dieser in-
tersexuellen Kinder entspre-
chen nicht dem breiten 
Verständnis von männlich oder 
weiblich. Laut zwischenge-
schlecht.org werden bis heute 
intersexuelle Kinder gleich 
nach der Geburt einem Ge-
schlecht zugeordnet und 
bereits im Kleinkindalter ohne 
ihre Zustimmung und ohne 
 medizinische Notwendigkeit 
«umoperiert». 

Und das bleibt nicht ohne 
Folgeschäden ... 

Margot Sele: Nein, das kann zu 
körperlichen und seelischen 
Schäden führen. Wir fragen 
uns: Was geschieht mit Kindern 
des dritten Geschlechts in 
Liechtenstein, in unserer Regi-
on? Dem Umgang mit Kindern, 
die mit nicht eindeutigen Ge-
schlechtsmerkmalen geboren 
sind, sollte auch in Liechten-
stein mehr Aufmerksamkeit 
 geschenkt werden und müsste 
Bestandteil der erwähnten 
 Studie sein. 

Viel zu reden gaben letztens 
auch die gendergerechten 
WCs … 
Alicia Längle: Die Diskussion 
zu gendergerechten WCs im 
Landtag hat uns erstaunt. Gen-
dergerechte WC-Anlagen sind 
so gestaltet, dass es abschliess-
bare Einzelkabinen gibt, die 
von allen Personen gleicher-
massen genutzt werden kön-
nen. Die Idee ist bestechend 
einfach. Wenn die Kabinen zu-
sätzlich barrierefrei ausgestal-
tet sind, dann können sie auch 
von behinderten Personen be-
nutzt werden. Damit kann das 
Prinzip der Inklusion in diesem 
kleinen, aber wichtigen Be-
reich umgesetzt werden. In 
vielen anderen Bereichen der 
Gesellschaft ist Nichtdiskrimi-
nierung und Inklusion viel 
schwieriger zu erreichen. 

Gibt es beim Thema 
LGBTIAQ+ einen «Age-
Gap»? Sprich, eher ältere 
Personen tun sich schwer 
damit und für die jüngere 
Generation ist es bereits 
normal? 
Margot Sele: In den Jahren 
2020 und 2021 hat der Verein 
für Menschenrechte Organisa-
tionen aus dem Jugend- und 
Bildungsbereich zu einem 

 runden Tisch LGBT eingela-
den. Dabei stand die Situation 
von Kindern und Jugendlichen 
im Zentrum. Wir haben uns 
eine Übersicht über Anliegen, 
Angebote und Hilfen 
verschafft und eine Standort-
bestimmung vorgenommen. 
In diesem Zusammenhang 
stellten die Teilnehmenden 
fest, dass die jüngere Genera -
tion den unterschiedlichen 
 sexuellen Orientierungen und 
Geschlechtsidentitäten relativ 
positiv gegenübersteht. 

Woran liegt das? 
Margot Sele: Dies wurde auf 
gute persönliche oder allge-
meine Informationsquellen 
zurückgeführt, zum Beispiel 
auch auf Projekte der Offenen 
Jugendarbeit, des Aha oder die 
sexualpädagogischen Work-
shops in den Schulen durch 
love.li. Zudem spielt im Ju-
gendalter die Auseinanderset-

zung mit der eigenen sexuellen 
Identität eine wichtige Rolle. 
Die Informationslage und die 
Auseinandersetzung mit dem 
Thema scheint bei der älteren 
Generation jedoch weniger 
ausgeprägt und teilweise auch 
mit moralischen Vorbehalten 
oder Tabus belegt zu sein. 

In Amerika sieht man eine 
neue Welle hasserfüllter 
Homo- und Transphobie. 
Europäische Politiker:innen 
übernehmen teilweise be-
reits die Wortwahl. Sieht  
der VMR darin eine ernste 
Gefahr? 
Alicia Längle: Wir sind grund-
sätzlich darüber besorgt, dass 
homosexuelle oder nichtbinäre 
Personen häufig öffentlich oder 
in sozialen Medien beschimpft, 
beleidigt oder sogar tätlich 
 angegriffen werden. Das Phäno-
men der Hassrede ist ein zuneh-
mendes Problem, das auch im 
jährlichen Extremismusbericht 
der Gewaltschutzkommission 
mit Besorgnis registriert wird. 
Hassrede betrifft auch LGBTI-
QA+-Personen und ist strafbar. 

Trotzdem zeigen relativ 
wenige Betroffene Straftaten 
an ... 
Alicia Längle: Entsprechende 
Erhebungen von Betroffenen-
gruppen aus der Schweiz zei-
gen, dass die Opfer sich oft 
scheuen, diese Angriffe anzu-
zeigen, weil sie sich nicht expo-
nieren wollen oder weil sie gar 
nicht wissen, dass dies strafbar 
ist. Wir haben in Liechtenstein 
zum Glück ein sehr umfassen-
des Diskriminierungsverbot. 
Darauf haben wir gemeinsam 
mit der Gewaltschutzkommis-
sion der Regierung und dem 
Fachbereich für Chancen-
gleichheit mit der Kampagne 
#toleranzistdeinrecht aufmerk-
sam gemacht.  

Ausserdem organisieren Sie 
auch weitere Veranstaltun-
gen zu diesem Thema. 
Alicia Längle: Wir möchten da-
mit Betroffene ermutigen, sich 
zu wehren und für ihr Recht 
einzustehen. Am 7. Juli organi-
sieren wir zusammen mit dem 
Partnerorganisationen eine 
 öffentliche Veranstaltung mit 
Fachpersonen zum Problem 
der Hassrede und wie man ihr 
wirksam begegnen kann. Die 
Veranstaltung findet im SDG-
Turm statt. 

Hinweis* 
Das Interview wurde schriftlich 
geführt.

Eine Studie soll die Situation queerer Menschen in Liechtenstein erforschen. Bild: Elma Korac

«Nach der eigenen 
Geschlechtsidenti-
tät zu leben, ist ein 
Menschenrecht.»

Margot Sele 
Ombudsfrau 

 

«Diskussion um  
gendergerechte 

WCs hat uns  
erstaunt.»

Alicia Längle 
Geschäftsführerin Verein 

für Menschenrechte 
 

«Was geschieht mit Kindern 
des dritten Geschlechts?» 

Der Verein für Menschenrechte (VMR) will, dass Operationen bei intergeschlechtlichen 
Kindern ohne medizinischen Grund verboten werden.
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«Sehr erstaunt» 
Polizeichef Jules Hoch äussert sich 
zu den Zeugenaussagen im Fall des 
verurteilten Ex-Polizisten. 2

«Was ihr wollt» feiert Premiere 
Die Festspiele Burg Gutenberg 
begeistern das Publikum mit dem 
berühmten Shakespeare-Stück. 7
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Strahlende Gesichter beim 100-Jahr-Jubiläum der Ivoclar

Im Rahmen der Feierlichkeiten gestern Nachmittag in Schaan wurde auch das 
neue  Hauptgebäude des Dentalunternehmens eröffnet. Das Erbprinzenpaar und 
die Unternehmerfamilie Zeller durchschnitten gemeinsam das Band. Bild: Nils Vollmar

Korruption: Liechtenstein hat 
tiefste Greco-Umsetzungsquote 
Jurist Baur ordnet ein: Eine niedrige Umsetzungsquote bedeute nicht, dass Korruption im Land grassiert. 

Elias Quaderer 
 
Wenig schmeichelhaft fällt das Zeug-
nis aus, das die Staatengruppe des Eu-
roparats gegen Korruption (Greco) 
Liechtenstein ausstellt: Im jüngst ver-
öffentlichten Jahresbericht der Staa-
tengruppe gilt das Fürstentum europa-
weit als Schlusslicht. Kein andereres 
Land hat so wenige Antikorruptions-
empfehlungen der Greco umgesetzt. 
Gemäss dem Bericht wurden ganze 
56,3 Prozent der Empfehlungen nicht 
implementiert. Mit diesem Wert liegt 
Liechtenstein noch hinter der Türkei 
und Ungarn. Die Antikorruptionsemp-
fehlungen betreffen dabei die Arbeits-
weise von Richtern, Staatsanwälten 
und Abgeordneten. Allerdings: Geor-
ges Baur, Forschungsleiter im Bereich 
Recht am Liechtenstein-Institut, warnt 

davor, zu weitreichende Schlüsse aus 
diesem Greco-Zeugnis zu ziehen. Eine 
schlechte Umsetzungsquote der Emp-
fehlungen bedeute nicht, dass die Kor-
ruption in Liechtenstein grassiere. 
Und «eine gute Umsetzungsquote auf 
dem Papier heisst umgekehrt nicht, 
dass alles in der Realität zum Besten 
steht.» 

Problem von Interessenkonflikten 
eher theoretischer Natur 
Zudem betont der Rechtsexperte, dass 
im Falle Liechtensteins auch die klei-
nen Verhältnisse zu berücksichtigen 
seien. «Naturgemäss sind viele Perso-
nen in vielfältigen Funktionen zu fin-
den», erläutert Baur. «Dies führt um-
gekehrt zu einem erhöhten Risiko von 
Interessenkonflikten, wenn man bei-
spielsweise an die Besetzung von Ge-

richten mit Juristen denkt, die auch als 
Anwälte tätig sind.»  

Aber auch hier handle es sich um 
ein Problem, das eher theoretischer als 
praktischer Natur sei. Denn Liechten-
stein habe teilweise griffige Lösungen 
entwickelt, «die in der Praxis sicher-
stellen, dass es zu möglichst wenigen 
Interessenkonflikten kommt.» 

Bis Ende Monat muss  
Regierung Bericht vorlegen 
Weiter ist festzuhalten, dass die Daten, 
die die Greco in ihrem Jahresbericht für 
Liechtenstein verwendet, aus einem 
Umsetzungsbericht vom Juni 2022 
stammen. Die neuen Antikorruptions-
regeln, die der Liechtensteiner Landtag 
vergangenen Dezember in seiner Ge-
schäftsordnung verankerte, fanden 
noch keine Berücksichtigung. Trotz all-

dem ist für Baur aber klar: «Liechten-
stein tut gut daran, die Greco-Empfeh-
lungen ernst zu nehmen und, so gut 
wie eben möglich, umzusetzen.»  

Dass Liechtensteins Umsetzung 
der Empfehlungen zu wünschen übrig 
lässt, zu diesem Fazit kam bereits der 
oben genannte Greco-Bericht vom 
vergangenen Sommer. Das Land er-
hielt damals die Note «insgesamt nicht 
zufriedenstellend». Die Greco forderte 
deshalb die Regierung dazu auf, die 
Umsetzung stärker voranzutreiben und 
bis spätestens 30. Juni 2023 einen Be-
richt über die Fortschritte abzuliefern. 
Diese Deadline ist bereits in zwei Wo-
chen. Doch, wie das Aussenministeri-
um auf Anfrage festhält, wurde der 
Fortschrittsbericht der Staatengruppe 
gegen Korruption noch nicht zuge-
stellt.

Sapperlot 
Der «Like-Göllawaga» zieht 
durch die Sozialmedien. Frauen-
feindliche «Witze», wirre Fake-News 
und Schwurbeleien, dazu eine Schau-
fel Rassismus und Homophobie:  
Die Sozialmedien sind ein einfach mit 
Hass zu bepflanzendes Gärtchen. 
Klar, man hört meistens, dass es  
«eh immer di Gliicha» sind, die 
lauthals im Netz vor sich hin pöbeln 
oder meinen, sie haben ein Geburts-
recht auf Leserbriefe. Zu diesem 
Grüppchen gesellt sich allerdings eine 
leise und viel grössere Gruppe jener, 
die den gestreuten Hass fleissig mit 
Likes düngen. Sie sind es, die Herrn 
und Frau Hatespeech ermutigen, 
loben und Reichweite geben. Sie wäh-
len den einfachen Weg, indem sie sich 
feige und nicht gleich erkennbar 
daran beteiligen, sämtliche Formen 
von Wut, Unzufriedenheit, Motzerei 
und Feindseligkeit in der digitalen 
Welt zu säen. So wächst das digitale 
Unkraut weiter und schlägt Wurzeln 
in der «echten» Welt.    Julia Strauss

Verkehrsversuch in 
Vaduz wird analysiert 
Seit gestern können Autofahrerinnen 
und -fahrer wieder wie gewohnt durch 
das Vaduzer Städtle fahren. Der Ver-
kehrsversuch ist beendet und die 
Trennelemente wurden entfernt. Nun 
gilt es, die gewonnen Daten auszuwer-
ten und auf die Rückmeldung der Lie-
mobil zu warten. (red) 2

Nachhaltiges 
Strassenbauprojekt 
Triesenberg hat ab kommender Woche 
einen nachhaltigen Strassenabschnitt. 
Für die Bauarbeiten wurden Mauer-
steine recycelt und die Transportwege 
kurz gehalten. Zudem wurde die Stras-
se verbreitert. (red) 15

Liechtensteins Nati 
heute in Luxemburg 
Die liechtensteinische Fussball-Natio-
nalmannschaft spielt heute in Luxem-
burg. Für Nationaltrainer Konrad 
Fünfstück die Feuertaufe: Erstmals 
unter seiner Leitung wird Liechten-
stein in einem Pflichtspiel antreten. 
Der 42-Jährige freut sich: «Dabei zu 
sein, wenn die Hymne ertönt, wird für 
mich bewegend sein.»  

Kapitän Nicolas Hasler spricht von 
intensiven Vorbereitungstagen: «Der 
neue Trainer hat sehr viele neue Ideen 
hineingebracht und es war nicht nur 
körperlich, sondern auch vom Kopf her 
streng.» Hasler sieht das Team optimal 
auf das heutige Spiel vorbereitet. Laut 
Statistik stehen die Chancen gut für 
die Nationalmannschaft. (red) 23

Eschen-Nendeln stockt 
Energiebudget auf 
Die Gemeinde Eschen-Nendeln ver-
gibt Fördergelder zur Reduktion des 
Energieverbrauches und zur Nutzung 
erneuerbarer Energien. Durch die 
Energiekrise ist die Nachfrage stark 
gestiegen und das Budget für die Ener-
gieförderung ist bereits aufgebraucht. 
Deshalb hat der Gemeinderat nun einen 
Nachtragskredit von 250 000 Franken 
gesprochen. «Wir wussten, dass die 
Nachfrage steigen wird, aber wir konn-
ten nicht abschätzen, um wie viel», 
sagt Vorsteher Tino Quaderer. Es sei 
dennoch überraschend, dass das Bud-
get bereits nach einem halben Jahr auf-
gebraucht ist. (red) 13
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Zivilcourage – ein Wert ohne Ablaufdatum 
Nicht nur schulhaus- sondern länderübergreifend war das Projekt «Zivilcourage – ein Wert ohne Ablaufdatum», an dem  
zwei Schulen aus Vorarlberg sowie zwei Schulen aus Liechtenstein teilnahmen. Der Fokus lag dabei darauf, voneinander zu lernen. 

Schüler der achten Schulstufe 
der Unesco-Mittelschule Bürs 
(Klasse 4a), vom Gymnasium 
Schillerstrasse in Feldkirch 
(Klasse 4c), vom Gymnasium 
Vaduz und der Oberschule 
Eschen (beide Klasse 3a) in 
Liechtenstein erarbeiteten in 
verschiedenen Workshops zu-
erst klassenintern verschiede-
ne Themen der Zivilcourage 
und Antirassismusarbeit. Un-
ter der Leitung der erfahrenen 
Pädagogin Sarah Koelman 
setzten sich die Schüler mit 
den Porträts von Maria Strom-
berger (Krankenschwester im 
Vernichtungslager Auschwitz-
Birkenau), Alice Bermann-
Cohn (jüdische Überlebende), 
Johann August Malin (Wider-
standskämpfer) und dem 
Liechtensteiner Nationalso-
zialisten Josef Nägele im 
Detail auseinander. Evelyne 
Bermann, die Tochter von Ali-

ce und bekannte liechtenstei-
ner Künstlerin sowie Dr. Ema-
nuel Schädler vom Liechten-
stein-Institut begleiteten Koel-
man in die Klassen in 
Liechtenstein. 

Gegenseitiges Voneinander-
Lernen stand im Fokus 
Vergangenen Freitag kamen 
alle vier Schulklassen zur ge-
meinsamen Abschlussveran-
staltung im Jugendhaus Graf 
Hugo zusammen. In gemisch-
ten Gruppen wurden nicht nur 
die einzelnen historischen Per-
sonen präsentiert sowie die 
 erarbeiteten Unterrichts- und 
Lernmaterialien ausgetauscht, 
sondern es wurde auch mit 
gruppendynamischen Spielen 
kreativ gearbeitet. Das gegen-
seitige Voneinander-Lernen 
stand im Fokus und betonte 
einmal mehr, wie wichtig das 
Lernen aus unserer Geschichte 

sowie Offenheit, Toleranz und 
Respekt sind. 

Projektkoordinatorin Sarah 
Schneider-Koelman abschlies-
send: «Mit der Biografiearbeit, 
dem Aufzeigen der Auswirkun-
gen des Nationalsozialismus 
auf den Einzelnen und den vie-
len Opfern somit ein Gesicht zu 
geben, macht es für die Schüler 
mehr greifbar. Für mich war es 
auch wichtig, eine Brücke zum 
Heute zu schlagen und sie so für 
Toleranz, Zivilcourage und 
Menschlichkeit und deren Be-
deutung zu sensibilisieren und 
zu stärken.» 

Ermöglicht wurde das Pro-
jekt dank der Unterstützung der 
Weitblick GmbH, RBMV, von 
Spar Albrecht, Vo Üs und der 
Guido-Feger-Stiftung. Der 
Anti radikalisierungsworkshop 
wurde von Sonia Benrhodane 
und Stefanie Nasal vom IFS ent-
wickelt. (eingesandt)Das Projekt Zivilcourage war für die Schüler aus Vorarlberg und Liechtenstein eine Erfahrung. Bild: eingesandt

Alte Post Bendern soll zum Jugendtreffpunkt werden 
Mit der Umnutzung der alten Post Bendern soll für Liechtensteins Jugendliche ein nichtkommerzieller Treffpunkt für 16- bis 20-Jährige 
geschaffen werden. Das Land, die Gemeinde Gamprin-Bendern und die Stiftung Offene Jugendarbeit (OJA) machen das Projekt möglich. 

Orte, an denen sich 16- bis 20-
Jährige ungezwungen treffen, 
unter sich sein und Spass haben 
können, sind in Liechtenstein 
dünn gesät. Da verwundert es 
wenig, dass das Bedürfnis nach 
ebensolchen Räumlichkeiten 
von dieser Altersgruppe immer 
wieder geäussert wird. So kam 
es auch am Jugendbeteiligungs-
anlass der Gemeinde Gamprin-
Bendern von vergangenem 
Herbst auf den Tisch. «Die Idee 
eines eigenen Clubs stand an 
zweiter Stelle auf der Wunsch-
liste», sagt Gemeindevorsteher 
Johannes Hasler. «In der Folge 
bat ich den Leiter der Offenen 
Jugendarbeit Liechtenstein, 
Markus Büchel, um eine Über-
prüfung, ob sich dafür allenfalls 
das Gebäude der alten Post in 
Bendern eignen würde.»  

Umsetzung 
in Angriff nehmen 
Das Ergebnis der Überprüfung 
hörte sich vielversprechend an. 
Und auch das Land, das im 
 Besitz der Liegenschaft ist, 
konnte der Idee viel abgewin-
nen. «Das Ministerium für In-
frastruktur und Justiz sowie wir 
von der Stabsstelle für Staatli-
che Liegenschaften unterstüt-
zen die Umnutzung des alten 
Postgebäudes und sind über-
zeugt, dass die Option eines Ju-

gendtreffs für alle Beteiligten 
ein Gewinn ist», sagt Stabsstel-
lenleiter Jürg Kellenberger. 
Land und OJA schliessen die 
Planung für die Umnutzung des 
alten Postgebäudes in Bendern 
noch dieses Jahr ab. Der Teil-
rückbau und die Umgestaltung 
zu einem Jugendtreff sind im 
ersten Halbjahr 2024 vorgese-
hen. Stehenbleiben werden der 
WC-Trakt und der Bankomat 
sowie das Untergeschoss samt 
Eingang. Da in naher Zukunft 

nicht mit einem vollständigen 
Rückbau zu rechnen ist – hierfür 
müssen Gemeinde und Land 
zuerst aufbauend auf raumpla-
nerischen Überlegungen die 
Lage des künftigen ÖV-Umstei-
geknotens definieren – eröffnet 
sich die Möglichkeit für eine 
Umnutzung. Die Offene Jugend-
arbeit Liechtenstein hat den 
Aufbau mit einem Holz-Glas-
Kubus mit einem kleinen Aus-
senbereich geplant, sodass den 
Jugendlichen neben dem Un-

tergeschoss eine weitere Ebene 
zur Verfügung steht. Architek-
turpläne liegen bereits vor. 

Konzept sieht Verantwortung 
bei Jugendlichen  
Markus Büchel von der OJA 
freut sich über die Chance, ei-
nen Begegnungsraum für junge 
Menschen in Liechtenstein zu 
schaffen, und hat ein entspre-
chendes Konzept ausgearbeitet. 
«Die Jugendbeiz soll von Be-
triebsgruppen, bestehend aus 

Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen, geführt werden», 
erklärt der Leiter der Offenen 
Jugendarbeit. «Diese sollen ei-
genverantwortlich agieren und 
Ideen einbringen können. Wir 
von der OJA übernehmen dabei 
eine begleitende, coachende 
Rolle.»  

Die Lokalität wird mindes-
tens einmal wöchentlich geöff-
net sein, wobei die Räumlich-
keiten primär Jugendlichen ab 
16 Jahren für Treffen, jugend-
kulturelle Aktivitäten und 
nichtkommerzielle Veranstal-
tungen zur Verfügung stehen. 
«Ausserdem können sie für pri-
vate Feste von Jugendlichen 
oder zum Beispiel von Vereinen 
gemietet werden», führt Mar-
kus Büchel aus. Das Erdge-
schoss mit einer kleinen Küche, 
einer Theke und dem Aussen-
bereich bietet dabei Möglich-
keiten für eine ruhigere Nut-
zung. Das Untergeschoss hin-
gegen dient als Partybereich, 
in dem die Musik auch mal lau-
ter sein darf. Konzerte in klei-
nem Rahmen sind im neuen 
Jugendtreffpunkt ebenfalls 
denkbar.  

«Wir sind überzeugt, dass 
eine entsprechende Umnutzung 
der ehemaligen Post zur Bele-
bung des Gebiets beiträgt und 
nicht nur die Jugend, sondern 

die gesamte Gemeinde Gam-
prin-Bendern bereichert», be-
tont Vorsteher Johannes Hasler. 
Und auch Daniel Hilti, Stif-
tungsratspräsident der OJA  
und Gemeindevorsteher von 
Schaan, ist vom Standort über-
zeugt: «Die Lage des Treff-
punkts ist ideal. Er ist von allen 
Gemeinden her gut mit dem Bus 
erreichbar. Ausserdem liegt das 
Gebäude abseits des Wohnge-
biets, sodass Lärmbelästigung 
vermieden wird.» Stichhaltige 
Argumente, welche auch die 
Vorsteherkonferenz überzeugt 
haben, das Projekt zu unterstüt-
zen. Entsprechende Gemeinde-
ratsbeschlüsse sollen nach den 
Sommerferien gefasst werden. 

Das Land wendet für den 
langfristig ohnehin notwendi-
gen Abbruch und die Umgestal-
tung der Liegenschaft rund 
400 000 Franken auf und 
stellt die Räume der OJA kos-
tenlos zur Verfügung. Die Ge-
samtkosten für den Aufbau des 
Jugendtreffpunkts belaufen 
sich auf rund 600 000 Fran-
ken. Die Stiftung Offene Ju-
gendarbeit mit den angeschlos-
senen Gemeinden beteiligt sich 
mit 550 000 Franken. Der Ge-
meinderat von Gamprin-Ben-
dern hat für die Umsetzung ei-
nen Beitrag von 50 000 Fran-
ken genehmigt. (eingesandt) 

Markus Büchel, 
Regierungsrätin 
Graziella Marok-
Wachter, Jürg Kel-
lenberger und der 
Gampriner Vorste-
her Johannes Has-
ler (v. l.) vor der 
alten Post Ben-
dern. Bild: eingesandt
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FL1.Life-Festival 

Der zweite Festivaltag hält viele Höhepunkte bereit 

Nach dem gestrigen erfolg -
reichen Festivalstart geht das 
diesjährige FL1.Life heute in 
die zweite Runde: Als Hauptact 
lässt es Gotthard um 21 Uhr auf 
der FL1-Bühne so richtig kra-
chen. Vor gut 30 Jahren im 
 Tessin gestartet, kann man  
den Multiplatin-Rockern längst 
Weltklasse attestieren, und 
auch nach weit über 2000 
Liveshows auf dem gesamten 
Planeten sind Gotthard kein 
bisschen müde. Zuvor erobert 
heute um 19.30 Uhr Nik Ker -
shaw die LGT-Bühne. Kein  
Geringerer als Elton John 
 bezeichnete ihn einmal als 
«den besten Songwriter seiner 
Generation». Auch im frei 
 zugänglichen Aussenbereich 
wartet Musikgenuss pur auf die 
 Besucher. Mit der Newcomerin 
Sophia steht Pop auf dem Pro-
gramm, während sich die Gäste 
bei Mario «Mayito» Rivera und 
seiner Band auf Son, Rumba, 

Afro und Salsa, Bolero und 
Timba freuen können. Ebenso 
mitreissend wird der Auftritt 
der Martin Miller Session 
Band, und die Bluebones sor-
gen für ausgelassene Party-
stimmung. Coole Dancemoves 
gibt es von Urban Dynasty und 
eine Portion Rock hält die 
Liechtensteiner Band Little 
 Brickets bereit. Als letzter Act 

des Tages wird der 22-jährige 
Ausnahmesänger Mattiu zu 
 hören sein. (Anzeige)

Gotthard lässt es heute Abend in Schaan so richtig krachen.  Bild: pd

BBB Center 

Antiquitätenausstellung von Jan Czory  
Eine einzigartige Ausstellung 
für Orientteppiche und Antiqui-
täten erwartet die Besucher im 
BBB Center in Triesen. Auf-
grund des grossen Interesses 
der Kunden wird Jan Czory die 
Ausstellung um eine Woche bis 
zum 15. Juli verlängern. Die Be-
sucher haben die Möglichkeit, 
die zeitlose Schönheit und das 
handwerkliche Geschick dieser 
faszinierenden Kunstform zu 
entdecken. 

Neben den Orientteppichen 
bietet die Ausstellung auch eine 
beeindruckende Auswahl an 
Antiquitäten. Von antiken Mö-
beln über Stand- und Wanduh-
ren gibt es viel zu entdecken. 
Die Besucher haben die Mög-
lichkeit, diese kostbaren Objek-
te aus nächster Nähe zu be-
trachten und ihren historischen 
und kulturellen Wert zu schät-
zen. «Unsere Ausstellung lädt 
die Besucher ein, in die zeitlose 
Schönheit und das kulturelle 

Erbe der Orientteppiche und 
Antiquitäten einzutauchen», 
sagt Jan Czory. «Es ist eine Rei-
se in die Vergangenheit, die uns 
die Handwerkskunst vergange-
ner Zeiten näher bringt und uns 
daran erinnert, wie wertvoll 
und einzigartig diese Kunst-
form ist.» Jetzt die Gelegenheit 

nutzen und in die Welt der Ori-
entteppiche und Antiquitäten 
eintauchen. (Anzeige)

Jan Czory mit Teppichen sowie Standuhren der Ausstellung.    Bild: pd

Kontakt 

Jan Czory, BBB Center 
Schliessa 6, Triesen 
Telefon: +41 78 337 77 77 

Digitaler Hass generiert Klicks und Likes 
Im Perspektivenraum des «Turms auf Dux» wurde über die zunehmende Problematik von Hassrede im Internet diskutiert. 

Julia Strauss 
 
Immer mehr Menschen sehen 
sich in der digitalen Welt mit 
entgegenschlagendem Hass 
konfrontiert. Vor allem der 
Hass gegen Frauen sowie 
Mehrfachdiskriminierung fin-
den sich in den zahllosen Kom-
mentarspalten der Sozial -
medien und in Chatgruppen 
wie Telegram. Aber wie kann 
die Zivilgesellschaft wirksam 
gegen diesen Hass vorgehen? 
Und haben Beratungsstellen 
und die Staatsanwaltschaft ge-
nügend Mittel, um gegen Täte-
rinnen und Täter vorzugehen? 

Diesen Fragen wurde im 
Perspektivenraum des «Turms 
auf Dux» nachgegangen. Bei 
der öffentlichen Veranstaltung 
fanden sich zahlreiche Vertrete-
rinnen und Vertreter aus der 
Politik und Beratungsstellen, 
um den Vorträgen der beiden 
Expertinnen Julia Haas und 
Giulia Reimann beizuwohnen 
und sich anschliessend bei der 
Fragerunde selbst miteinzu-
bringen. Durchgeführt wurde 
«Stop Hate Speech» vom 
Verein für Menschenrechte, 
dem Behindertenverband und 
dem Amt für Auswärtige Ange-
legenheiten. 

Meinungsfreiheit braucht 
Legitimität und Legalität 
«Wer von Ihnen im Publikum 
kennt die genaue Definition 
von Hassrede?», leitete Julia 
Haas ihren Vortrag ein. Sie ist 
Projektmitarbeiterin im Büro 
der OSZE-Beauftragten für 
 Medienfreiheit und zeigte sich 
wenig überrascht, dass keine 
Hand im Publikum nach oben 
ging. Denn Hassrede umfasst 
ein breites Spektrum. Grund-
sätzlich müsse davon ausgegan-
gen werden, dass jeder Mensch 
ein Recht auf Meinungsfreiheit 
und -äusserung hat. Aber trotz-
dem brauche es Legitimität und 
Legalität. Haas ordnete ein, 
was alles unter Hassrede fällt: 

«Das erste Kriterium ist sicher 
der Kontext, in welchem Aus -
sagen getätigt werden.» Dazu 
spielt es eine Rolle, wer die Aus-
sagen tätigt: Jemand auf der 
Strasse oder ein hochrangiger 
Politiker? Dazu nannte Haas 
Vorsatz, den Tonfall, die Reich-
weite und die Unmittelbarkeit 
von Gefahr, die von einem 
Kommentar ausgeht. Haas be-
tonte zudem, dass oft eine 
 Genderkomponente mitspielt: 
«Zwei von drei Journalistinnen 
sind gezielten Hassattacken 
und digitaler Gewalt ausge-
setzt.»  

Kontrolle von ein paar 
wenigen Firmen 
Für Haas ist klar: «Rein 
juristisch macht es keinen Un-
terschied, wo der Hass stattfin-
det. Faktisch aber schon.» Viele 
würden sich in der Scheinano-
nymität des Internets sicherer 
fühlen. In der digitalen Welt 
 gepostete Kommentare sind po-
tenziell unendlich lange abruf-
bar. Dazu komme eine klare 
Machtkonzentration: «Der Zu-
gang und die Verbreitung zu 
Hassrede wird kontrolliert von 
ein paar wenigen Firmen», er-
klärte Haas und verwies dabei 
auf das Geschäftsmodell von 
Facebook und Co.: Aufmerk-
samkeit generieren. «Je mehr 
geklickt wird, umso mehr wird 
Geld gemacht.»  

Hass wird in Sozialmedien 
multipliziert 
Moderator Claudio Nardi vom 
Amt für Auswärtige Angelegen-
heiten erzählte zu Beginn, wie 
er zum ersten Mal mit Hate-
speech in Berührung kam. Er 
setzte sich für die Aufklärung 
des Genozides an den Rohingya 
ein und erlebte, wie sich der ge-
nerationenübergreifende Hass 
in den Sozialmedien multipli-
zierte. Dieses Beispiel nahm 
auch Julia Haas auf. In Myan-
mar wurden damals Telefone 
verkauft, welche Facebook be-

reits vorinstalliert hatten. Zu-
dem hatten die Menschen in 
Myanmar nur über die App Zu-
griff aufs Internet und dement-
sprechend waren sie leichtes 
Ziel für extremistische Propa-
ganda. Haas findet markante 
Worte: «So wurde eine ethni-
sche Säuberung durch die 
 Sozialmedien optimiert.»  

Gesellschaft muss gegen 
digitalen Hass einstehen 
Auch Giulia Reimann, stellver-
tretende Leiterin des Sekreta-
riats der Eidgenössischen Kom-
mission gegen Rassismus, ging 
auf die zunehmende Problema-
tik von Hatespeech im digitalen 
Raum ein. «Der digitale Hass 
überträgt sich auf die analoge 

Welt und die Hemmschwelle 
fällt in der Anonymität», ist sie 
überzeugt. Bisher gebe es in 
der Schweiz keine nationale 
Empfehlung, wie gegen den di-
gitalen Hass vorgegangen wer-
den kann, auch gibt es bisher 
keine Daten. Reimann stellte 
eine Plattform vor, auf der Mel-
dungen zu Rassismus gemacht 
werden können. Bisher sind 
dort 163 Meldungen eingegan-
gen, die meisten davon zu 
Kommentaren in den Kom-
mentarspalten von Facebook 
und anderen Sozialmedien. 
Etwa ein Viertel der Meldun-
gen seien strafrechtlich relevant. 
Denn eine einfache Beleidigung 
reicht nicht unbedingt aus, um 
als Diskriminierung oder als 

Hassrede strafrechtlich relevant 
zu sein. Frustrierend sei laut Rei-
mann, dass viele Menschen ano-
nym posten und die Plattformen 
verschlüsselt sind. So ist es oft-
mals schwierig, an die Täter zu 
kommen. «Das Strafrecht und 
die Strafverfolgung stossen an 
enorme Grenzen«, so die 
 Expertin.  

Sie ist überzeugt, dass es 
 alternative Lösungen braucht, 
wie etwa die Regulierung von 
Hassrede. Aber vor allem die Zi-
vilgesellschaft könne sich aktiv 
daran beteiligen und mehr ge-
genreden. So bleibt der Hass 
nicht unbeantwortet und stille 
Mitlesende können zum Nach-
denken angeregt werden. Ver-
schiedene Studien haben dabei 

gezeigt, dass vor allem Empa-
thie für die Opfer zeigen hilft. 
Mit rechtlichen Konsequenzen 
drohen, Humor oder Fakten 
richtig stellen könne auch ein 
Weg sein, führe aber nicht so 
sehr zum Erfolg wie gezeigte 
und eingeforderte Empathie. 
Um Gegenrede zu lernen, sollte 
sie bereits im Schulalter gelernt 
werden. Bei Kindern und Ju-
gendlichen sieht Reimann gros-
ses Potenzial. «Sie sollen bereits 
früh lernen, was ihre Rechte 
und Pflichten im digitalen 
Raum sind.» Und sie schloss die 
Veranstaltung mit den Worten: 
«Es gibt keine Unterscheidung 
mehr von digitalem und ana -
logem Leben. Alles ist reales 
Leben.»

Der Raum war gefüllt mit Vertreterinnen und Vertretern aus Politik und Sozialarbeit. Bild: Nils Vollmar
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Extremismusbericht: «Meldungen  
zu Hassreden haben zugenommen» 
«Hatespeech» im Internet nimmt zu – hingegen wurden in der rechts- wie auch in der linksextremen Szene keine 
 wesentlichen Bewegungen verzeichnet. Dieses Bild zeigt der Monitoringbericht Extremismus 2022. 

Um Ereignisse, Entwicklungen 
und Vorfälle im Bereich 
 Extremismus in Liechtenstein 
zu beobachten und zu doku -
mentieren, wurde das Liech-
tenstein-Institut von der 
 Gewaltschutzkommission der 
 Regierung beauftragt, einen 
jährlichen Monitoringbericht 
zu erstellen. Nun ist der 
Bericht für das Jahr 2022 da. Er 
stellt eine umfassende Auf -
arbeitung des Themas «Extre-
mismus in Liechtenstein» dar. 

Das Fazit: Wie in den Jah-
ren zuvor kann auch das Be-
richtsjahr 2022 in Bezug auf 
sichtbaren Extremismus in 
Liechtenstein als ruhiges Jahr 
bezeichnet werden. Seit meh-
reren Jahren seien in Liechten-
stein keine grösseren Gewalt-
vorfälle mit extremistischem 
Hintergrund zu verzeichnen. 

Propagandaverbreitung 
und Vernetzung im Internet 
Allgemein könne festgehalten 
werden, dass digitale Kom -
munikationsplattformen und  
-dienste neben anderen Fak -
toren eine bedeutende Rolle 
bei der Radikalisierung, ins -
besondere von jungen Men-
schen, spielen. «Extremis -
tische Akteure wissen um 
 deren Be deutung und nutzen 
sie grenzüberschreitend zur 
Propagandaverbreitung und 
Vernet zung. Zudem erfolgt die 
Gewinnung neuer Mitglieder 
extremistischer Gruppen über 
digitale Kommunikationsplatt-
formen.»  

Im Internet verbreitete In-
halte würden sich nur schwer 
kontrollieren lassen. Diese 
Entwicklung habe zu einer 
 Zunahme an Verunglimpfun-
gen, Beschimpfungen und 
Hassaufrufen gegen gewisse 
Gruppen, Einzelpersonen 

oder Minderheiten im Internet 
geführt. 

«Im Berichtsjahr 2022 nah-
men die Meldungen betreffend 
Hassreden bei der Fachstelle 
für Bedrohungsmanagement 
zu. Da die Gründe für eine Ra-
dikalisierung vielfältiger Natur 
sein können, wird unter ande-

rem international wie auch na-
tional ein grosses Augenmerk 
auf den Bereich der Prävention 
gelegt», heisst es im Monito-
ringbericht. Damit verbunden 
sei die Intensivierung der be-
hördlichen Vernetzung und der 
Weiterentwicklung von prä-
ventiven Massnahmen. Dabei 

sei in besonderem Masse auf 
alle Formen von Radikalisie-
rung und gewalttätigem Extre-
mismus zu achten und den 
 verschiedenen Ursachen ent-
gegenzuwirken.  

Für Interessierte steht der 
Monitoringbericht Extremis-
mus 2022 auf den Webseiten 

der Gewaltschutzkommission 
und des Liechtenstein-Instituts 
zum Download bereit. (red) 

Monitoringbericht 
Gewaltschutzkommission: 
www.gewaltschutz.li/downloads 
Liechtenstein-Institut: 
www.liechtenstein-institut.li

Im Internet verbreitete Inhalte lassen sich nur schwer kontrollieren. Bild: Keystone

Die zehn  beliebtesten 
Belletristik-Titel 

1. Bretonischer Ruhm 
Jean-LucBannalec (1) 

2. Rosenlaui. Silvia Götschi (2) 
3. Melody. Martin Suter (4)  
4. Atlas – Die Geschichte von 

Pa Salt. Lucinda Riley,  
Harry Whittaker (3)  

5. Die Affäre Alaska Sanders 
Joël Dicker (5)  

6. Elternabend 
Sebastian Fitzek (6)  

7. Mord im Bernina Express 
Philipp Gurt (7)  

8. Das Café ohne Namen 
Robert Seethaler (10)  

9. Das Schwarze Trikot 
Jorge Zepeda Patterson (N)  

10. Wie die Saat, so die Ernte 
Donna Leon (8)  

Die interessantesten  
Sachbuch-Titel 

1. Beziehungskosmos. Felizitas 
Ambauen, Sabine Meyer (1)  

2. Das Kind in dir muss Hei-
mat finden. Stefanie Stahl (3) 

3. Der Glukose-Trick – Das 
Praxisbuch 
Jessie Inchauspe (2)  

4. Das ist deine Energie – Die 
Gesundheit der Zukunft 
Sanitas Health Forecast (4)  

5. Power: Die 48 Gesetze der 
Macht. Robert Greene (6)  

Die schönsten Kinder- 
und Jugendbücher 

1. Nur noch ein einziges Mal 
Colleen Hoover (3)  

2. Mein Lotta-Leben (19). 
Hier taucht der Papagei 
Alice Pantermüller (2)  

3. Globis neue Abenteuer im 
Nationalpark. Jürg Len-
denmann, Samuel Glättli (1) 

4. Gregs Tagebuch 17 
Jeff Kinney (7)  

5. Woodwalkers – Die Rück-
kehr. Das Grollen der Lö-
win. Katja Brandis (4) 

Bestseller der Woche

Landesbibliothek-Tipp 
«Schwyz Outdoors» 

Der Gebietsken-
ner Xaver Büeler 
stellt mit ein-
drücklichen Bil-
dern und infor-
mativen Texten 
über 30 Out-
door-Sportarten 
vor. Und er 
macht konkrete Vorschläge, wie 
und wo diese in der Region 
Schwyz besonders gut betrie-
ben werden können. (Anzeige)

Hinweis 

Die Daten erhebt GfK Entertain-
ment im Auftrag des Schweizer 
Buchhandels- und Verlags-Ver-
bands SBVV.

Immobilienpreis- und 
Mietpreisindex erarbeitet 
Die Regierung hat das Konzept 
für die Erstellung eines Immo-
bilienpreisindexes für Wohnim-
mobilien sowie die Erstellung 
eines Mietpreisindexes zur 
Kenntnis genommen und 
 mehrere Amtsstellen mit der 
Umsetzung der beiden Indizes 
beauftragt. Das teilt die Regie-
rung mit. Der Landtag hatte am  
4. April 2022 ein Postulat zum 
 Thema «bezahlbares Wohnen 
in Liechtenstein» an die 
 Regierung überwiesen. Im 
Zuge der Ausar beitung der Pos-
tulatsbeantwortung hat sich he-
rausgestellt, dass die für die er-
forderliche Auswertung not-
wendigen Daten nur 
beschränkt vorhanden oder nur 
mit sehr hohem manuellem Ar-
beitsaufwand abrufbar sind. 
Aus diesem Grund setzte die 
Regierung im Herbst 2022 eine 
Arbeitsgruppe zur Verbesse-
rung der Datenlage zum liech-

tensteinischen Immobilien-
markt ein. 

Das von der Arbeitsgruppe 
erarbeitete und nun vorliegen-
de Konzept bilde die Grund lage 
für die Umsetzung eines Wohn-
immobilienindexes und eines 
Mietpreisindexes, welche in 
Zukunft unter anderem in fol-
genden Bereichen einen Mehr-
wert bieten werden: 

 
� Entscheidungsgrundlage  

für Politik 
� Überwachung der  

Finanzmarktstabilität 
� Grundlage für  

Regulierungsbehörden 
� Ermöglichung von  

internationalen Vergleichen 
 

Der Wohnimmobilienindex soll 
innerhalb von zwei bis vier Jah-
ren und der Mietpreisindex in-
nerhalb von ein bis drei Jahren 
erstmals publiziert werden. (ikr)

Regierung nimmt Stellung 
zum E-Government-Gesetz 
Die Regierung hat an ihrer 
 Sitzung die Stellungnahme zu 
den anlässlich der ersten Le-
sung betreffend die Abände-
rung des Staatspersonalgeset-
zes sowie des E-Government-
Gesetzes aufgeworfenen 
Fragen verabschiedet. Das teilt 
die Regierung mit. Der Landtag 
hatte die Vorlage in erster Le-
sung am 5. Mai 2023 beraten. 
Das Eintreten auf die Gesetzes-
vorlage war einstimmig und un-
bestritten. 

Die von der Regierung 
 verabschiedete Stellungnahme 
beantwortet die anlässlich der 
ersten Lesung aufgeworfenen 
Fragen, soweit sie seitens  
der Regierung nicht bereits 
während der Landtagsdebatte 
 abschliessend beantwortet 
wurden. Die offenen Fragen 
betrafen insbesondere die Ver-
längerung der Probezeit, die 
Nebenbeschäftigung im Rah-

men der Ausübung öffentlicher 
Ämter, das Mitarbeiterge-
spräch sowie die Frage, ob 
auch bei Amtsleitungsstellen 
in gewissen Fällen auf eine 
Ausschreibung verzichtet wer-
den kann. Betreffend das E-
Government-Gesetz wurden 
Fragen zur Veröffentlichung 
der dienstlichen Kontaktdaten 
der Staatsangestellten sowie 
zur Nutzung der eID durch 
 private Dateninhaber gestellt. 

Landtag entscheidet in 
seiner Septembersitzung 
Der Landtag wird die Geset-
zesvorlage voraussichtlich in 
seiner Sitzung im September 
in zweiter Lesung behandeln. 
Die Abänderung des Staats-
personalgesetzes soll am 1. Ja-
nuar 2024 in Kraft treten, die 
Abänderung des E-Govern-
ment-Gesetzes am 1. Dezem-
ber 2023. (ikr)
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Die Jugend liest weiterhin 
Auf Tiktok werden vermehrt 
Bücher vorgestellt. Das spüren 
heimische Buchhändler. 7

Präsenz auf der Baustelle 
Bei anfallenden Arbeiten  
versucht Marc Frommelt stets 
selbst Hand anzulegen. 16

Freitag, 4. August 2023 |  Nummer 28

Landespolizei verzeichnete 2022 
Rekord an Wirtschaftsdelikten 
Im vergangenen Jahr wurden landesweit 302 Delikte im Bereich Wirtschaftskriminalität erfasst. Der Grossteil 
davon fällt in die Kategorie «Betrug und Untreue». Die Dunkelziffer dürfte laut Jahresbericht höher ausfallen. 

Cornelia Lehner 
 
In der Wirtschaft wird weiterhin un-
terschlagen und betrogen. Dies 
schlägt sich auch in den Zahlen nie-
der. So wurden in Liechtenstein 2022 
so viele wirtschaftskriminelle Delikte 
erfasst wie nie zuvor. Das geht aus 
dem Jahresbericht 2022 der Landes-
polizei Liechtenstein hervor. 

«Im Berichtsjahr mussten 7 Pro-
zent mehr Wirtschaftsdelikte bear-
beitet werden, wobei vor allem bei 
den Betrugs- und Geldwäsche-Tatbe-
ständen ein Plus zu verzeichnen ist», 
schreibt die Landespolizei in ihrem 
Jahresbericht. Von den insgesamt  
302 erfassten Fällen fallen 197 res-
pektive rund 65 Prozent in die Kate-
gorie «Betrug und Untreue». Am 
zweithäufigsten mit 71 Delikten ist 
die Kategorie «Geldwäsche» vertre-
ten. Das ist ein Anstieg um 16 Fälle  

im Vorjahresvergleich. Weitere Ver-
stösse wurden in den Bereichen Kon-
kursdelikt, Terrorismusfinanzierung, 
Korruption und Cybercrime erfasst. 
«Damit waren im Berichtsjahr so vie-
le Wirtschafts- und Finanzdelikte zu 
bearbeiten wie bisher noch nie», hält 
die Polizei weiter fest. Die vorliegen-
de Kriminalstatistik sei jedoch nur 
eine Annäherung an die tatsächliche 
Kriminalsituation im Land, da von ei-
nem kriminellen Dunkelfeld ausge-
gangen werden müsse. 

Schaden kann bis zu mehreren 
Millionen Franken betragen 
Auf die Frage, ob Privatpersonen oder 
Betriebe am häufigsten von Wirt-
schaftdelikten betroffen sind, kann 
die Landespolizei keine abschliessen-
de Antwort geben: «Einmal sind es 
mehr Privatpersonen und zu einem 
anderen Zeitpunkt wieder mehr Un-

ternehmen», sagt Sibylle Marxer von 
der Liechtensteinischen Landespoli-
zei auf Nachfrage. Auch die Scha-
denssumme variiere und «kann bis zu 
mehreren Millionen Franken gross 
sein.» Ob ein Fall auch vor Gericht be-
handelt wird, entscheide die Staats-
anwaltschaft.  

Bearbeitungen sind  
zeit- und ressourcenaufwendig 
Weiter schreibt die Landespolizei im 
Jahresbericht, dass Ermittlungen in 
Wirtschaftsstrafverfahren erhebliche 
Personalressourcen binden, «da die 
mehrheitlich sehr komplexen Wirt-
schaftsstraffälle sich oft über Jahre hin-
ziehen.» Die Bearbeitung inkludiere 
die Sammlung und Auswertung um-
fangreicher Dokumente und Unterla-
gen, Personenbefragungen, Geldfluss-
analysen und unter Umständen auch 
die Stellung von Rechtshilfeersuchen 

ins Ausland. Im Frühjahr 2020 führte 
die Landespolizei eine anonyme Hin-
weisgeberplattform ein. 

Dort können Personen über einen 
digital gesicherten Weg weltweit und 
rund um die Uhr Verdachtsmeldun-
gen zu Wirtschaftsdelikten abgeben. 
«Im Zeitraum von Januar bis Dezem-
ber des Berichtsjahres 2022 wurden 
insgesamt 1196 Zugriffe auf die Hin-
weisgeberplattform registriert», hält 
die Polizei im Bericht fest. Infolgedes-
sen seien 24 Verdachtsmeldungen be-
arbeitet worden. In fünf Fällen sei 
eine Berichterstattung an die liech-
tensteinische Staatsanwaltschaft er-
folgt und in zwei Fällen wurde darauf-
hin ein Strafverfahren eröffnet. Inwie-
fern sich der Trend in diesem Jahr 
fortsetzt, ist derzeit noch unklar:  
«Zur Anzahl an Delikten im laufen-
den Jahr gibt die Landespolizei keine 
Zahlen bekannt», so Marxer. 

Oerlikon senkt Prognose 
für Gesamtjahr 
Der Industriekonzern Oerlikon mit 
Hauptsitz in Pfäffikon hat im zweiten 
Quartal schwächer abgeschnitten als 
im Vorjahr. Sowohl Umsatz als auch 
Bestellungseingang und Gewinn gin-
gen zurück, vor allem wegen der Spar-
te Polymer Processing. Der Umsatz  
reduzierte sich um 4,4 Prozent auf  
702 Millionen Franken, wie das Unter-
nehmen am Donnerstag bekannt gab. 
Währungsbereinigt ergab sich hinge-
gen ein Plus von 3,6 Prozent. Von den 
beiden Divisionen musste insbeson-
dere Polymer Processing mit einem 
Minus von 19 Prozent auf 310 Millio-
nen Franken Federn lassen. 

Im gesamten ersten Semester er-
wirtschaftete Oerlikon einen Umsatz 
von 1,44 Milliarden Franken sowie 
einen Auftragseingang von 1,39 Milliar-
den. Der Umsatz blieb damit in etwa 
stabil, während die Aufträge um gut  
14 Prozent unter dem Vorjahr lagen. Der 
operative Gewinn lag 9,0 Prozent tiefer 
bei 227 Millionen Franken und der 
Reingewinn sank um knapp 16 Prozent 
auf 75 Millionen. Die bisherigen Prog-
nosen wurden gesenkt. Neu erwartet 
das Unternehmen inklusive Riri einen 
Umsatz im Gesamtjahr zwischen  
2,75 und 2,80 Milliarden Franken, bisher 
waren es 2,90 bis 2,95 Milliarden. (awp)

Bild: Nils Vollmar

Orange mit Biss 
 

Seit Jahrzehnten zählen Zweifel-Chips zu den beliebtesten Marken der Schweiz. Ein Besuch in der 
Fabrik nördlich von Zürich zeigt den Weg der Kartoffeln vom Acker bis in die Supermarktregale. 8, 9 
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Wendelin Lampert 
FBP-Landtagsabgeordneter 

«Das sogenannte Brücken-
schlagen wurde in den diesjäh-
rigen Ansprachen schwerer ge-
wichtet, was ich als gut empfun-
den habe. Ausserdem wurden 
Themen angesprochen, die es 
unbedingt zu klären gilt.»

Christiani Wetter 
Moderatorin Staatsakt 

«An den Ansprachen hat mir be-
sonders gefallen, dass in solch 
einem positiven Rahmen auch 
kritische Themen behandelt 
werden. Die Kommunikation 
zwischen Politik und Volk wird 
somit enorm unterstützt.»

Fabian Bargetze 
Besucher/Helfer Staatsakt 

«Der Staatsakt ist etwas ganz 
spezielles für mich. Die Atmo-
sphäre ist gelassen und unge-
zwungen, perfekt für einen su-
per Start in den Feiertag. Man 
merkt, was für eine Freude sol-
che Anlässe bringen können.»

Peter Frick 
Gemeindevorsteher Mauren  

«Beide Ansprachen haben mir 
sehr gut gefallen. Erbprinz Alois 
hat in seiner Rede viele Themen 
aufgegriffen, mit denen wir uns 
in nächster Zeit intensiv und 
umfangreich auseinanderset-
zen werden müssen.»

Petra Miescher 
Bürgermeisterin Vaduz 

«Der Erbprinz und der Landtags-
präsident haben angesprochen, 
welche wichtigen Themen anste-
hen. Und beide haben uns aufge-
fordert, dass wir uns den zentra-
len Fragen zu diesen Themen 
stellen. Das finde ich wichtig.» 

Herr Tinner 
Besucher Staatsakt 

«Ich komme schon seit vielen 
Jahren extra für den Staatsakt 
nach Liechtenstein. Die Aufma-
chung und die Atmosphäre sind 
aussergewöhnlich. Ich stamme 
zwar aus dem Rheintal, zeige 
aber gerne Solidarität.»

Landtagspräsident: «Medienkompetenz 
zu fördern, ist das Gebot der Stunde» 
In seiner Ansprache appellierte Landtagspräsident Albert Frick an den gesellschaftlichen Zusammenhalt und warnte vor Fake News. 

Elias Quaderer 
 
Zu Beginn seiner Rede auf der 
Schlosswiese erinnerte Land-
tagspräsident Albert Frick 
nochmals an das Jubiläum, das 
Liechtenstein dieses Jahr feiern 
durfte: das hundertjährige Be-
stehen des schweizerisch-liech-
tensteinischen Zollvertrags. 
Frick betonte dabei, dass die 
Schweiz 1923 nicht aus nationa-
len Interessen dem Zollvertrag 
seine Zustimmung gab. Es war 
vielmehr «ein Zeichen von 
Grossmut». Und mit dem Zoll-
vertrag wurde auch eine we-
sentliche Grundlage geschaffen 
für Liechtensteins Weg aus der 
bitteren Armut hin zu grossem 
Wohlstand. Oder wie es Frick 
knapp formulierte: «Vom Bau-
ern zum Banker». 

«Reibungsflächen auch 
einmal hinter uns lassen» 
Neben der Erinnerung an das 
Jubiläumsjahr präsentierte der 
Landtagspräsident bei seiner 
Ansprache eine Tour durch alle 
möglichen Herausforderungen, 
mit denen sich die Politik Liech-
tensteins derzeit konfrontiert 
sieht: Ob digitale Revolution  
im Bildungsbereich, demografi-
scher Wandel oder künstliche 
Intelligenz – alle diese Themen 
riss Frick in seiner Rede ein. 

Ein wichtiger Punkt für den 
Landtagspräsidenten war der 
gesellschaftliche Zusammen-
halt in Liechtenstein. «Wir 
müssen ein Zusammenleben in 
respektvollem Miteinander si-
chern», appellierte er. Dazu ge-
höre auch, «dass wir Reibungs-
flächen auch einmal hinter uns 
lassen können». Er meinte da-
bei die Konflikte, die sich im 
Zuge der Coronapandemie er-

gaben und noch immer manche 
Gruppen beschäftigen.  

«Hinterher sind wir alle 
besser in der Lage, einzelne 
Handlungen differenzierter zu 
beurteilen», sagte Frick. Aber: 
«Wenn wir uns gegenseitig zu-
gestehen, dass alle Personen in 
jener herausfordernden Zeit 
nach bestem Wissen und Ge-

wissen gehandelt haben, so 
können und sollten wir ge-
meinsam den Blick nach vorne 
richten.» 

«Internet darf kein 
rechtsfreier Raum sein» 
Während der Erbprinz sich in 
seiner Rede fragte, wie die Zu-
kunft von Liechtensteins Me-

dien aussehen soll, sorgte sich 
Frick eher um die Medienkon-
sumenten. «Die Medienkom-
petenz bei allen Bevölkerungs-
gruppen zu fördern, ist das Ge-
bot der Stunde», hielt er fest. 
Denn Fake News und Desinfor-
mation seien heute verbreiteter 
denn je. «Noch nie war Manipu-
lation so einfach und noch nie 

konnten Falschmeldungen in 
Sekundenschnelle so breit ge-
streut werden. Das kann zur Ra-
dikalisierung ganzer Bevölke-
rungsgruppen führen», warnte 
der Landtagspräsident. Darum  
sei es essenziell, verlässliche 
von unseriösen Nachrichten un-
terscheiden zu können. Aber 
auch die Politik werde nicht da-

rum herumkommen, Regulie-
rungen zu schaffen, um die Be-
völkerung vor Manipulationen 
und Fake News zu schützen: 
«Das Internet darf kein rechts-
freier Raum sein.» 

«Die Natur ist aus 
den Fugen geraten» 
Auch vor dem Klimawandel 
dürfe die Politik nicht die Augen 
verschliessen. Extreme Tempe-
raturschwankungen, schneear-
me Winter oder weltweit verher-
rende Sturm- und Feuerschäden 
zeigen gemäss Frick auf, «dass 
die Natur aus den Fugen geraten 
ist». Aber der Klimawandel wer-
de nicht gestoppt, «indem wir 
mit Fingern auf andere zeigen». 
Was es brauche, seien koordi-
nierte Massnahmen der interna-
tionalen Gemeinschaft – inklusi-
ve Liechtenstein – um noch weit 
Schlimmeres zu verhindern. 

Nach seiner Tour durch al-
lerlei Herausforderungen hielt  
Frick fest , dass sich die Liste an 
Aufgaben für Liechtensteins Po-
litik, Wirtschaft und Gesell-
schaft noch um vieles erweitern 
liesse. Trotzdem gebe es aber 
keinen Grund, die Hoffnung zu 
verlieren. Vielmehr könne man 
optimistisch sein. Denn: «Die  
Resilienz der Menschheit im  
Allgemeinen und der liechten-
steinischen Gesellschaft im Be-
sonderen gegenüber Herausfor-
derungen aller Art ist beeindru-
ckend». 

Seine Rede auf der Schloss-
wiese schloss der Landtagsprä-
sident damit, dass gerade am 
Staatsfeiertag eine Erkenntnis 
wichtig sei: «Wir stellen zwar ei-
nen verschwindend kleinen Teil 
der Menschheit dar, sind aber 
genauso zu Solidarität ver-
pflichtet wie grosse Nationen.»

«Wir müssen ein Zusammenleben in respektvollem Miteinander sichern», betonte Landtagspräsident Albert Frick. Bild: Daniel Schwendener
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ERBPRINZ IM INTERVIEW 

Zurückhaltend bei Geboten 
und Verboten 

Im Rahmen des Staatsfeiertages 
stand Erbprinz Alois den Medien 
für ein paar Fragen zur Verfügung. 
Er ging auf die Privatisierung des 
Radios ein und fragt sich, wer 
überhaupt am Radio interessiert 
wäre. Er glaubt, dass eine Privati-
sierung schwierig werden könnte. 
Zur Stromeigenversorgung sagte 
er, dass es wichtig sei, alle Anre-
gungen zu sammeln und nach 
verschiedenen Kriterien zu prüfen. 
Ob ein Rheinkraftwerk sinnvoll 
wäre, ist er sich hingegen nicht 
sicher. Bei der Photovoltaikplicht 
zeigt er sich zurückhaltend. Es 
gelte, die Diskussion im Landtag 
abzuwarten. 

«MACHERGRUPPE» SOLL’S REGELN 

Strategie gegen 
Lehrkräftemangel 

Morgen werden sich 4563 Schul-
kinder in Liechtensteins Klassen-
zimmern einfinden. Die Bildungs-
qualität ist essenziell für die 
Zukunft des Landes und setzt gute 
und motivierte Lehrpersonen 
voraus, betonte Rachel Guerra, 
Leiterin des Schulamts. Doch in 
der Schweiz gibt es Schwierigkei-
ten, an genügend Lehrpersonal zu 
kommen. In Liechtenstein ist 
dieses Problem noch nicht akut. 
Damit das so bleibt, hat das Bil-
dungsministerium und das Schul-
amt die «Machergruppe Attrakti-
vität Lehrberuf» ins Leben 
gerufen. Diese soll den Ist-Zu-
stand Liechtensteins analysieren.  

WAHLRECHT VON 1973 

Junge FBP für gerechteres 
Wahlrecht 

Laut einem Interview mit dem 
Politologen Wilfried Marxer sind 
«Unterländer Wähler per Gesetz 
weniger wert». Darauf meldete 
sich die Junge FBP mit einem 
Forumsbeitrag, in dem sie 
schreibt: «Es muss etwas ver-
ändert werden.» Die Junge FBP 
habe das Thema Wahlrecht zu 
einem ihrer Hauptanliegen ge-
macht. Der Vorstand arbeite an 
einem Gesetzestext, der die 
Ungleichheit von Unterländer und 
Oberländer Wählerinnen und 
Wählern aufgreife. Sobald dieser 
Vorschlag überprüft wurde, wird 
ihn die Junge FBP an die Land-
tagsfraktion weitergeben. Der 
Vorschlag basiere auf dem Wahl-
recht von 1973, welcher an die 
heutige politische Situation ange-
passt wurde und dafür sorgen soll, 
dass alle Stimmen gleich viel Wert 
haben.  

BOTSCHAFTER-TREFFEN 

Strategische Ausrichtung 
der Aussenpolitik 

Aus Anlass des bevorstehenden 
liechtensteinischen Europaratsvor-
sitzes fand ein Arbeitstreffen in der 
Residenz von Liechtenstein in 
Strassburg statt. Liechtenstein 
wird im November den Vorsitz im 
Ministerkomitee des Europarats 
für sechs Monate übernehmen. 
Die Sitzung der Botschafterinnen 
und Botschafter wurde genutzt, 
die geplanten Aktivitäten zu be-
sprechen. So sollen mehrere 
Konferenzen zu den Themen 
Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen durchge führt 
werden. Ausserdem werden Ange-
bote für Schülerinnen und Schüler 
und die breite Bevölkerung erar-
beitet, die eine aktive Auseinan-
dersetzung mit zentralen Themen 
des Europarats ermöglichen. 

ANSPRACHE AM STAATSFEIERTAG 

Landtagspräsident warnt 
vor Fake News 

Zum traditionellen Festakt auf der 
Schlosswiese am Staatsfeiertag 
appelierte Landtagspräsident 
Albert Frick an den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt. «Wir müs-
sen ein Zusammenleben in res-
pektvollem Miteinander sichern», 
so Frick. Dazu gehöre auch, «dass 
wir Reibungsflächen auch einmal 
hinter uns lassen können». Er 
meinte dabei die Konflikte, die 
sich im Zuge der Coronapandemie 
ergaben und noch immer manche 
Gruppen beschäftigen. Zudem 
warf er einen Blick auf die Medi-
enkompetenz, die es zu fördern 
gelte. «Noch nie war Manipulation 
so einfach und noch nie konnten 
Falschmeldungen in Sekunden-
schnelle so breit gestreut werden. 
Das kann zur Radikalisierung 
ganzer Bevölkerungsgruppen 
führen», so Frick. 

BIKE-FUN KRATZERA 

Gampriner Vorsteher weiht 
Parcours selbst ein 

Am Freitag wurde in Gamprin der 
neu erstellte Bike-Parcours Bike-
Fun Kratzera eröffnet. Zahlreiche 
Velofahrerinnen, Eltern und 
Zuschauer kamen, um gleich 
selbst zu testen, wie schnell man 
um die Strecke radeln kann. Der 
Parcours wurde auf Wunsch von 
Gampriner Schulkindern errichtet. 
Er befindet sich unweit der Grill-
stelle im Kratzerawald und ist 
etwa 460 Meter lang. Zusammen 
mit Trailspezialisten wurde er mit 
dem Team der Forstgemeinschaft 
erstellt. Verschiedene Elemente 
aus Holz, Steinen und Erde brin-
gen Spass und verschiedene 
Schwierigkeitsgrade. Gamprins 
Vorsteher Johannes Hasler liess es 
sich nicht nehmen, mit seinem 
Bike eine Runde durch den Wald 
zu düsen. (js)

Veranstaltungsreihe wird in mehreren Gemeinden haltmachen. DANIEL SCHWENDENER

Bildungsministerin Dominique Hasler 
wünscht einen guten Schulstart. N. V.

WENIGER BÜROKRATIE UND MEHR ANREIZE FÜR JUNGE HAUSÄRZTE 

Erstes Gesundheitsforum 
Neben Gesundheitsminister Manuel Frick und Bürgermeisterin Petra 
Miescher nahmen auch Arzt Marco Ospelt, der Leiter des Amts für 
Gesundheit Peter Gstöhl und Spitaldirektorin Sandra Copeland am 
ersten Gesundheitsforum teil. Sie diskutierten über den Hausärzteman-
gel und darüber, dass viele junge Ärztinnen und Ärzte sich gegen eine 
Laufbahn als Allgemeinmediziner entscheiden und stattdessen eine 
besser bezahlte Spezialisierung anstreben.

Erbprinz Alois im Interview vor 
seinem Daheim. DANIEL SCHWENDENER

Die Koordinierungssitzung fand in 
Strassburg statt. ZVG

Vorsteher Johannes Hasler radelte 
um den Bike-Park. PAUL TRUMMER

Politik Liechtenstein12 liewo.li 
Sonntag, 20. August 2023
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Gleichbehandlung 
unterschiedlicher 
Glaubensrichtungen 
Der Entwurf eines Religionsgemeinschaftengesetzes stösst bei den 
verschiedenen Glaubensgemeinschaften auf unterschiedliche Kritik. 
Nicht alle Gruppierungen befürworten die vorgeschlagene Version. 

Vor rund vier Monaten hat die Regie-
rung den Entwurf eines Religions-
gemeinschaftengesetzes in Vernehm-
lassung geschickt. Dieser sieht vor, dass 
neu die evangelische und die evan-
gelisch-lutherische Kirche staatlich 
anerkannt werden sollen. Aber auch 
 andere Glaubensgemeinschaften sollen 
bei der Erfüllung gewisser Vorausset-
zungen einen Antrag stellen können, um 
ihre Anerkennung zu beantragen.  

Von einer vollständigen Entflechtung 
von Kirche und Staat sowie einem Ab-
schluss eines Abkommens mit dem Hei-
ligen Stuhl wird jedoch abgesehen. Die 
katholische Kirche bleibt verfassungs-
mässige Landeskirche und darf sich 
auch in Zukunft als solche betiteln. 

Gleichbehandlung zwischen den 
Glaubensgemeinschaften 
Ausgearbeitet wurde der Vernehmlas-
sungsbericht zum Religionsgemein-
schaftengesetz (RelGG) mit dem Ziel, 
die heute geltende «staatskirchenrecht-
liche» Rechtslage in Liechtenstein in 
eine «religionsverfassungsrechtliche» 
zu überführen. Damit soll unter den ver-
schiedenen Religionsgemeinschaften 
und der katholischen Kirche eine recht-
liche Gleichbehandlung hergestellt wer-
den.  

Staatliche Anerkennung bringt 
Rechte und Pflichten mit sich 
Durch die staatliche Anerkennung einer 
Religionsgemeinschaft sowie ihrer ein-

Nicole Öhri-Elkuch 
noehri@medienhaus.li
 

zelnen Einrichtungen und Gliederungen 
kommt ihr eine öffentlich-rechtliche 
Rechtspersönlichkeit zu. Das heisst, die 
Religionsgemeinschaft hat Rechte und 
Pflichten gegenüber der Öffentlichkeit. 
Dazu zählen der Religionsunterricht an 
staatlichen Schulen, die Seelsorge in öf-
fentlichen Anstalten und Einrichtungen 
und die öffentlich-rechtliche Vertrags-
schlussfähigkeit. Des Weiteren hat eine 
staatlich anerkannte Glaubensgemein-
schaft in Liechtenstein das Recht auf Zu-
gang zu staatlich erfassten Personen-
daten sowie finanzielle Unterstützung 
durch das Land. 

Sockelbetrag für alle staatlichen 
Religionsgemeinschaften 
Es wird vorgesehen, dass jede staatlich 
anerkannte Religionsgemeinschaft ei-
nen Sockelbetrag von 20 000 Franken 
pro Jahr erhalten soll. Aufgestockt wird 
dieser Betrag mit zusätzlichen 1000 
Franken pro 100 Anhänger der jewei-
ligen Gemeinschaft. Damit festgestellt 
werden kann, wie viele Zugehörige einer 
Glaubensgemeinschaft angehören, 
schlägt die Regierung vor, diese Zahl der 
Volkszählung zu entnehmen. Denn die-
se statistische Erhebung liefert die ver-
schiedensten Informationen zu einer  
Vielzahl von Themen der Liechtenstei-
ner Bevölkerung, unter anderem auch 
über die Religionszugehörigkeit. Seit 
2010 liegen die Daten aus der Volkszäh-
lung alle fünf Jahre vor. 

Der Staat entscheidet,  
wer Religion unterrichtet  
Mit dem Liechtensteiner Lehrplan LiLe 

ist das Fach «Ethik und Religionen» ein-
geführt worden, welches für alle Schüle-
rinnen und Schüler verpflichtend ist. 
Dieses Fach wird aktuell in der konfes-
sionellen Form (römisch-katholisch 
oder evangelisch) oder in der offenen 
Form (überkonfessionell) angeboten. 
Mit der Änderung der Formulierung 
«Kirche» in «staatlich anerkannten Re-
ligionsgemeinschaften» sollen künftig 
alle staatlich anerkannten Religions-
gemeinschaften in den Unterricht mit-
einbezogen und berücksichtigt werden 
können. Des weiteren soll mit der Abän-
derung der eingeschobene Passus in Ar-
tikel 16 «unbeschadet der Unantastbar-
keit der kirchlichen Lehre» gestrichen 
werden. Auch den Satz «Der Religions-
unterricht wird durch die kirchlichen Or-
gane erteilt» will die Regierung aus der 
Verfassung streichen. Dies hat zur Folge, 
dass die Zuständigkeit für den Religi-
onsunterricht an den Gemeindeschulen 
dem Land übertragen wird. Bisher be-
stand eine Vereinbarung zwischen dem 
Erzbistum Vaduz und den jeweiligen 
 Gemeinden, die der Pfarrei das Vor-
schlagsrecht fur die Religionslehrper-
sonen einräumt. Wenn die Gemeinde 
dem Vorschlag zustimmen konnte, er-
folgte die Anstellung.  

Neu würden hingegen alle Lehrper-
sonen, die Religionsunterricht erteilen, 
ohne Differenzierung dem Lehrer-
dienstgesetz (LdG) unterstellt.  

«Ich habe immer 
gesagt, wir soll-
ten einem Hindu 
helfen, ein bes-
serer Hindu zu 
werden, einem 
Muslim, ein bes-
serer Muslim zu 
werden und 
einem Katholi-
ken, ein besserer 
Katholik zu wer-
den.» 
Mutter Teresa 
Sie erhielt 1979 den 
Friedensnobelpreis 
und wurde im Sep-
tember 2016 heilig 
gesprochen. Ihr Tod 
jährt sich am 5. Sep-
tember zum 26. Mal.

Thema: Religionsgemeinschaftengesetz14
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Der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte (EGMR) ist im Jahr 1959 er-
richtet worden. Er stellt die Einhaltung 
der Menschenrechte der Europäischen 
Menschenrechtskonvention sicher und 
ist ein ständig tagender Gerichtshof. Er 
ist das juristische Organ des Europarats. 
Jeder Mitgliedstaat stellt einen Richter. 
Die Amtszeit dauert maximal neun Jah-
re und kann nicht erneuert werden. Der-
zeitiger Richter für Liechtenstein ist 
Carlo Ranzoni (2015 bis 2024). Jedes 
Land reicht jeweils eine Liste mit drei 
Kandidaten ein und einer davon wird 
von der Parlamentarischen Versamm-
lung (PACE) für eine Amtszeit gewählt.  

Personen aus den Mitgliedstaaten 
des Europarats können sich bei Verlet-
zung ihrer Grundrechte als letzte 
 Instanz, wenn die innerstaatlichen 
Rechtsmittel erschöpft sind, an den Ge-
richtshof für Menschenrechte wenden. 
Sobald eine Beschwerde eintrifft, wird 
diese überprüft. In den meisten Fällen 
gelangen Individualbeschwerden an 
den EGMR, obwohl es auch die Mög-
lichkeit der Staatenbeschwerde gibt.  
Eine solche reichte Liechtenstein 2020 

gegen Tschechien ein. Dabei geht es 
 darum, den Respekt für die unein-
geschränkte Souveränität Liechten-
steins und die elementaren Grundrechte 
seiner Staatsbürger einzufordern. Güter 
von Liechtensteiner Bürgern sind in der 
Tschechoslowakei nach dem Zweiten 
Weltkrieg beschlagnahmt worden. Den 
Gesamtwert der Besitztümer, die ent-
eignet wurden, schätzen Historiker auf 
405 Millionen Franken. Der Grossteil 
entfiel mit 343,3 Millionen Franken auf 
den Fürsten. 

In der Vergangenheit sind bisher 
zehn Individualbeschwerden gegen 
Liechtenstein im Gericht behandelt 
worden. In acht Fällen wurde fest-
gestellt, dass Liechtenstein ein Grund-
recht verletzt hat, in zwei anderen Fällen 
jedoch nicht. In den Beschwerden ging 
es unter anderem um die Befangenheit 
von Richtern, das korrekte Verfahren 
von Beweisaufnahmen, die Freiheit der 
Meinungsäusserung oder übermässig 
lange Zivilverfahren.  

Die Urteile des EGMR sind für die 
Mitgliedstaaten bindend und müssen 
eingehalten werden. (ms) 

Jede Person eines Mitgliedstaats 
kann sich an Gerichtshof wenden 

10 
Personen aus Liech-
tenstein haben seit 

1978 eine Individual-
beschwerde gegen 

den Staat eingereicht 
und ein Urteil erhalten. 

QUELLE: REGIERUNG LIECHTENSTEIN

Die Experten in 
den Komitees 
Nebst dem Botschafter und 
seinem Team haben etliche 
weitere Liechtensteiner  
Einsitz in den Gremien des 
Europarats.

Eine Vielzahl von Themen wird in Ex-
pertenausschüssen und Gremien be-
handelt. Darin sitzen auch Experten 
aus Liechtensten und stellen sich den 
Herausforderungen. In den Sessionen 
der Parlamentarischen Versammlung 
(PACE) ist Liechtenstein durch Dele-
gierte des Landtags (Franziska Hoop, 
Peter Frick, Hubert Büchel und Tho-
mas Hasler) vertreten. Sie sind Teil ei-
nes beratenden Organs und verab- 
schieden Resolutionen und Empfeh-
lungen. Sie wählen den Generalsekre-
tär, seinen Stellvertreter, den Mensch-
rechtskommissar und die Richter am 
EGMR. Zusätzlich vertreten zwei Ge-
meindevertreter (Rainer Beck, Petra 
Miescher sowie ihre Stellvertreter Da-
niela Erne und Peter Frick) Liechten-
stein im Kongress der Gemeinden und 
Regionen. Er berät das Ministerko-
mitee und die Parlamentarische Ver-
sammlung in allen Fragen der Gemein-
de- und Regionalpolitik. Darunter 
fallen beispielsweise Rechte, Empfeh-
lungen und Resolutionen auf lokaler 
Ebene sowie das Beobachten lokaler 
und regionaler Wahlen und vieles 
mehr. Eine Besonderheit des Europa-
rats sind die regelmässigen Treffen 
zwischen Fachexperten aus den Mit-
gliedsländern.  

An den Expertentreffen werden die 
Geschäfte vorbereitet, die das Minis-
terkomitee beschliesst. Dazu gehören 
insbesondere die Übereinkommen des 
Europarats, aber auch politische Emp-
fehlungen, die das Ministerkomitee an 
die Regierungen der Mitgliedsländer 
richtet. Zu den Aufgaben der Experten-
komitees gehört neben der Erarbeitung 
auch die Weiterentwicklung der 
Rechtsinstrumente. Aufgrund der Res-
sourcen eines Kleinstaats konzentriert 
sich Liechtenstein lediglich auf be-
stimmte Themen. Dazu zählen etwa 
die Weiterentwicklung des Menschen-
rechtsschutzes in Europa, die Bekämp-
fung von grenzüberschreitender orga-
nisierter Kriminalität, Computer- 
kriminalität und internationalem Ter-
rorismus, die Bekämpfung von Geld-
wäsche und Korruption sowie die Be-
kämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt. (ms)  

15liewo.li 
Sonntag, 10. September 2023
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55 %
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0 Gramm – ich lebe vegetarisch/vegan.

Umfrage der Woche 

Frage: Wie viel Fleisch essen  
Sie pro Woche?

Landesbibliothek:  
Mutationen im Stiftungsrat 
Die Regierung hat den Antrag für die Neubestel-
lungen im Stiftungsrat der Landesbibliothek für 
die Mandatsperiode 2023 bis 2027 verabschie -
det. Die Mitglieder Brigitte Vogt-Ipek und Roland 
Alber scheiden aus. Ferner läuft die Mandatspe-
riode von Mitglied Robert Hilbe ab. Er wurde 
aber für eine weitere Amtszeit bestellt. Emanuel 
Schädler und Christian Vogt wurden für die Man-
datsperiode vom 1. November 2023 bis 31. Okto-
ber 2027 neu als Mitglieder gewählt. (ikr)

Nationale Meldestelle für Menschenhandel 
Die Regierung hat entschieden, dass die Landespolizei ab sofort die Funktion  
einer Nationalen Meldestelle für Menschenhandel in Liechtenstein übernehmen soll. 

Im April 2020 wurde bei der 
Landespolizei eine gesicherte 
Hinweisgeberplattform zur Ab-
gabe von offenen sowie auch 
anonymen Verdachtsmeldun-
gen zu den Schwerpunkten 
Geldwäscherei, Terrorismus -
finanzierung, Wirtschaftsdelikte 
und Korruptionsdelikte einge-
führt, die sich in den vergange-
nen Jahren sehr bewährt hat. 
Aufgrund der aktuellen Flücht-
lingssituation, insbesondere  
im Zusammenhang mit dem 
russischen Angriffskrieg in der 
Ukraine, hat die Regierung  
entschieden, das System um ei-
nen zusätzlichen Schwerpunkt 
«Menschenhandel» zu erwei-
tern. Der Landespolizei wird mit 
der Einführung des zusätzlichen 
Schwerpunkts auch die Funk-

tion einer Nationalen Meldestel-
le für Menschenhandel in Liech-
tenstein übertragen. 

Hinweisgeber und -geberin-
nen können weltweit und rund 
um die Uhr nunmehr auch Mel-
dungen wegen des Verdachts 
auf Menschenhandel abgeben. 
Unter Wahrung der Anonymität 
können sie mit der Landes -
polizei über ihren Verdacht 
kommunizieren. Der Zugang 
zum Hinweisgebersystem er-
folgt über den «Online Schal -
ter» auf der Website der Landes-
polizei www.landespolizei.li. 

Eine schwere  
Menschenrechtsverletzung 
Durch die Aufnahme des 
neuen Schwerpunkts «Men-
schenhandel» ins Hinweisge-

bersystem der Landespolizei 
intensiviert Liechtenstein die 
Bekämpfung von Menschen-
handel und kommt so auch der 
Empfehlung der Experten-
gruppe des Europarats für die 
Bekämpfung des Menschen-
handels (Greta) nach, sämt- 
liche Ausbeutungsformen von 
Menschenhandel proaktiv zu 
bekämpfen. 

Beim Menschenhandel han- 
delt es sich um eine schwere 
Menschenrechtsverletzung und 
um klassische organisierte Kri-
minalität, deren Verfolgung für 
die Strafverfolgungsbehörden 
äusserst schwierig ist. Mit dem 
Angriffskrieg Russlands gegen 
die Ukraine und der dadurch 
ausgelösten Flüchtlingswelle 
nach Westeuropa ist das Risiko 

stark gestiegen, dass die Notsi-
tuation der Kriegsflüchtlinge – 
insbesondere junger Frauen 
und Kinder – von kriminellen 
Organisationen ausgenutzt 
wird, um sie sexuell oder als 
Arbeitskräfte auszubeuten. 
Opfer von Menschenhandel 
stehen in einem Ausbeutungs- 
und Abhängigkeitsverhältnis, 
weshalb eine Anzeige sie und 
ihre Angehörigen im Heimat-
land in grosse Gefahr bringt. 
Aufgrund der Konzeption des 
bestehenden Meldesystems 
können Hinweise unter Wah-
rung der Anonymität gegeben 
werden. Dies senkt die Hemm-
schwelle für Meldungen und 
schützt die meldenden Perso-
nen und ihr Umfeld vor mögli-
chen Repressalien. (lpfl)

Herd bleibt ab morgen kalt 
Zwölf Jahre lang bot die Suppenküche kostengünstig Mahlzeiten an. Heute ist der letzte Tag. 

Julia Strauss 
 
Zwölf Jahre lang kamen Men-
schen aus allen Gesellschafts-
schichten in der Suppenküche 
zusammen und konnten sich 
dort für wenig Geld eine gesun-
de und aus regionalen Lebens-
mitteln gekochte Mahlzeit be-
stellen. Die Suppenküche 
wirkte so nicht nur der Lebens-
mittelverschwendung entge-
gen, sondern war auch ein 
wichtiger sozialer Treffpunkt 
und ein Arbeitsintegrationspro-
jekt. 

Suppenküche war auch 
Integrationsprojekt 
Doch der jetzige Standort mit-
ten in Schaan wird abgerissen, 
die Suppenküche verliert ihren 

Sitz und auch der Verein Alte 
Metzg wird nun aufgelöst. 
Nachdem gestern Abend ein 
Abschiedsfest in der Suppenkü-
che gefeiert wurde, wird heute 
Mittag zum letzten Mal aufge-
tischt. Ein trauriger Tag für 
Marcus Büchel, Vizepräsident 
des Vereins Alte Metzg. Er kam 
vor zehn Jahren zu der Suppen-
küche dazu und erzählt, warum 
das alte Café Central der opti-
male Standort war: «Solche Ge-
bäude sind für die soziale 
Arbeit nicht unwichtig. Sie ver-
fügen bereits über die richtige 
Infrastruktur wie Küche und 
Gastraum und das ‹Central› 
liegt inmitten von Schaan.» So 
kamen viermal wöchentlich in 
der Suppenküche Menschen 
aus den unterschiedlichsten 

Branchen und mit den unter-
schiedlichsten Geschichten zu-
sammen. Nicht nur als Gäste – 
auch als Arbeitskräfte. Denn 
die Suppenküche beschäftigte 
bis zu acht Personen, seien dies 
Langzeitarbeitslose oder ge-
flüchtete Menschen aus der 
Ukraine. Für sie war die Sup-
penküche eine Chance, eine ge-
regelte Alltagsstruktur zu be-
kommen und sich am Gemein-
deleben zu beteiligen. «Wir 
sind sehr dankbar für die tollen 
Leute, die die Suppenküche in 
den vergangenen Jahren belebt 
haben», blickt Büchel zurück.  

Verein Alte Metzg 
löst sich auf 
Über die Jahre konnte der Ver-
ein ein grosses Netzwerk mit 

Lieferantinnen, Bauern und Le-
bensmittelverarbeitern knüp-
fen, die der Suppenküche Le-
bensmittel zur Verfügung stell-
ten, die entweder bald abliefen 
oder sich aus anderen Gründen 
nicht mehr verkaufen liessen. 
«Sie alle waren immer sehr 
grosszügig, und es ist sehr be-
dauerlich, dass dieses Projekt 
nun zu seinem Ende kommt», 
sagt Büchel. Denn mit dem 
Ende der Suppenküche löst sich 
auch der dahinterstehende Ver-
ein Alte Metzg auf.  

Hinweis 
Heute wird zum letzten Mal in 
der Suppenküche gekocht, ser-
viert und gemeinsam gegessen. 
Die Gäste sind ein letztes Mal 
zum Mittagessen willkommen.

Neben Suppe gab es viele weitere Mahlzeiten aus regionalen Produkten. Bild: Marco Ritter (Archiv)

Polizeimeldung 
Drei Einbruchdiebstähle in Gamprin 

In der Zeit zwischen Dienstag, ca. 17.30 Uhr, und 
Mittwoch, ca. 6.15 Uhr, verschaffte sich eine un-
bekannte Täterschaft in einem Gebäudekomplex 
Zutritt in drei verschiedene Firmen, wie die Lan-
despolizei meldet. Die Täter öffneten mit einem 
unbekannten Flachwerkzeug drei Fenster und 
stiegen in das Innere ein. Anschliessend durch-
suchten sie verschiedene Räumlichkeiten und 
entwendeten Bargeld sowie diverse Gegen -
stände. (lpfl) 

2
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Ihr Trauring-Spezialist

Hochzeit 
Herzlichen Glückwunsch 

Das «Liechtensteiner Vaterland»  
gratuliert folgendem Paar zur Vermählung:

Brian Haas von Ruggell in Schaan und  
Alessia Blöchlinger von Triesenberg in Schaan.
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Erste Konzerte sind ausverkauft 
Die Band Megawatt startet Ende 
Monat ihre «Rockerherz»-Tour mit 
13 Terminen in der Schweiz. 7

Blick über das Land hinaus 
Peter Eisenhut stellte gestern die 
neueste Publikation von Zukunft.li 
zur Weltwirtschaft vor. 5
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Sapperlot 
Wie lange wird das Comeback 
dieses Mal dauern? Gestern trai-
nierte Marcel Büchel nach dreijähri-
ger Absenz wieder mit Liechtensteins 
Nationalmannschaft. Sportlich ist der 
Italien-Legionär mit Erfahrung in der 
Serie A und B unbestritten ein Gewinn 
und das Aufgebot verdient. Allerdings 
werden Fussballfans und Teamkolle-
gen nicht vergessen haben, dass die 
letzte Rückkehr nur von kurzer Dauer 
war. Nur ein Länderspiel absolvierte 
Büchel nach eineinhalb Jahren Abwe-
senheit. Kurz darauf hatte der ver-
tragslose Spieler wieder einen Verein 
und plötzlich war die LFV-Auswahl 
kein Thema mehr. Zufällig ist der 
Profi gerade wieder auf Clubsuche. 
Nationaltrainer Konrad Fünfstück gibt 
ihm nicht nur eine Bewerbungsplatt-
form, sondern auch eine zweite Chan-
ce, um zu beweisen, dass er nicht nur 
aus Eigeninteresse, sondern für die 
Mannschaft kickt. Dafür muss Marcel 
Büchel bei den nächsten Zusammen-
zügen einfach nur weiterhin zur Verfü-
gung stehen. Gary Kaufmann

Nach drei Jahren steht Marcel Büchel wieder für Liechtenstein auf dem Feld

Gestern startete das Nationalteam mit der ersten Einheit in die Vorbereitung für 
die Partien gegen Bosnien und Herzegowina sowie Island. Mit dabei ist nach drei 
Jahren auch wieder Marcel Büchel. Der Italien-Legionär beschreibt seine Gründe 
für die Rückkehr ins Nationalteam. 13 Bild: Michael Zanghellini

Keine Liechtensteiner betroffen 
Beim Angriff der Hamas auf Israel am Wochenende sind nach aktuellen Informationen des Amts  
für Auswärtige Angelegenheiten keine Liechtensteiner entführt, verletzt oder getötet worden.  

Patrik Schädler 
 
«Uns liegen aktuell keine Informatio-
nen vor, dass liechtensteinische Staats-
angehörige entführt, verletzt oder ge-
tötet worden sind», erklärt Martin 
Frick, Leiter des Amts für Auswärtige 
Angelegenheiten, auf Anfrage. Insge-
samt seien neun liechtensteinische 
Staatsangehörige bei der schweizeri-
schen Botschaft in Israel registriert. 
Diese Personen seien aber mehrheit-
lich Doppelbürger. «Wir haben derzeit 
keine Kenntnisse über weitere Perso-
nen mit liechtensteinischer Staatsbür-
gerschaft, die sich in Israel aufhalten», 
so Martin Frick.  

Auch das Eidgenössische Departe-
ment für auswärtige Angelegenheiten 
(EDA) in Bern erklärt gestern, dass es 
keine Informationen über Schweizer 
Opfer gebe. Laut EDA leben derzeit 
rund 28 000 registrierte Schweizer in 
Israel und den palästinensischen Ge-

bieten. Zudem sind dem EDA etwa 
340 Reisende aus der Schweiz in Israel 
bekannt. Die Swiss führt heute einen 
Sonderflug von Tel Aviv nach Zürich 
durch. Dieser war bereits nach kurzer 
Zeit ausgebucht. Der schweizerische 
Aussenminister Ignazio Cassis erklärte 
gestern an einer Medienkonferenz: 
«Wir schauen, dass in den nächsten 
Tagen und Stunden noch Kapazitäten 
geschaffen werden.» 

Hamas ist in Liechtenstein  
eine Terrororganisation 
Der schweizerische Aussenminister 
bezeichnete gestern den Angriff der 
Hamas auf Israel als «terroristische At-
tacke», welche nicht zu entschuldigen 
sei. Trotzdem ist die Hamas in der 
Schweiz nicht als Terrororganisation 
eingestuft. Der Bundesrat habe dazu 
keine Grundlage, so Cassis. Die 
Schweiz habe Beziehungen zu allen 
Parteien. «Nachdem wir aber gesehen 

haben, wozu die Hamas fähig ist, wird 
sich unsere Haltung sicherlich än-
dern.» Die Frage werde im Bundesrat 
diskutiert.  

Dies ganz im Gegensatz zu Liech-
tenstein. Hier ist die Hamas seit Juni 
2020 im Anhang der Verordnung über 
Massnahmen gegen bestimmte Perso-
nen und Organisation zur Bekämpfung 
des Terrorismus aufgeführt. Damit 
dürfen über Liechtenstein weder Gel-
der oder andere wirtschaftliche Res-
sourcen von oder an die Hamas laufen. 
Das politische Ziel der Terrorgruppe 
ist, Israel in seiner heutigen Form zu 
vernichten und durch einen islami-
schen Staat zu ersetzen. 

Regierung zeigt sich «zutiefst 
schockiert» über den Angriff 
Auch die liechtensteinische Aussenmi-
nisterin Dominique Hasler äusserte 
sich gestern auf Anfrage erneut zu den 
Angriffen auf Israel: «Die Regierung 

verurteilt die menschenverachtenden 
Angriffe der Hamas auf Israel, bei de-
nen Hunderte von unschuldigen Men-
schen getötet wurden, auf das Schärfs-
te. Wir sind zutiefst schockiert über 
den Beschuss Israels mit Tausenden 
Raketen, die wahllose Ermordung von 
Israelis und die Entführung von Zivi-
listinnen und Zivilisten. Diese erschüt-
ternden terroristischen Taten der Ha-
mas sind durch nichts zu rechtfertigen. 
Unsere Gedanken sind bei den unzäh-
ligen zivilen Opfern.» 

Auch wenn der Konflikt im Nahen 
Osten nicht neu ist, hat er mit dem An-
griff der Hamas eine neue Dimension 
erreicht, welche sich in verschiedene 
aktuelle geopolitische Ereignisse ein-
reiht und damit insbesondere wirt-
schaftlich auch Liechtenstein betrifft, 
wie etwa die Stiftung Zukunft.li in ihrer 
jüngsten Publikation aufzeigt und dazu 
erklärt, dass «wir nicht gegen den 
Strom schwimmen können». 5, 9, 18 

«Herbst-Impfaktion» 
im Landesspital 
Wie das Amt für Gesundheit in einer 
Mitteilung schreibt, gibt es im Landes-
spital in Vaduz eine «Herbst-Impfakti-
on» gegen das Coronavirus. Am Mitt-
woch, 18., und Mittwoch, 25. Oktober , 
sowie am Mittwoch, 8. November, 
werden jeweils zwischen 10 und 12 Uhr 
Impfungen gegen Sars-Cov-2 angebo-
ten. «Weitere Termine werden be-
darfsgerecht mindestens einmal mo-
natlich zur Verfügung stehen», schreibt 
das Amt. Anmeldungen zur Impfung 
sind telefonisch von Montag bis 
Freitag unter +423 236 73 38 zu Büro-
zeiten möglich. 

«Es werden die aktuellen, an die 
Omikron-Variante XBB.1.5 angepass-
ten Impfstoffe angeboten, die auch 
über eine gute Wirksamkeit gegen an-
dere derzeit zirkulierende Virusvarian-
ten verfügen», heisst es in der Mittei-
lung weiter. Verimpft wird eine 
einzelne Impfdosis frühestens sechs 
Monate nach vorheriger Impfung oder 
Infektion. Kinder ab dem vollendeten 
fünften Lebensjahr und Erwachsene 
hätten mit hoher Wahrscheinlichkeit 
bereits Viruskontakt gehabt und/oder 
seien geimpft. Eine Grundimmunisie-
rung werde daher im Regelfall nicht 
mehr benötigt. Die Impfung steht ge-
mäss Mitteilung allen interessierten 
Personen ab 12 Jahren zur Verfügung. 
Stark empfohlen wird sie vom Amt zur 
Vermeidung von schweren Krankheits-
verläufen Personen über 65 Jahren, 
Personen mit chronischen Erkrankun-
gen und Schwangeren. Eine Impfung 
könne auch das Risiko einer Post- 
Covid-19-Erkrankung reduzieren. (red) 

Landtagspräsident  
tritt nicht mehr an 
Nach über 30 Jahren in der Politik und 
drei Legislaturen als Landtagspräsi-
dent ist Albert Frick der Ansicht, dass 
er seinen Dienst für Liechtenstein er-
füllt hat und die Zeit für eine Verän-
derung gekommen ist. Wie der FBP-
Politiker im Interview mit dem Fern-
sehsender 1 FL TV bekannt gegeben 
hat, wird er bei den Landtagswahlen 
2025 nicht mehr antreten. «Und ich 
denke, es ist auch gut so, nach 12 Jah-
ren als Landtagspräsident», so Albert 
Frick. Seine Entscheidung hat er früh-
zeitig zur Mitte der laufenden Legis-
latur und gut zwei Wochen vor seinem 
75. Geburtstag verkündet. 

Albert Fricks politischer Weg führ-
te vom Schaaner Gemeinderat (1991 
bis 2011, von 2003 bis 2007 Vizevor-
steher) weiter in den Landtag. 2009 
zunächst noch als regulärer Abgeord-
neter, bevor er dann eine Legislatur 
später als Landtagspräsident den Vor-
sitz übernommen hat. Während sei-
ner Amtszeit wurde Frick durch das 
sich ändernde politische Gefüge stets 
auf Trab gehalten. (red) 3
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Land wäre vorbereitet auf Asylgesuche 
Konflikt im Gazastreifen: Bisher gibt es noch keine Asylanträge aus Israel. Doch nach Einschätzung des Amts sind Kapazitäten vorhanden. 

Gary Kaufmann 
 
Die Lage im Nahen Osten spitzt 
sich durch den Terrorangriff der 
islamistischen Hamas auf Israel 
sowie die Gegenangriffe immer 
weiter zu: Das israelische Mili-
tär hat über eine Millionen Pa-
lästinenser dazu aufgerufen, 
das Kriegsgebiet im Norden  
gen Süden zu verlassen. Ge-
mäss dem Datenportal Statista 
betrug die Anzahl der Binnen-
flüchtlinge innerhalb des  
Gazastreifens vorgestern rund  
425 000 Personen. In den So-
zialmedien gibt es schon eine 
Familie aus Liechtenstein, die 
Unterkünfte für israelische 
Freunde sucht.  

Es kündigt sich die nächste 
grosse Flüchtlingswelle an, die 
sich aktuell nach Ägypten und 
Libanon bewegt. Ob diese 
Liechtenstein erreicht, lässt 
sich im Moment nicht sagen, 
aber angesichts der hohen Aus-
lastung wegen des Ukraine-
Konflikts stellt sich die Frage: 
Wäre das Land auf weitere 
Schutzsuchende vorbereitet? 

Kapazitäten seit dem Krieg 
in der Ukraine erhöht 
«Bisher sind keine Asylgesuche 
aus Israel eingegangen», erklärt 
Julia Walch, Leiterin der Abtei-
lung Asyl beim Ausländer- und 
Passamt (APA), auf Anfrage. 
Nichtsdestotrotz werde die Mi-
grationslage in Hinblick auf die 
Situation in Israel beziehungs-
weise Gaza genau beobachtet.  

In diesem Kontext gilt es 
auch zu berücksichtigen, dass 

die Lage in der Ukraine nach 
wie vor angespannt ist und mo-
mentan ausserordentlich viele 
Schutzbedürftige in Liechten-
stein untergebracht sind. Ge-

mäss Statusbericht der Regie-
rung vom vergangenen Mitt-
woch halten sich derzeit  
536 Schutzsuchende aus der 
Ukraine (davon 520 mit Schutz-

status S) im Land auf, was einen 
Grossteil der Flüchtlinge dar-
stellt. Insgesamt werden im 
Asylbereich ungefähr 600 Per-
sonen betreut.  

«Angesichts der hohen Anzahl 
würde ein Anstieg der Asylge-
suche von Personen aus ande-
ren Staaten eine weitere grosse 
Herausforderung darstellen», 

betont Walch. Doch die beson-
dere Situation führt ebenfalls 
dazu, dass im Fall der Fälle ge-
nügend Kapazitäten vorhanden 
wären. «Durch den Ausbau der 
Wohnraum- und Verfahrenska-
pazitäten aufgrund des Krieges 
in der Ukraine sind derzeit kei-
ne weiteren Vorbereitungen nö-
tig», so die Einschätzung des 
Ausländer- und Passamts. 

Flüchtlingshilfe hat  
Israel «auf dem Radar» 
Während das Ausländer- und 
Passamt für die Asylanträge zu-
ständig ist, hätte anschliessend 
die Flüchtlingshilfe die Aufga-
be, die zusätzlichen Flüchtlinge 
zu betreuen und zu beherber-
gen. Auch diese sieht sich ge-
wappnet, falls Schutzsuchende 
aus dem Gazastreifen Liechten -
stein erreichen.  

«Wir sind immer bereit 
und bereiten uns immer vor. Es 
gibt auf der ganzen Welt 
Krisen und wenn wir uns erst 
darauf vorbereiten, wenn diese 
ausbrechen, wäre es schon zu 
spät», erklärt Heinz Schaffer, 
Geschäfts führer der Flücht-
lingshilfe Liechtenstein. Ihm 
zufolge habe man die Situation 
in Israel «natürlich auf dem 
Radar, weil sich dort ein gros-
ser Konflikt öffnet».  

Ob tatsächlich Flüchtlinge 
aus dem Nahen Osten nach 
Liechtenstein kommen, kann 
Schaffer noch nicht beurteilen. 
Dies hänge auch davon ab, ob 
die Schutzsuchenden über-
haupt aus dem Kriegsgebiet he-
rauskommen.

Einwohner von Gaza verlassen auf Warnung des israelischen Militärs die Stadt.   Bild: Keystone

«Wir wollen als Bürger und nicht als Untertanen behandelt sein» 
Freiheitslieder, Drohungen gegen Beamte und die ersten Verfassungsbestrebungen des Volkes: die Revolution von 1848 in Liechtenstein. 

Mit dem Start der Unterschrif-
tensammlung für die Initiative 
zur Direktwahl der Regierung ist 
klar: Liechtenstein steht eine er-
neute Debatte bevor, wie sein 
politisches System gestaltet sein 
soll – wie vor 20 Jahren, als das 
Fürstenhaus eine Verfassungs-
initiative lancierte. Oder wie vor 
175 Jahren, als vom Volk aus die 
ersten Bestrebungen ausgingen, 
dem Fürstentum eine freiheitli-
chere Staatsform zu geben: Im 
Jahr 1848 arbeiteten erstmals 
gewählte Volksvertreter einen 
Verfassungsentwurf aus. Ein 
Entwurf, der in einem Punkt die 
Macht des Fürsten stärker be-
schränkt hätte, als dies die heu-
tige Verfassung vorsieht. Aber 
auch ein Entwurf, der letztlich 
nie realisiert wurde. 

Fürstlicher Beamter wurde 
an die Grenze gestellt 
Hintergrund der Verfassungsbe-
strebungen war die Revolution 
von 1848: Wirtschaftliche Not 
gepaart mit unerfüllten Forde-
rungen nach liberalen Verände-
rungen liessen in diesem Schick-
salsjahr eine Revolutionswelle 
über Europa hereinbrechen. Der 
Startschuss ging von Frankreich 
aus. Im Februar zwangen Volks-
aufstände in Paris König Louis-
Philippe zur Flucht, es wurde die 
Republik ausgerufen. Inspiriert 

von diesen Ereignissen kam es 
im übrigen Europa zu Unruhen 
und Aufständen – auch in Liech-
tenstein. Denn im Land herrsch-
te ebenfalls breite Unzufrieden-
heit: Das Volk besass keine poli-
tische Rechte, regiert wurde es 
von fremden fürstlichen Beam-
ten. Und die wirtschaftliche 
Lage hatte sich in den vergange-
nen Jahren sukzessiv ver-
schlechtert. 

Ende März begannen die  
revolutionären Ereignisse in  
Liechtenstein: Junge Leute san-
gen Freiheitslieder und riefen zu 
Freiheit und Gleichheit auf. 
Gleichzeitig wurden aber auch 
Drohungen laut, dass man die 
fürstlichen Beamten aus dem 
Land jagen werde. In einem Fall 
wurde die Drohung auch in die 
Tat umgesetzt: Der Kanzlist Jo-
hann Langer, der wegen seines 
arroganten Auftretens beson-
ders verhasst in der Bevölkerung 
war, wurde von einem «Revolu-
tionszug» mit Trommeln und 
Pfeifen abgeholt und an die 
Grenze zu Österreich gestellt. 

Forderungen der Bürger, 
Zugeständnisse des Fürsten 
Abgesehen von diesem Zwi-
schenfall konnte die Revolution 
aber in geordnete Bahnen ge-
lenkt werden: Um die Wünsche 
der Bevölkerung zusammenzu-

tragen, wurden in den Gemein-
den Ausschüsse gewählt, die ih-
rerseits wiederum einen Landes-
ausschuss bestimmten. Ende 
April 1848 teilte dieser Landes-
ausschuss dem damaligen Lan-
desfürsten Alois II. seine Forde-

rungen mit. Neben wirtschaftli-
chen Verbesserungen wurde 
auch eine freiheitliche Verfas-
sung mit einer frei gewählten 
Volksvertretung verlangt. Oder 
wie es Peter Kaiser, Historiker, 
Pädagoge und Vorsitzender des 

Landesausschusses, formulier-
te: «Wir wollen in Zukunft als 
Bürger und nicht als Untertanen 
behandelt sein.» 

Fürst Alois II. reagierte auf 
die Forderungen mit weitge-
henden Zugeständnissen. So 
gab er im Mai auch seine Zu-
stimmung für einen Verfas-
sungsrat, der eine neue Verfas-
sung ausarbeiten sollte. Im 
Sommer wählten die Liechten-
steiner den fünfköpfigen Ver-
fassungsrat und bereits im Ok-
tober konnte das Gremium 
dem Landesfürsten seinen Ver-
fassungsentwurf vorlegen. 

Erfolg des Volkes war nur 
von kurzer Dauer 
Der Entwurf sah ein vom Volk 
gewähltes Parlament vor: den 
sogenannten Landrat – die 
«oberste gesetzgebende Behör-
de im Lande». Für die Regie-
rungsgeschäfte wäre weiterhin 
der vom Fürst bestellte Landes-
verweser zuständig gewesen. 
Doch dieser sollte neu 
gegenüber dem Landrat rechen-
schaftspflichtig sein. Und würde 
der Landesverweser gegen die 
Verfassung verstossen, könnte 
der Landrat ihn anklagen. Auch 
das absolute Veto gegen Geset-
zesbeschlüsse, das der Landes-
fürst heute noch besitzt, wäre 
mit dieser Verfassung einge-

schränkt worden: Wenn der 
Landrat in drei Sitzungen hinter-
einander demselben Gesetz zu-
gestimmt hätte, wäre das Veto 
des Fürsten ausgehebelt worden. 

Im März 1849 erliess Fürst 
Alois II. die sogenannten  
«konstitutionellen Übergangs-
bestimmungen». Damit setzte 
er aber nur Teile des Verfas-
sungsentwurfs in Kraft: Wie 
vom Verfassungsrat beantragt, 
wurde ein Landrat geschaffen. 
Und der Landesverweser war 
neu der Volksvertretung verant-
wortlich. Aber der Fürst behielt 
sein absolutes Veto. Nichtsdes-
totrotz: Am 20. Mai 1849 wurde 
der neue Landrat gewählt – die 
ersten freien, demokratischen 
Wahlen Liechtensteins. 

Doch der Erfolg des Volkes 
war nur von kurzer Dauer: Als 
Österreichs Kaiser Franz Joseph  
1851 zum Absolutismus zurück-
kehrte, zog Fürst Alois II. nach: 
Im Sommer 1852 unterzeichne-
te er den «Reaktionserlass». 
Damit wurden die «konstitutio-
nellen Übergangsbestimmun-
gen» aufgehoben und es galt 
wieder die alte absolutistische 
Ordnung. Dennoch: Die Revo-
lution von 1848 setzte den Start-
punkt für die demokratische 
Entwicklung in Liechtenstein. 

 
Elias Quaderer

Die prägendste Person der Liechtensteiner 1848er-Revolution:  
der Historiker und Pädagoge Peter Kaiser. Bild: Nils Vollmar
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Wie schätzen Sie die 
Sicherheitslage im Land ein? 
Der sich zuspitzende Konflikt im Nahen Osten verschärft die Sicherheitslage in  
ganz Europa. In Frankreich herrscht derzeit nach einem Attentat und mehreren  
Bombendrohungen die höchste Terrorwarnstufe. In Belgien tötete ein Attentäter  
zwei Fussballfans. Am Freitag, 13. Oktober, kam es zu einer Bombendrohung im 
Städtle Vaduz durch einen anonymen Unterstützer der Palästinenser. 

«Leben und Existenz von x Millionen 
Menschen sind gefährdet» 
Georg Kaufmann  
Landtagsabgeordneter der Freien Liste (FL) 

Angesichts der scho-
ckierenden Bilder und 
Nachrichten, 
welche uns 
täglich errei-
chen, irritiert 
mich diese 
Frage der Wo-
che. Da sterben grad 
Tausende von Men-
schen – darunter 
unzählige unschuldige 
Kinder und alte Men-

schen – in Kriegsgebie-
ten, auf dem offenen 

Meer, in Dürrezo-
nen, bei Um-
weltkatastro-
phen. Leben 
und Existenz 

von x Millionen 
Menschen sind in 

vielen Teilen unseres 
Planeten in höchstem 
Masse gefährdet. 
Deren Schicksal und 

deren Sicherheit 
müsste uns bewegen; 
auch und vor allem in 
Liechtenstein, ist 
doch die Sicherheits-
lage in unserem Land 
im Vergleich dazu 
und objektiv betrach-
tet sehr gut. Dies 
ändern auch die 
beiden Vorkommnis-
se von letzter Woche 
nicht.  

«Aktuell werden leider  
andere Zeiten eingeläutet»  
Peter Frick 
Landtagsabgeordneter der Vaterländischen Union (VU) 

Liechtenstein sieht sich, 
wie alle anderen Staaten, 
mit Krisenherden rund um 
den Globus konfrontiert. 
Je näher die Konflikte, 
desto eher sind wir mit 
Sicherheitsfragen 
beschäftigt. Da-
durch, dass die 
Welt aufgrund der 
Globalisierung 
immer kleiner wird, 
bekommt man alles auch 
näher mit. Wirtschaftliche 
Verflechtungen und 
Handlungsbeziehungen 
zu den Konfliktparteien 
erhöhen zudem die Be-
troffenheit auch andern-
orts auf der Welt. Hinzu 
kommt bei uns die un-
glaubliche Freiheit, die wir 
bei uns geniessen: Jeder 
kann seiner Ideologie 
weitgehend unbehelligt 
nachgehen und – wie 
aktuell der Fall in Vaduz 
zeigt – eine Bombendro-
hung nachschieben, um 
Mitmenschen zu terrori-
sieren.  

Wir wurden in den letzten 
Jahrzehnten mit friedli-
chen Zeiten verwöhnt. 
Nun werden aktuell leider 
andere Zeiten eingeläutet. 
Unsere Einsatzkräfte sind 
und waren seit jeher stets 

bemüht, uns Sicherheit zu 
vermitteln. Dennoch lässt 
es sich nicht von der Hand 
weisen, dass wir einen 
Personalmangel haben 

und uns auch organisa-
torisch für die mo-

dernen Zeiten 
besser rüsten 
müssen. Inter-

views des Polizei-
chefs in den letzten 

Wochen zeigen Defizite 
auf, denen wir begegnen 
müssen.  

Ich werde im November-
Landtag bei den Verant-
wortlichen nachfragen, 
was es braucht, um unsere 
Polizei zu ertüchtigen. Die 
Regierung erhält so die 
Möglichkeit zu einer 
Einordnung und sie soll 
handeln. 

Kurzum: Die Sicherheits-
lage wird unter höchsten 
Anstrengungen durch 
unsere Landespolizei 
sowie die Rettungs- und 
Hilfsorganisationen sehr 
gut aufrechterhalten. Aber 
es ist Zeit, dass die Politik 
handelt, damit unsere 
Helferinnen und Helfer 
auch den zunehmenden 
Herausforderungen 
gerecht werden können. 

Frage der Woche10
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«Beunruhigende Zeiten» 
Rainer Gopp 
Parteipräsident der Fortschrittlichen Bürgerpartei (FBP) 

Syrien, Ukraine, Bergkarabach und nun 
Israel. An diesen und vielen anderen 
Orten dieser Erde fanden und finden 
in den letzten Jahren kriegerische 
Auseinandersetzungen statt. Dieje-
nige in Israel und im Gazastreifen 
birgt weitreichendere Gefahren auch 
ausserhalb des Kriegsgebietes – dies zeigen 
die Vorkommnisse in Frankreich und Bel-
gien. Eine Auseinandersetzung, die wohl 
nun leider auch wieder terroristisches Po-
tenzial mit sich bringt. Auch die Bomben-
drohung in Vaduz lässt aufhorchen. Den-
noch schätze ich die Sicherheitslage im 
Inland, im Vergleich zu anderen europäi-
schen Ländern, als überschaubar ein. Es gilt 
aber, wachsam zu sein und die Entwicklung 
genau im Blick zu haben, um auch im Inland 
rechtzeitig entsprechende Schritte zu setzen. 

Politisch bin ich davon überzeugt, dass wir 
uns als kleines Land möglichst zurückhalten 

sollten. Solidarität ist wichtig und gut und 
das Einfordern der Menschenrechte 

soll im Fokus stehen. Dennoch 
glaube ich, dass wir vor allem eine 
vermittelnde Rolle einnehmen 

könnten – dies bietet sich gerade 
auch während des bevorstehenden 

liechtensteinischen Vorsitzes im Europarat 
an. Der Europarat steht für die Menschen-
rechte ein und die Verletzungen derselben 
sollten, unabhängig davon auf welcher Seite 
sie begangen werden, angemahnt werden. 

Unsere Gedanken und unsere Unterstüt-
zung sollten nun bei allen sein, die in den 
Kriegsgebieten unglaubliches Leid erleben 
und sich in einer humanitär schwierigen 
Situation befinden. Liechtenstein kann 
neben den erwähnten politischen Möglich-
keiten auch finanziell bzw. mit Hilfsgütern 
unterstützen – hier sollten wir die richtigen 
Schritte setzen.

«Die Sicherheitslage muss durch die Polizei beurteilt werden» 
Herbert Elkuch  
Landtagsabgeordneter der Demokraten pro Liechtenstein (DpL) 

Für eine Einschätzung der Sicherheitslage fehlt mir ausreichen-
des Hintergrundwissen. Die jeweils aktuelle Sicherheitslage 
muss durch die Polizei beurteilt werden. Wobei, eine 
absolute Sicherheit gibt es nicht. Konflikte wie jetzt im 
Nahen Osten erhöhen jedoch die Wahrscheinlichkeit, 
dass ein «Gestörter» auf den Zug aufspringt und mit 
Terror, also mit Schrecken oder Anwendung von Gewalt 
die Bevölkerung einschüchtert. Es macht aber wenig Sinn, 
deshalb in Ängste zu verfallen. 

Der Einleitungstext der «Liewo» ist manipulativ. Woher weiss 
die «Liewo», dass die Bombendrohung von einem «Unterstüt-
zer der Palästinenser» kommt. Die meisten Palästinenser 
gehören der Religion Islam an. Mit solchen Aussagen werden 
unter uns lebendende Personen dieser Religion hineingezogen. 
Ziel muss jedoch sein, ein möglichst gutes Zusammenleben mit 
gegenseitiger Akzeptanz unter Achtung unserer Verfassung zu 

fördern. Liechtenstein ist ein kleines Land und verträgt keine 
Spaltung und Parallelgesellschaften. Radikaler Islam trat bei 

uns nie in Erscheinung. Sollte ein solcher in Erscheinung 
treten, muss er selbstverständlich sofort mit allen 
Mitteln bekämpft werden. In unserer Demokratie 
haben Minderheiten das Recht, ihre Anliegen, ohne 

Risiko dank der Meinungsfreiheit, darzustellen. 

Gemäss «Kronen Zeitung»: «Es handelt sich um einen 39-jähri-
gen litauischen Staatsbürger, der im Jahr 2020 kurzzeitig in 
Liechtenstein gelebt hat – bereits damals war er den Behörden 
durch eine Brandstiftung negativ aufgefallen.» Aber auch diese 
absolute Aussage ist gewagt. Gemäss «Vaterland» streitet 
nämlich der Litauer ab, eine telefonische Bombendrohung 
gemacht zu haben. Bombendrohungen sind gesetzlich verboten 
und können oder müssen mit Freiheitsentzug bestraft werden. 
Solche Personen sind bei uns unerwünscht.

11liewo.li 
Sonntag, 22. Oktober 2023



Monitoringbericht 2023 – Anhang 37

Liechtensteiner Vaterland, 24. Oktober 2023, S. 3

Ein Kraftakt, der auch Chancen bietet 
Wenn Liechtenstein die europäische Wertegemeinschaft anführt, ist das gemäss Regierung auch im ureigensten Interesse des Landes. 

Desirée Vogt 
 
Mit der Übernahme des Vorsit-
zes im Ministerkomitee am 15. 
November ist Liechtenstein für 
die Umsetzung der Ziele und 
Prioritäten des Europarats ver-
antwortlich. Und damit für das 
Einstehen der Grundwerte wie 
Menschenrechte, Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit. Liech-
tenstein will sich aber nicht nur 
aktiv für den Schutz der Werte 
einsetzen und sich als verlässli-
cher und engagierter Partner in 
Europa beweisen, sondern die 
Gelegenheit nutzen, die Arbeit 
und das Wirken des Europarats 
auch innenpolitisch näherzu-
bringen. «Dieser Vorsitz ist et-
was Besonderes. Und wir wol-
len deshalb etwas Besonderes 
daraus machen», äusserte sich 
Martin Frick, Leiter des Amtes 
für Auswärtige Angelegenhei-
ten im Rahmen der Medienori-
entierung. So sind auch zahlrei-
che Veranstaltungen geplant.  

Rahmenkonvention zu 
«KI» in Erarbeitung 
«Gemeinsame Werte, gemein-
same Zukunft» – das ist der 
Slogan, unter dem der sechs-
monatige Vorsitz steht. Nach-
dem der Landtag seine Unter-
stützung bereits zugesichert 
und die ohnehin schon kleine 
liechtensteinische Vertretung 
in Strassburg vorübergehend 
auf fünf Personen aufgestockt 
wurde, hat sich Liechtenstein 
drei Schwerpunkte gesetzt, auf 
denen der Fokus im Vorsitz lie-

gen soll. Der erste Schwerpunkt 
liegt auf der Bestimmung der 
Grundwerte, und die Prioritä-
tenliste sieht unter anderem 
vor, die Grundprinzipien des 
Europarates zu stärken. Ebenso 
wie den Europäischen Ge-
richtshof für Menschenrechte, 
insbesondere die Umsetzung 
von Urteilen. Eine weitere Prio-
rität wird auf die Meinungsfrei-
heit und Sicherheit von Journa-
listen gelegt. Im Zusammen-
hang mit all diesen Themen 
finden diverse Veranstaltungen 
statt, sowohl in Liechtenstein 

selbst als auch in Strassburg. 
Der zweite Fokus im Rahmen 
des Vorsitzes wird auf das The-
ma «Zukunft» gelegt. Hier sol-
len die Prioritäten bei den The-
men «Kinder, Jugend und Bil-
dung» sowie «Umwelt» liegen. 
Unter anderem ist ein Jugend-
event in Kombination mit der 
Ministersession und dem 75. Ju-
biläum des Europarates ge -
plant. Ebenso priorisiert wer -
den soll das Thema «Künstliche 
Intelligenz». Hier ist gemäss 
Botschafter Domenik Wanger 
eine Rahmenkonvention in Er-

arbeitung, die allenfalls sogar 
noch unter dem liechtensteini-
schen Vorsitz verabschiedet 
werden kann. Der dritte Fokus 
wird schliesslich auf die «Ein-
bindung aller» gelegt. Als Prio-
rität gibt die Regierung hier 
Frauen und Mädchen an, insbe-
sondere die Istanbul-Konventi-
on zur Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt. Ebenso steht die Be-
kämpfung von Menschenhan-
del auf der Prioritätenliste. 
Dazu ist Anfang März ein Side-
Event in New York geplant, im 

April folgt schliesslich ein Ex-
pertentreffen der nationalen 
Koordinierungsstellen im Land. 

Auch die Bevölkerung 
soll eingebunden werden 
Und schliesslich will die Regie-
rung in ihrer Zeit des Vorsitzes 
auch die liechtensteinische Be-
völkerung einbeziehen und ein 
möglichst breites Publikum an-
sprechen. Dazu wurden nicht 
nur bereits sämtliche Schulen 
des Landes mit entsprechen-
dem Schulstoff ausgestattet, in 
Kooperation mit zahlreichen In-

stitutionen werden auch diverse 
Veranstaltungen stattfinden, 
die eine Auseinandersetzung 
mit dem Europarat und mit den 
Werten, für die er sich einsetzt, 
ermöglichen. 

Botschafter Domenik Wanger, Aussenministerin Dominique Hasler und Martin Frick, Leiter des Amtes für Auswärtige Angelegenheiten (v. l.), 
informierten über den Vorsitz im Ministerkomitee des Europarates.  Bild: ikr

Rahmenprogramm 

Bereits am 25. Oktober und am 
2. November finden die ersten 
Infoveranstaltungen statt. Der 
Kick-off-Event findet am 17. 
November in Schaan statt.  
Weitere Aktivitäten: 
 
Dezember 2023 bis April 
2024 
Filmreihe zu Menschenrechten 
 
18. Januar 2024 
Rebel & Picasso – Event in der 
Kunstschule Liechtenstein 
 
23. März 2024 
Aussenpolitischer Spaziergang 
zum Thema «Radikalisierung als 
Massenphänomen» 
 
2. Mai 2024 
Schlussevent «Europäische 
Nacht» – Lesungen und Perfor-
mances im TAK 

Hinweis 
Alle Informationen und Termine 
sind ab sofort auf folgender  
Internetseite zu finden: 
www.europarat.li  
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Insgesamt 55 neue Fernwärmeanschlüsse seit dem Sommer 2022 
Vor eineinhalb Jahren kündigten Regierung und Liechtenstein Wärme an, den Fernwärmeausbau zu intensivieren. Das hat sich seither getan. 

Mit Fernwärme dem drohenden 
Gasmangel entgegentreten. 
Diese Losung wurde im Som-
mer vergangenen Jahres ausge-
geben, als europaweit die Angst 
vor einer Energiekrise die Run-
de machte, nachdem Russland 
seine Gaslieferungen in den 
Westen kappte. Im Rahmen des 
«Aktionsplans Energie 2022» 
hatten sich Liechtensteins Re-
gierung sowie Liechtenstein 
Wärme (damals noch Liech-
tensteinische Gasversorgung)  
zum Ziel gesetzt, im Land den 
Ausbau des Fernwärmenetzes 
voranzutreiben und möglichst 
vielen öffentlichen Liegen-
schaften, Unternehmen sowie 
Privathaushalten kurzfristig 
noch einen Anschluss zu er-
möglichen. Liechtenstein Wär-
me sollte dabei betroffene Lie-
genschaften aktiv informieren 
und unterstützen. 

Die schlimmsten Befürch-
tungen trafen letztlich nicht ein: 
Europa blieb vergangenen Win-
ter eine Gasmangellage erspart. 
Dennoch stellt sich die Frage: 
Wie erfolgreich war die Fern-
wärme-Offensive? Wie viele 
neue Anschlüsse konnten kurz-
fristig realisiert werden? 

9 öffentliche und  
46 private Anschlüsse 
Auf Anfrage erklärt das Wirt-
schaftsministerium, dass seit 

Juli 2022 9 öffentliche Liegen-
schaften sowie 46 Privathaus-
halte und Unternehmen an  das 
liechtensteinische Fernwärme-
netz angeschlossen wurden.  
Demnach konnten seit Be-
kanntgabe des «Aktionsplans 
Energie» 55 neue Fernwärme-
anschlüsse erstellt werden. 

Welche weiteren öffentli-
chen Liegenschaften in den 
nächsten zwei Jahren einen 
Fernwärmeanschluss erhalten 
sollen, wird im Anhang des 
jüngst veröffentlichten Hoch-
bautenberichts aufgezählt. Es 
finden sich dabei auch mehrere 
Grossbauten im Vaduzer Städt-
le: das Regierungsgebäude, das 
Landesmuseum, das Kunstmu-
seum, der Engländerbau, die 
Musikschule Rheinbergerhaus 
sowie das Schädlerhaus – das 
Gebäude, in dem das Zivilstan-
desamt untergebracht ist.  

«Leuchtturmprojekt» 
liegt im Zeitplan 
Die besagten Anschlüsse sind 
Teil des derzeit bedeutendsten 
Fernwärmeprojekts in Liech-
tenstein: die Fernwärmeversor-
gung von Vaduz ab der  
Kehrrichtverbrennungsanlage 
(KVA) Buchs.  

Konkret ist bei diesem 
«Leuchtturmprojekt» ein Lei-
tungsbau über den gesamten 
Gemeindeperimeter – von der 

Schaaner bis zur Triesner Ge-
meindegrenze – geplant, wie 
Liechtenstein Wärme in ihrem 
Geschäftsbericht 2022 festhielt. 
«Der Ausbau der ersten Etap-
pen der Fernwärmeversorgung 
Vaduz liegt im Zeitplan», 

erklärt nun das Wirtschaftsmi-
nisterium. 

Weitere mobile Heizungen 
mussten eingesetzt werden 
Im Zusammenhang mit dem 
Fernwärmeausbau sorgte ver-

gangenen Dezember ein Diesel-
aggregat unter der Vaduzer  
Mühleholzbrücke für Aufsehen. 
Wie Liechtenstein Wärme da-
mals bestätigte, musste die 
Überbauung «Ebaholz», in der 
der McDonald’s untergebracht 

ist, vorläufig mit einem Aggregat 
beheizt werden. Grund: Der 
Neubau und der Fernwärmean-
schluss wurden nicht gleichzei-
tig fertiggestellt. 

Auf Nachfrage, ob noch bei 
weiteren Neubauten eine mobi-
le Heizung zum Einsatz  
kam, weil der Fernwärmean-
schluss nicht gleichzeitig mit 
dem Bau fertiggestellt wurde, 
erklärt das Wirtschaftsministe-
rium: «Beim Ausbau von Nah- 
und Fernwärme ist die Nutzung 
mobiler Heizungen zur proviso-
rischen Versorgung mittels ther-
mischer Energie ein gängiger 
Prozess und wird im ganzen 
Land sinnhafterweise punktuell 
und befristet angewendet.»  

Wie viele dieser mobilen 
Heizungen im Einsatz stehen, 
könne nicht gesagt werden. 
Denn je nach Situation werden 
solche Heizaggregate entweder 
von Liechtenstein Wärme, von 
Drittfirmen oder von der Bau-
herrschaft organisiert. Zudem 
gebe es unterschiedliche Grün-
de, weshalb zu einem Heizprovi-
sorium gegriffen wird. Es könne 
beispielsweise auch sein, dass 
der Fernwärmeanschluss im 
Zeitplan steht, aber die bishe-
rige Heizung eines künftigen 
Fernwärmekunden vorzeitig 
den Geist aufgibt und darum 
eine Übergangslösung benö-
tigt wird. (equ)

Über die Energiebrücke gelangt die Fernwärme der Kehrrichtverbrennungsanlage (KVA) Buchs nach  
Liechtenstein. Bild: Daniel Schwendener
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Flexible Arbeitsplatz-Wahl liegt weiterhin voll im Trend 
Internationale Firmenchefs wollen ihre Angestellten zurück ins Büro holen. Liechtensteiner Arbeitgeber hingegen möchten die Möglichkeit 
auf Homeoffice beibehalten und sehen in beiden Arbeitsmodellen Vor- und Nachteile für die generelle Unternehmenskultur.  

Arbeiten im Homeoffice oder 
hybride Arbeitsformen sind spä-
testens seit der Coronapande-
mie in vielen Unternehmen All-
tag geworden. Doch das soll sich 
in Zukunft wieder ändern, heisst 
es aus den Chefetagen rund um 
den Globus. Das geht aus einer 
unlängst von der Unternehmens -
beratung KPMG veröffentlich-
ten Untersuchung hervor.  

Von den weltweit 1325 be-
fragten Führungspersönlichkei-
ten gehen 68 Prozent davon aus, 
dass ihre Angestellten innerhalb 
der nächsten drei Jahre wieder 
gänzlich ins Büro zurückkehren 
werden. Dazu wollen 88 Prozent 
der befragten Chefs und Chefin-
nen auch Anreize in Form von 
Be förderungen oder Gehaltsstei -
gerungen setzen. Lediglich jeder 
vierte Befragte kann sich weiter-
hin hybride Arbeitsmodelle vor-
stellen und nur drei Prozent 
glauben an die dauerhafte und 
ausschliessliche Möglichkeit des 
Homeoffice. 

Homeoffice weiterhin 
erwünscht 
In Liechtenstein ist es bei den 
angefragten Unternehmen üb-
lich, den Angestellten die Wahl 
ihres Arbeitsortes selbst zu 
überlassen. Dabei spielen je-
doch regulatorische Massnah-
men vor allem auch für Grenz-
gänger eine Rolle. Beim Bauge-
rätehersteller Hilti gibt es klare 

Regelungen über den Arbeits-
ort, welche sich an den gesetzli-
chen Rahmenbedingungen ori-
entieren.  
«Pendler könnten zwar theore-
tisch bis knapp unter 50 Prozent 
zu Hause arbeiten ohne Auswir-
kungen auf die Sozialversiche-
rung, allerdings gilt für die Steu-
ern noch immer die Bestim-
mung mit den 25 Prozent der 
Jahresarbeitszeit», sagt Medi-
ensprecher Matthias Hassler. 
Mitarbeitende mit Wohnsitz im 
Ausland dürfen demnach nur 
bis zu 25 Prozent ihrer Jahresar-
beitszeit von Zuhause aus arbei-
ten, was bei der Hilti-Gruppe 
auf die meisten Teammitglieder 
zutreffe. «Für alle anderen gilt 
an unserem Hauptsitz die inter-
ne Regel, dass bis zu 50 Prozent 
der Jahresarbeitszeit zu Hause 
gearbeitet werden kann.» Ein 
einheitliches Angebot für alle 
Mitarbeitenden wäre vonseiten 
des Unternehmens zwar wün-
schenswert, hänge jedoch von 
den genannten Rahmenbedin-
gungen ab. Grundsätzlich sei 
der Arbeitsplatz vor Ort die Ba-
sis für Kreativität, Engagement 
und Teamarbeit. Dennoch sind 
Extra-Anreize für eine Rück -
kehr aus dem Homeoffice für 
den Konzern kein Thema.  

«Unser umfassend moder-
nisierter Campus am Hauptsitz 
mit zahlreichen abwechslungs-
reichen An ge boten hinsichtlich 

Verpflegung, Erholung, Flexibi-
lität und Gesundheit, die auf un-
terschiedliche Bedürfnisse und 
Arbeitsweisen Rücksicht neh-
men, sollen zusammen mit un-
serer starken Teamorientierung 
dazu beitragen, dass unsere Mit -
arbeitenden gerne an ihren Ar-
beitsplatz kommen», so Hass-
ler. 

LGT von Kombination 
überzeugt 
Die LGT zeigt sich von den Vor-
teilen einer Kombination aus 
Homeoffice und Webpräsenz 
überzeugt: «Wir bieten unseren 
Mitarbeitenden bewusst die 
Möglichkeit, auch von zuhause 
aus zu arbeiten – natürlich ab-

hängig von den jeweiligen Rol-
len und Verantwortlichkeiten, 
vom Arbeitsort und von den re-
gulatorischen Vorgaben zum 
Beispiel für Grenzgängerinnen 
und Grenzgänger», sagt Elvira 
Knecht, Head Human Resour -
ces Liechtenstein und Schweiz. 
Dabei fördert die Bank bewusst 
die Mischung beider Arbeitsmo-
delle: «Für die Kultur und die In-
novationskraft des Unterneh-
mens ist es unserer Ansicht nach 
förderlich, wenn Homeoffice 
und die Arbeit im Büro sinnvoll 
kombiniert werden.» Gewisse 
Anreize für mehr Präsenz vor 
Ort sind daher kein Ansatz für 
die Bank. «Der Anreiz, auch im 
Büro zu arbeiten, liegt in der 

Teamarbeit, im gegenseitigen 
Austausch, im sozialen Umfeld 
und im Miteinander – das sieht 
auch ein Grossteil unserer Mit-
arbeitenden so.» 

VP Bank fördert 
hybrides Modell 
Auch bei der VP Bank hat sich 
das Homeoffice seit der Pande-
mie als alternativer Arbeitsplatz 
etabliert und wird von den Mit-
arbeitenden genutzt. «Wenn 
auch in sehr unterschiedlichem 
Masse abhängig von der Funkti-
on und den Bedürfnissen der 
einzelnen Teams», sagt Medi-
ensprecherin Daniela Jenni. 
Diese Möglichkeit möchte die 
Bank weiterhin unterstützen, 

sofern dies den regulatorischen 
Vorgaben entspreche und im 
betrieblichen Alltag umsetzbar 
sei. Monetäre Anreize für ver-
mehrtes Arbeiten in den Büro-
räumlichkeiten seien aktuell 
nicht geplant. 

LLB-Teams finden 
gemeinsam Lösung 
Die LLB legt ebenfalls grossen 
Wert auf ein flexibles Arbeits-
umfeld. «Eine klare Policy sieht 
vor, dass die Mitarbeitenden bis 
zu 40 Prozent ihres Pensums 
von zu Hause aus erledigen kön-
nen – sofern es die Tätigkeit zu-
lässt und die rechtlichen Rah-
menbedingungen insbesondere 
für Grenzgängerinnen und 
Grenzgänger dies erlauben», so 
Bernd Moosmann, Leiter Group 
Human Resources und fügt an: 
«Entscheidend ist die Flexibilität 
für die einzelnen Bereiche und 
Abteilungen der LLB.» Daher 
würden Führungskräfte und ihre 
Teams gemeinsam entschei -
den, ob der Rahmen für Home-
office ausgeschöpft werden 
kön ne oder ob für den kunden-
orientierten Bankbetrieb mehr 
Präsenz vor Ort erforderlich sei.  

«Für die LLB sind zusätzli-
che Anreize daher nicht zielfüh-
rend, um Mitarbeitende aus 
dem Homeoffice zurück ins 
Büro zu holen», sagt Moosman.  
 
Cornelia Lehner

Seit der Coronapandemie ist das Arbeiten in den eigenen vier Wänden normal geworden. Bild: Keystone

Terrorfinanzierung über Kryptos: 
Wie hoch ist die Gefahr in Liechtenstein? 
Die Hamas finanziert sich unter anderem mit Kryptospenden. Terrorfinanzierung via Blockchain beschäftigt auch die hiesigen Behörden. 

Elias Quaderer 
 
Es ist einer der dunkelsten Tage 
in der Geschichte Israels: Vor 
drei Wochen startete die radikal-
islamische Hamas einen Gross -
angriff. Vom Gazastreifen aus 
drangen Terroristen nach Israel 
und richteten ein Massaker un -
ter Zivilisten an. 1400 Menschen 
kamen infolge des Angriffs ums 
Leben. Seitdem herrscht wieder 
Krieg im Nahen Osten – und es 
stellt sich die Frage: Wie konnte 
die von den USA und der EU 
sanktionierte Hamas diesen 
Überraschungsangriff finanzie-
ren? 

Eine Antwort darauf lautet: 
Kryptowährungen. Das digitale 
Geld soll eine wichtige Rolle bei 
der Finanzierung der Terror-
gruppe spielen. Gemäss dem is-
raelischen Kryptoanalyse-Un-
ternehmen Bitok soll die Hamas 
zwischen August 2021 und Juni 
2023 fast 40 Millionen Euro als 
Krypto-Spenden erhalten haben. 
Und erst am Sonntag sanktio-
nierten die USA die in Gaza an-
sässige Krypto-Handelsplatt-
form «Buy Cash Money and 
Money Transfer Company». 
Das Unternehmen soll der Ha-
mas bei der Spendenbeschaf-
fung geholfen haben. Vor die-
sem Hintergrund stellt sich die 

Frage: Wie gross ist die Gefahr, 
dass die Hamas oder andere 
Ter rorgruppen den Krypto-
Standort Liechtenstein nutzen, 
um an Geld zu gelangen? 

Fall vor drei Jahren: Kunde 
Mitglied von Terrorgruppe 
Dazu befragt, erklärt die Finanz-
marktaufsicht (FMA): «Liech-
tenstein misst dem Kampf ge -
gen Geldwäscherei und Terro-

rismusfinanzierung seit Jahren 
höchste Priorität bei und ver -
folgt in diesem Bereich eine 
Null-Toleranz-Politik.» Aber trotz 
der hohen Regulierungsstan-
dards – auch für Krypto-Unter-
nehmen – könnten «missbräuch -
liche Handlungen nie ganz aus-
geschlossen werden».  

Im gleichen Sinn meint auch 
Michael Schöb, Leiter der Stabs-
stelle Financial Intelligence Unit 

(FIU): «Es wäre weltfremd zu 
behaupten, dass dies über 
Liechtenstein nicht passieren 
kann.»  

Dass Schöbs Aussage nicht 
von ungefähr kommt, zeigt ein 
Blick in die halbjährlich publi-
zierten Fallsammlungen der 
FIU. In der ersten Publikation 
aus dem Jahr 2021 warnte die 
Stabsstelle, dass sich insbeson-
dere Terrorgruppen die Block-

chaintechnologie zunutze ma-
chen, um Spenden entgegenzu-
nehmen. Dafür würden Gruppie -
rungen auch im Internet oder 
Darknet werben. Die FIU habe 
auch selbst mehrere Verdachts-
mitteilungen erhalten, in denen 
es um Terrorismusfinanzierung 
unter Verwendung von Bezahl-
tokens ging. In der Regel handle 
es sich bei diesen Fällen um ge-
ringfügige Zahlungen zwischen 
50 und 150 Franken. 

Einen konkreten, anonymi-
sierten Fall nennt die FIU in 
ihrer zweiten Ausgabe der Fall-
sammlung aus dem Jahr 2021. 
Die Stabsstelle berichtet, wie 
eine Handelsplattform für Kryp-
towährungen einen ihrer Kun-
den wegen des Verdachts auf 
Terrorismusfinanzierung mel-
dete. Der Kunde mit Wohnsitz 
im Nahen Osten habe die Kryp-
to-Börse bereits seit ein paar 
Jahren genutzt. Durch eine Ana-
lyse konnte die Handelsplatt-
form feststellen, dass der Kunde 
Transaktionen an Empfänger-
adressen ausführte, die mit Ter-
rorismusfinanzierung in Verbin-
dung standen. Gleichzeitig wur-
de auch klar, dass der Kunde 
Mitglied einer international sank -
tionierten Terrorgruppe ist. Die 
Analyse kam allerdings zu spät: 
Die Trans aktionen des Kunden 

lagen bereits einige Monate und 
teilweise Jahre zurück. 

«Wir erachten das  
Risiko als sehr gering» 
Doch wie wird die Gefahr von 
Terrorfinanzierung durch Kryp-
tos von Branchenteilnehmern 
beurteilt? «Wir erachten das Ri-
siko als sehr gering», sagt Mat-
thias Willi, Sprecher der Bank 
Frick. Die Balzner Bank gilt als 
Pionierin im Handel mit Krypto-
vermögenswerten. Willi ver-
weist darauf, dass für Kryptoan-
bieter dieselben Sorg falts -
pflichten wie für alle an deren 
Finanzdienstleiter gelten. Zu-
sätzlich helfe die Transparenz 
und Nachvollziehbarkeit der 
Blockchain, Transaktionen zu 
identifizieren.  

Um sicherzustellen, dass kei -
ne Transaktionen an Personen 
getätigt werden, die Terrorgrup-
pen nahestehen, prüfe die Bank 
Frick ihre direkten Kunden sorg-
fältig. Und es würden Transakti o -
nen nur an identifizierbare Emp-
fänger, die mit den Kunden in 
Verbindung stehen, gesendet. 
«Wir stellen nicht nur die Art der 
Transaktion dem Kundenprofil 
des Senders gegenüber, sondern 
analysieren auch den Empfän-
ger und dessen Aktivitäten auf 
der Blockchain», führt Willi aus. 

Fast 40 Millionen Euro soll die Hamas über Krypto-Spenden eingenommen haben. Bild: Keystone
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ÖBB investieren in Liechtenstein 
Der Gleisabschnitt Feldkirch–Buchs 
wird für 113 Millionen Euro saniert 
und aufgewertet. 3

Immer mehr Beratungen 
Nicolaus Ruther vom Verein 
für Männerfragen zeigt 
die akutesten Probleme auf. 7
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Sapperlot 
Eine Rüge des Auslandsexperten 
Georges Baur an Liechtenstein: 
Mit der Zustimmung zu einer Resolu-
tion, die eine sofortige Waffenruhe im 
Gazastreifen fordert, legitimiere 
Liechtenstein die islamistische Terror-
organisation Hamas indirekt. Denn in 
der Resolution wird verschwiegen, 
dass die Hamas den neuen Krieg im 
Nahen Osten auslöste. Die Regie-
rung wehrt sich allerdings gegen 
Baurs Vorwürfe. Man habe während 
der Debatte wiederholt die Angriffe 
der Hamas verurteilt. Bei der Durch-
sicht des Landesvoranschlags der 
Regierung für das Jahr 2024 taucht 
jedoch ein Indiz auf, dass die Hamas 
nun auch noch finanzielle Unterstüt-
zung aus Liechtenstein erhalten soll. 
Denn wer den Voranschlag genau 
studiert, stösst auf Folgendes:  
«Der Voranschlag 2024 umfasst ... 
neu auch einen Beitrag an die isla-
mistische Gemeinschaft ...» Hof-
fentlich ein Verschreiber. Oder doch 
konsequente Inkonsequenz? 

Manuela Schädler

heute mit

Datenschutzstelle stellt laufend 
Verstösse im Bildungsbereich fest 
Die Datenschutzstelle hat bereits neun Verfügungen gegen das Schulamt und Schulen in Liechtenstein erlassen. 

David Sele 
 
Die Digitalisierung hat in Liechten-
steins Bildungswesen längst Einzug ge-
halten. Die neuen Lehrmittel daten-
schutzkonform auszugestalten, scheint 
den Schulbehörden aber noch nicht ge-
lungen zu sein. Seit Einführung der Eu-
ropäischen Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) im Jahr 2018 hat die 
Datenschutzstelle insgesamt neun 
Verfügungen gegen das Schulamt, 
Schulen oder andere Stellen im Bil-
dungsumfeld erlassen. Das erklärt 
Schulamtsleiterin Rachel Guerra auf 
Anfrage des «Vaterlands». Demnach 
sind sechs Verfügungen bereits rechts-
kräftig. Die anderen drei hat das Schul-
amt mittels Beschwerde an die Verwal-
tungsbeschwerdekommission (VBK) 
angefochten. Bislang jedoch ohne Er-
folg: Während eine Beschwerde noch 

hängig ist, stützt die VBK in den ande-
ren zwei Fällen die Verfügungen der 
Datenschutzstelle vollumfänglich. 
Das geht aus den Urteilen der VBK, 
die beide Ende Oktober ergangen 
sind, hervor. Ob das Schulamt die 
Fälle nun noch an den Verwaltungsge-
richtshof (VGH) weiterziehen wird, 
konnte Rachel Guerra am Donnerstag 
noch nicht beantworten. Man werde 
die vierwöchige Beschwerdefrist nut-
zen, um die Entscheide der VBK ein-
gehend zu prüfen, und dann entschei-
den, ob Rechtsmittel an den VGH ge-
richtet werden. 

Die eine Rüge der Datenschutzstel-
le, die das Schulamt bekämpft hat, 
dreht sich um diverse digitale Lehrmit-
tel am Liechtensteinischen Gymna-
sium. Die Schule benötigte zunächst 
mehr als ein Jahr, um ein Auskunftsbe-
gehren eines Bürgers zu beantwor- 

ten. Dieser richtete aufgrund der Aus-
künfte schliesslich eine Beschwerde an 
die Datenschutzstelle, welche ihm in 
fast allen Punkten Recht gab.  

Lehrmittel aus der Schweiz nicht 
automatisch datenschutzkonform 
Das Schulamt warf der Datenschutz-
stelle daraufhin vor, dass sie dem Staat 
die Erfüllung des Bildungsauftrages 
verunmögliche. Dies lässt die Verwal-
tungsbeschwerdekommission (VBK) 
in ihrem Urteil aber nicht gelten. Alle 
Bildungsverantwortlichen im Anwen-
dungsbereich der DSGVO, also prak-
tisch in ganz Europa, würden sich die-
sen Regeln fügen. «Argumente wie 
übermässiger Aufwand, ‹Wettbe-
werbsnachteile› gegenüber Deutsch-
schweizer Schülern etc. sind in diesem 
Zusammenhang irrelevant», schreibt 
die VBK. Problematisch ist demnach 

insbesonders die enge Anbindung an 
die Schweiz, deren Lehrplan Liechten-
stein weitgehend übernommen hat. 
Ausgerechnet in der Schweiz gilt die 
DSGVO nicht. Digitale Lehrmittel, die 
das Schulamt aus der Schweiz über-
nimmt, sind somit nicht automatisch 
auch in Liechtenstein datenschutzkon-
form. Dieser Tatsache Rechnung zu 
tragen, mag dem Schulamt offensicht-
lich nicht gelingen. 

Direkte finanzielle Folgen haben 
die Datenschutzquerelen für das 
Schulamt selbstredend nicht. Die Da-
tenschutzstelle kann Behörden keine 
Bussen auferlegen. Und Gerichtskos-
ten verbleiben im Falle einer Nieder-
lage beim Land. Wie hoch die Kosten 
der bislang angestrebten Gerichtsver-
fahren ausfallen könnten, sei dem 
Schulamt nicht bekannt, sagt Rachel 
Guerra. 3

Gletscherrückgang 
gibt grosse Flächen frei 
Die Gletscher ziehen sich zurück: 
Weltweit wird bis im Jahr 2100 eine 
Landfläche in der Grösse von Finnland 
frei, wie Forscher in einer Studie  
veröffentlichten. Speziell in Europa 
werden die Gletscher selbst im opti-
mistischsten Szenario um mehr als die 
Hälfte schrumpfen. In der Schweiz 
wird erwartet, dass bis zum Ende die-
ses Jahrhunderts die Eisfläche um bis 
zu 800 Quadratkilometer zurückgeht 
und neues Land freigibt. (red) 15

Einblick in die  
Oberschulen 
Die Oberschulen in Liechtenstein fei-
ern morgen ihr 50-Jahr-Jubiläum. Das 
«Vaterland» hat sich mit dem Leiter 
der Oberschule Vaduz, Wolfgang Mit-
tempergher, über die Entwicklung, Di-
gitalisierung und Herausforderun- 
gen der Sozialmedien unterhalten. 
Unter anderem erzählt er, wie die 
Hilfsschule in die Oberschule inte-
griert wurde. (red) 2

Tote und Verletzte  
wegen Orkantief 
Mit extremen Sturmböen und Wellen 
ist das Orkantief «Ciaran» in der 
Nacht zum Donnerstag über den 
Nordwesten Frankreichs und den Süd-
westen Englands hereingebrochen, 
ehe der Herbststurm die Niederlande 
und Deutschland erfasste. Mindestens 
sieben Menschen kamen ums Leben 
und etliche wurden verletzt, wie Be-
hörden mitteilten. Vor den Augen ihrer 
Familie wurde im Harz eine Frau aus 
Bayern von einem umstürzenden 
Baum erschlagen.  

In Frankreich gab es 2 Tote und  
15 Verletzte, darunter 7 Feuerwehrleu-
te, wie Innenminister Gérald Darma-
nin mitteilte. Ein Lastwagenfahrer 
starb, als er in einen umgestürzten 
Baum krachte. In Le Havre wurde ein 
Mann beim Schliessen seiner Fenster-
läden von einem Windstoss erfasst 
und tödlich verletzt. Etwa 1,2 Millio-
nen Haushalte waren ohne Strom und 
Hunderttausende vom Mobilfunknetz 
abgeschnitten. Es gab erhebliche Sach-
schäden. 13 500 Feuerwehrleute rück-
ten zu rund 3500 Einsätzen aus. Mehr 
als 1300 Menschen wurden in Sicher-
heit gebracht. Sturmböen erreich- 
ten örtlich Geschwindigkeiten von bis 
zu 200 Kilometer pro Stunde. Vor dem 
zur Bretagne gehörenden Departe-
ment Finistère – dem westlichsten 
kontinentalen Zipfel Frankreichs – 
wurde eine 21 Meter hohe Sturmwelle 
gemessen.  

Auch an der Südküste Englands 
sorgte der Sturm für Probleme. Tau-
sende Haushalte hatten zwischenzeit-
lich keinen Strom. (awp)

Sinfonieorchester Liechtenstein soll massiv mehr Förderung erhalten

Die Regierung beantragt beim Landtag einen Nachtragskredit für die Kulturstiftung 
Liechtenstein. Ziel ist es, die Förderung des Sinfonieorchesters Liechtenstein von 
70 000 auf neu 500 000 Franken zu erhöhen. Kommendes Jahr soll dieser Betrag 
ins ordentliche Budget einfliessen. 5 Bild: Julian Konrad
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Infoveranstaltungen zum Europaratsvorsitz Liechtensteins 
Am 25. Oktober und am 2. November fanden zwei Informationsveranstaltungen zum Europaratsvorsitz Liechtensteins statt.  

An den zwei gut besuchten 
Anlässen in Ruggell und 
Vaduz gaben Regierungsrätin 
Dominique Hasler, Martin 
Frick, Amtsleiter vom Amt für 
Auswärtige Angelegenheiten, 
und Botschafter Domenik 
Wanger spannende Einblicke 
rund um den Vorsitz des Euro-

parates. Ziel war, die Bevölke-
rung über den bevorstehen-
den Vorsitz und dessen Be-
deutung für Liechtenstein zu 
informieren. Das Interesse 
war sehr gross. Im Anschluss 
an die Präsentation und wäh-
rend des Apéros entstand auf-
grund von vielen interessier-

ten Fragen ein sehr wertvoller 
Dialog zu Liechtensteins Aus-
senpolitik. 

Insbesondere wurde dabei 
der Europarat als Organisation 
zum Schutz und zur Förderung 
der Menschenrechte, Demo-
kratie und Rechtsstaatlichkeit 
in Europa thematisiert. Zudem 

wurden der Tätigkeitsbereich 
des Vorsitzes des Minister -
komitees sowie die Schwer -
punkte des liechtensteinischen 
Vorsitzes beleuchtet. Darüber 
hinaus wurde auf die Anlässe 
in Liechtenstein, die in ver-
schiedenen Veranstaltungsfor-
maten mit jeweils freiem Ein-

tritt stattfinden und die gesam-
te Bevölkerung ansprechen 
sollen, aufmerksam gemacht. 
Die Veranstaltungsreihe be-
ginnt mit einem Kick-off-Event 
am Freitag, 17. November 
2023, mit aktuellen Themen 
im Literaturhaus/Skino/Sca-
naua in Schaan. Weiters sind 

eine Filmreihe, eine Fotoaus-
stellung und zwei aussenpoliti-
sche Spaziergänge zum Klima-
schutz als Menschenrecht und 
der Radikalisierung als Mas-
senphänomen geplant. Den 
Abschluss bildet die Europäi-
sche Nacht am Donnerstag,  
2. Mai 2024, im TAK. (ikr)

Botschafter Domenik Wanger erläutert den anwesenden Besucherinnen und Besuchern die Bedeutung 
des Europarats an der Veranstaltung in Ruggell. Bilder: ikr

Botschafter Domenik Wanger, Aussenministerin Dominique Hasler und Martin Frick, Leiter des Amts für 
Auswärtige Angelegenheiten, standen in Vaduz für Fragen aus dem Publikum zur Verfügung.

Ausgewählte Start-ups präsentieren sich 
Der Investor Summit Liechtenstein bringt am 21. November erneut ausgewählte Start-ups mit Entscheidungsträgern und Investoren  
zusammen. Zu den prominenten Speakern zählen die Unternehmer und Investoren Julian Teicke, Joachim Schoss und Sophie Lamparter. 

Am Investor Summit Liechten-
stein, der wichtigsten Startup-
Plattform der Region, dreht sich 
alles um die Vernetzung von Ide-
en und Kapital. Die Veranstal-
tung am 21. November 2023 in 
Schaan vernetzt erneut Investo-
ren und Entscheidungsträger 
mit ausgewählten Start-ups und 
gibt aktuelle Einblicke, wie 
Jungunternehmen ihr Wachs-
tum finanzieren. Das Programm 
bietet spannende Referate und 
Diskussionsrunden, interessante 
Workshops und attraktive Net-
working-Möglichkeiten zur Ver-
netzung. 

Für Regierungschef-Stell-
vertreterin und Wirtschaftsmi-
nisterin Sabine Monauni trägt 
der Investor Summit Liechten-
stein in beeindruckender Weise 
dazu bei, Jungunternehmen, 
Investoren und Entscheidungs-
träger zusammenzubringen. 
«Eine erfolgreiche Start-up-
Szene lebt vom Netzwerk. Der 
Investor Summit schlägt die 
notwendigen Brücken, ermög-
licht Kontakte und fördert so 
die Entstehung und Weiter -
entwicklung innovativer Ge-
schäftsmodelle», so Monauni. 

Acht Start-ups ausgewählt – 
grosser Andrang 
Im Zentrum der Veranstaltung 
stehen die Pitches der Start-
ups. Ausgewählte Start-ups und 
Wachstumsunternehmen prä-
sentieren sich vor dem Publi-
kum und erhalten damit die 
einzigartige Gelegenheit, hoch-
karätige Investoren und Ent-

scheidungsträger von ihrer Ge-
schäftsidee zu überzeugen, um 
Geldgeber für ihr weiteres 
Wachstum zu finden. 

Eine Jury des Vereins Liech-
tensteiner Investitionsmarkt hat 
im Rahmen des Bewerbungs-
prozesses mehr als 70 Start-ups 
geprüft und die Crème de la 
crème der Bewerber bestimmt. 
Die Start-ups und Wachstums-
unternehmen werden sich im 
Rahmen eines Pitches vorstel-
len, um wert volle Kontakte zu 
knüpfen, Kapitalgeber zu finden 
und vom Know-how erfahrener 
Entscheidungsträger zu profi-
tieren. 

Die Gewinner des  
Auswahlverfahrens lauten: 
● AI Morphous: Blutdiagnose-

gerät zur Reduktion von le-
bensbedrohlichen Embolien 

● Health Yourself: Digitale 
 Gesundheitsvorsorge von zu 
Hause 

● Mind Metrix AG: Fitness-Tra-
cker für das Gehirn 

● Neur.on: Smarte Plattform 
für Übersetzungslösungen 

● Phaseform: Die nächste Ge-
neration von Optiklösungen 

● qCella: Innovative Heizlö-
sung für neue Anwendungen 

● Tantum Pay: Digitale Identi-
tätsverifizierung und Zah-
lungslösung in einer App 

● Vigilitech: Gerät zur Steige-
rung des Wohlbefindens bei 
Tierversuchen 

Prominente Speaker  
mit von der Partie 
Ein weiterer Höhepunkt der 
Veranstaltung sind die Auftritte 
bekannter Unternehmer und 
Investoren. Julian Teicke ist 

Gründer und CEO von Wefox. 
Das Start-up wurde ursprünglich 
in Liechtenstein gegründet und 
hat mittlerweile seinen Haupt-
sitz in Berlin. Wefox hat sich 
zum Ziel gesetzt, die Versiche-
rungsbranche radikal zu verän-
dern, und beschäftigt bereits 
mehr als 1300 Mitarbeitende. 
Teicke ist Investor, Mitgründer 
und Vorstandsmitglied mehre-
rer europäischer Tech-Start-ups. 

Joachim Schoss ist mehrfa-
cher Unternehmensgründer 
und Investor. Er gründete unter 
anderem den Online-Markt-
platz Scout24 und verkaufte das 
Unternehmen nach einem 
schweren Verkehrsunfall an die 
Deutsche Telekom. Schoss in-
vestiert in Start-ups und Wachs-
tumsunternehmen und unter-
stützt gemeinnützige Initiati-
ven. 2002 wurde er zum 

Business Angel des Jahres in der 
Schweiz gewählt. 

Sophie Lamparter ist eine 
feste Grösse für europäische 
und vor allem auch schweizeri-
sche Start-ups, die den Sprung 
ins Silicon Valley wagen wollen. 
Ihr Inkubator Dart Labs ver-
netzt Start-ups mit Investoren, 
Entwicklern und Kunden. 
Zuvor arbeitete sie bei Swiss-
nex, dem Schweizer Aussen-
posten für Innovation, in San 
Francisco, um Start-ups bei ihrer 
US-Strategie zu unterstützen. 

Interessante  
Workshops 
Die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer können darüber hinaus 
optional Workshops besuchen 
und vertieft in ausgewählte The-
men eintauchen. Insgesamt drei 
Workshops stehen parallel zur 

Auswahl. Die Workshops wer-
den mit den Partnern Sictic, 
 Verve Ventures und Panitek or-
ganisiert und behandeln die 
Themen «Angel Investing», 
«Venture Capital» und «Markt-
opportunitäten in Indien». Der 
Investor Summit Liechtenstein 
erwartet wieder rund 200 priva-
te und institutionelle Investoren, 
Start-up-Gründer sowie Ent-
scheidungsträger aus dem 
deutschsprachigen Raum. Die 
Veranstaltung wird von der 
Liechtensteiner Regierung ge-
tragen sowie zahlreichen Unter-
nehmen, Wirtschaftsverbänden, 
Netzwerkpartnern und Institu-
tionen unterstützt. Patronatsträ-
ger ist der Verein Liechtensteiner 
Investitionsmarkt. (ikr) 

Infos und Anmeldungen 
www.investorsummit.li

Am diesjährigen Investor Summit zeigen sich ausgewählte Start-ups vor Entscheidungsträgern. Bild: ikr
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Unterschriften-
sammlung endet  
am Montag 
Letzte Gelegenheit, sich für 
mehr Volksrechte und für eine 
Stärkung der Demokratie 
einzusetzen. Unterschreibe 
jetzt den Unterschriftenbogen 
(herunterladen auf dpl.li) und 
retourniere ihn an Thomas 
Rehak, Büchele 15, 9495 Trie-
sen. Die Unterschriften müssen 
bis Montagabend eingetroffen 
sein. Deine Unterstützung ist 
notwendig, damit das Volk 
entscheiden kann. Herzlichen 
Dank für die Unterstützung. 

 
Stellungnahme des Vorstands der  
Demokraten pro Liechtenstein (DpL) 

Liebe AHV 
Ich weiss nicht, ob Ihr die 
Agenda 2030 der Regierung 
kennt, aber Euer Übereifer, 
kleine Tätigkeiten im Neben -
erwerb als «selbstständig» zu 
deklarieren, ist schon gewaltig. 
Klar, Ihr bekommt dann von 
jedem Winzer, Imker, Musiker 
und Journalist 375 Franken pro 
Jahr, als Mindestbeitrag für 
AHV. Die Motivation all dieser 
Personen, Bienen zu züchten, 
Weinberge zu pflegen, wissen-
schaftliche Artikel zu schreiben 
oder für die Kultur etwas zu 
arbeiten, sinkt ziemlich schnell 
gegen Null, wenn man 30 Pro -
zent der Einnahmen bereits als 
AHV abgeben muss, Kosten 
noch nicht mal abgezogen.  

Würdet Ihr in der Landes-
verwaltung arbeiten, wenn Ihr 
einen Drittel des Lohnes schon 
für die AHV abgeben müsstet? 
Gut, irgendwo müssen wir ja 
die Weltmeister sein, denn ich 
kenne kein Land, welches so 
hohe Altersvorsorgebeiträge in 
Prozent einzieht. Ganz span-

nend ist die Definition Mindest-
beitrag, denn ich zahle ja schon 
mehrere Tausend Franken als 
AHV-Beitrag über den Lohn. 
Ich finde es interessant, dass ich 
als zwei unterschiedliche 
Personen angesehen werde, 
wenn ich zahlen muss – Ange-
stellter und Selbstständiger – 
aber nicht, wenn ich dann im 
Alter AHV bekomme, dann bin 
ich nur noch eine Person. 
Interessante Definition von 
Minimum. Noch besser wird es, 
wenn ich Euch per Mail zeigen 
konnte, dass ich gar nicht so 
viele Weinberge bearbeite und 
unter der Mindestgrenze bin. 
Das ignoriert Ihr erstmal kräf-
tig, schreibt dann, ich müsse 
zuerst gegen die alten Steuerer-
klärungen Einspruch erheben. 
Diese sagen mir dann, dass sie 
bei nur 200 Franken Einkom-
mensunterschied eine Neuein-
schätzung nicht durchführen. 
Das nenne ich mal einen guten 
Service für Eure «Kunden». 
Habt Ihr Euch schon mal ge-
fragt, wer Euch schlussendlich 
bezahlt? 

Ein Einspruch beim zustän-
digen Regierungsrat half auch 
nicht, denn er kennt die Agenda 
2030 auch nicht mehr. Ist ja 
schon lange her, dass man sich 
gute Vorsätze für die Förderung 
von Kulturgütern wie Wein und 
Musik, für Umwelt wie Bienen 
und Weiteres gegeben hat. 
Wahlen sind ja keine und man 
wird eh nicht «vom Volk ge-
wählt». Warum dann etwas 
ändern? 

Da Ihr, die AHV, aber gerne 
für so kleine Beträge viel Ver-
waltungsaufwand betreibt, 
lasse ich Euch die Freude. Ihr 
dürft meine Zahlungen jeweils 
vom Gerichtsvollzieher eintrei-
ben lassen. Sobald der Bescheid 
vom «Kuckuck» kommt, zahle 
ich ein, damit wir ja alle mög-
lichst viel Verwaltungsaufwand 
und Spass haben. Wenn Ihr 

noch Tipps braucht, welche 
Hobbys sonst noch alles AHV 
als Neu-Selbstständige zahlen 
müssten, kann ich Euch schon 
ein paar Tipps geben, aber 
natürlich nur gegen Bezahlung, 
selbstverständlich wie immer 
versteuert. 

 
Christoph Pirchl 
Altenbach 26, Vaduz 

Wenn Werte der 
Ideologie geopfert 
werden 
«Photovoltaik macht unabhän-
gig von Diktatoren und Despo-
ten», schreiben die Befürworter 
der beiden Vorlagen zur Bau -
gesetzänderung. Wissen diese 
Vertreter der linken NGOs 
eigentlich, wo die Solaranlagen 
herkommen? Die meisten 
Solarmodule werden aus China 
importiert. «In keinem Seg-
ment der Energiewende ist die 
Abhängigkeit von China so 
gross wie bei der Photovoltaik. 
Diese Abhängigkeit reicht vom 
Rohstoff Polysilikon über 
Vorprodukte wie Ingots und 
Wafer bis hin zu fertigen Solar-
zellen und dem kompletten 
Photovoltaikmodul. Bei  
Wa fern – dünnen Siliziumschei-
ben, die mit Hilfe von Sonnen-
strahlen den Strom erzeugen – 
liegt Chinas Weltmarktanteil 
bei unfassbaren 97 Prozent», so 
in einem Bericht auf der Inter-
netseite der «Frankfurter 
Rundschau» nachzulesen. 
Bedeutet das, dass der chinesi-
sche Staatschef Xi Jinping kein 
Despot und Diktator ist? Was 
wohl die von einem Krieg 
bedrohte Bevölkerung von 
Taiwan oder die in Umerzie-
hungslager verschwundene 
Minderheit der Uiguren zu 
dieser Einschätzung sagen 
würden? Die «Frankfurter 

Allgemeine Zeitung» schreibt 
hierzu: «Fast die Hälfte des 
weltweit in der Photovoltaik 
eingesetzten Polysiliziums 
kommt aus vier grossen Wer-
ken in Xinjiang. Das liegt daran, 
dass die Produktion dort beson-
ders kostengünstig ist. Für die 
Herstellung braucht man 
Unmengen an Energie, die 
stammen aus Kohlekraftwer-
ken. Xinjiang hat grosse Kohle-
vorkommen. Die vermeintlich 
grüne Solartechnik verlässt sich 
also auf eine Art der Energie -
erzeugung, die besonders viel 
Treibhausgas ausstösst. Ein 
weiterer Kostenvorteil in Xinji-
ang sind die massenhaft verfüg-
baren Arbeitskräfte. Die sind 
auch deshalb so billig, weil viele 
der dort lebenden Minderhei-
ten durch unterschiedliche 
Methoden zur Arbeit gezwun-
gen werden.» Mehr muss zum 
Vorhaben der links-grünen 
NGOs nicht mehr gesagt wer-
den. 

 
Daniel Feger 
Im Sand 15, Triesen 

Klimaschutz? 
Nebenthema! Vulkanausbrü-
che, Sonnenflecken, Präzessi-
onsbewegung – dies sind nur  
3 der zirka 40 bekannten Fak -
toren, die Klima und Wetter auf 
der Erde bestimmen. Und da es 
sich dabei um hochkomplexe 
nichtlineare Systeme handelt, 
sind Aussagen über langfristige 
Entwicklungen reine Spekula -
tion. Dies gilt nicht minder für 
die These, gemäss der die 
aktuelle Erderwärmung einem 
menschengemachten Klima-
wandel geschuldet sei und 
weiterhin schulbuchmässig 
linear ansteigen werde. Weiss 
niemand mit Sicherheit. 
Schwarzsehen ist dennoch 
angebracht. Denn die masslose 

Verschwendung von Rohstoffen 
und Energieträgern – die Folge 
unseres Anspruchs auf uneinge-
schränkte Mobilität sowie auf 
lückenlose Verfügbarkeit von 
Konsumgütern und Dienstleis-
tungen jeder Art – führt schnur-
gerade in die Katastrophe. Der 
von Klimaschützern angestreb-
te Umstieg auf erneuerbare 
Energieträger bei gleichblei-
bend desaströsem Lebensstan-
dard ist die Lösung nicht. 
Letztere erfordert, global auf 
Wirtschaftswachstum und 
Optimierungswahn zu verzich-
ten und zu einer Lebensform in 
Demut und Bescheidenheit 
zurückzufinden. 

 
Sigi Scherrer  
Landstrasse, Vaduz 

Enttäuschender  
Vergleich! 
Antwort auf «Sapperlot»  
von Manuela Schädler 
«Vaterland», 3. November  

Wir, die Islamische Gemein-
schaft im Fürstentum Liechten-
stein, stehen für Gemeinschaft, 
Miteinander, Transparenz, 
Integration und vor allem für 
Frieden. In Liechtenstein sind 
viele Vereine vertreten, welche 
bei der Integration von Zuwan-
derern eine grosse Rolle spie-
len. Die Integration ist wichtig, 
um in der hiesigen Gesellschaft 
akzeptiert zu werden, und 
gerade deshalb beteiligen wir 
uns auch daran. 

Wir sind sehr enttäuscht 
über die Aussagen von Frau 
Manuela Schädler in ihrem 
«Sapperlot» vom 3. November. 
Gleichzeitig sind wir verwun-
dert, dass solch harte Unterstel-
lungen und Äusserungen 
getroffen wurden, ohne dass 
Frau Schädler uns, die Islami-

sche Gemeinschaft im Fürsten-
tum Liechtenstein, persönlich 
kennt. Wir als Gemeinschaft 
treten stets für einen offenen 
Dialog und gegenseitiges 
Verständnis ein. Es ist uns ein 
Anliegen, solche Anschuldigun-
gen zu unterlassen und statt-
dessen dazu beizutragen, 
Menschen nicht zu spalten. 
Jegliche Art von Gewalt, ob 
mündlich, physisch oder psy-
chisch, verurteilen wir, unab-
hängig davon, wer Täter ist. 
Denn für uns steht an erster 
Stelle die Würde eines jeden 
Menschen. Ein aufrichtiges 
Dankeschön möchten wir Paul 
Vogt aussprechen, der bereits 
mit seinem Beitrag «Sapperlot! 
Geht’s noch?» (7. November) 
alles auf den Punkt gebracht 
hat, und wir sind erfreut, dass 
die Bemühungen unseres 
Vereins gesehen werden, auf 
die wir weiterhin aufbauen 
werden. 

 
Islamische Gemeinschaft  
im Fürstentum Liechtenstein 

Anmerkung der Redaktion 
Das Sapperlot vom 3. November 
bezieht sich auf den Verschrei-
ber im Bericht der Regierung 
zum Landesvoranschlag. Dort 
wird auf Seite 73 unter der Rubrik 
Konfessionsbeiträge geschrie-
ben: «Der Voranschlag 2024 
 umfasst neben den Beiträgen an 
die evangelische Kirche, die 
evangelisch-lutherische Kirche, 
die christlich-orthodoxe Religi-
onsgemeinschaft und an die Al-
penseelsorge neu auch einen 
Beitrag an die islamistische Ge-
meinschaft, welcher im laufen- 
den Jahr erstmals ausgerichtet 
wird.» Die Absicht der Redakto-
rin war lediglich, auf diesen 
Tippfehler (islamistische statt 
islamische) anzuspielen und in 
keinster Weise unsere islami-
sche Gemeinschaft mit der Ha-
mas gleichzustellen.

Leserbriefe

Senioren-Kolleg 
Psychogramm 
des Tyrannen 

Schaanwald Am Montag,  
20. November, um 14.20 Uhr, 
referiert im Saal Zuschg in 
Schaanwald Prof. Dr. Christoph 
Riedweg, Seminar für Grie -
chische und Lateinische Philo-
logie, Philosophische Fakultät, 
UZH, zum Thema «Psycho-
gramm des Tyrannen». 

Für den platonischen Sokra-
tes ist der Tyrann der Inbegriff 
von Ungerechtigkeit. Beklem-
mend aktuell erscheint nicht 
nur die Hypothese, dass die Ty-
rannis tendenziell aus überstei-
gerten Demokratien entstehe, 
sondern vor allem auch die ide-
altypische Analyse der Motive, 
die Tyrannen in ihrem Handeln 
leiten: Die Wurzeln für ihr 
schamloses Ausleben des 
«Rechts des Stärkeren» (Might 
is Right) sieht Platon letztlich in 
einer völlig zerrütteten Seelen-
verfassung. Im Anschluss an 
die Vorlesung besteht die Gele-
genheit zur Fragestellung und 
Diskussion. Sowohl Senioren 
und Seniorinnen als auch Inte-
ressierte jeden Alters sind herz-
lich willkommen. (eingesandt) 
 
Infos: www.senioren-kolleg.li

Schlösslekeller Kleintheater Vaduz 

Zweite Zusatzvorstellung: Bauverordnung tanzen! 

Am Mittwoch, 22. November, 
um 20 Uhr, gibt es aufgrund der 
grossen Nachfrage eine zweite 
und letzte Zusatzaufführung 
von «Bauverordnung tanzen». 
Es sind noch wenige Karten er-
hältlich.  

Für ihr neues Kabarett -
programm «Bauverordnung 
tanzen» steigen Mathias «Dr. 
Ospelt» und Marco «Herr 
Schädler» noch einmal in die 
Kurs leiter-Hosen und bringen 
damit ihre Erwachsenenbil-
dungs-Trilogie zum Abschluss. 
Das Stück gibt tiefe Einblicke 
in den aktuellen Geisteszu-
stand derjenigen, die sich das 
Bauen noch leisten können, 
und derjenigen, die es noch zu-
lassen, und es behandelt ganz 
nebenbei auch Themen wie 
die Hintergründe der gender-
gerechten Sprache, das Ent -
stehen von Fake News, das  
Phänomen der Helikopterpoli-
tiker oder ein Neuaufwärmen 
des Verfassungsmonologs von 
2003.  

«Bauverordnung tanzen!» 
mit Mathias Ospelt und Marco 
Schädler ist eine Veranstaltung 
im Rahmen der Reihe «Liech-

tensteiner Spezialitäten» und 
findet am Mittwoch, 22. No-
vember, statt. Die Aufführungen 
vom 23. und 24. November sind 
bereits ausverkauft. (Anzeige) 

Hinweis 
Reservationen über die Web -
seite www.schloesslekeller.li,  
per Telefon unter +423 230 10 40 
oder im Hoi-Laden in Vaduz.

Marco Schädler und Mathias Ospelt. Bild: pd
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INSPIRIEREN LASSEN & ONLINE BUCHEN:
www.rhomberg-reisen.ch/finestplaces

EXPERTEN BERATEN: T +43 5572 22420
Eisengasse 12, 6850 Dornbirn

INSPIRIERT
VONDER
NATUR

� � � �

REGIONAL
ABFLIEGEN
ab St. Gallen-Altenrhein,
Memmingen und Friedrichshafen
nach Korsika, Menorca, Lefkas,
Epirus, Kefalonia, Kalabrien,
NEU Korfu.

t i s sten i e n

r-
2.
2

Unterschriften-
sammlung endet  
am Montag 
Letzte Gelegenheit, sich für 
mehr Volksrechte und für eine 
Stärkung der Demokratie 
einzusetzen. Unterschreibe 
jetzt den Unterschriftenbogen 
(herunterladen auf dpl.li) und 
retourniere ihn an Thomas 
Rehak, Büchele 15, 9495 Trie-
sen. Die Unterschriften müssen 
bis Montagabend eingetroffen 
sein. Deine Unterstützung ist 
notwendig, damit das Volk 
entscheiden kann. Herzlichen 
Dank für die Unterstützung. 

 
Stellungnahme des Vorstands der  
Demokraten pro Liechtenstein (DpL) 

Liebe AHV 
Ich weiss nicht, ob Ihr die 
Agenda 2030 der Regierung 
kennt, aber Euer Übereifer, 
kleine Tätigkeiten im Neben -
erwerb als «selbstständig» zu 
deklarieren, ist schon gewaltig. 
Klar, Ihr bekommt dann von 
jedem Winzer, Imker, Musiker 
und Journalist 375 Franken pro 
Jahr, als Mindestbeitrag für 
AHV. Die Motivation all dieser 
Personen, Bienen zu züchten, 
Weinberge zu pflegen, wissen-
schaftliche Artikel zu schreiben 
oder für die Kultur etwas zu 
arbeiten, sinkt ziemlich schnell 
gegen Null, wenn man 30 Pro -
zent der Einnahmen bereits als 
AHV abgeben muss, Kosten 
noch nicht mal abgezogen.  

Würdet Ihr in der Landes-
verwaltung arbeiten, wenn Ihr 
einen Drittel des Lohnes schon 
für die AHV abgeben müsstet? 
Gut, irgendwo müssen wir ja 
die Weltmeister sein, denn ich 
kenne kein Land, welches so 
hohe Altersvorsorgebeiträge in 
Prozent einzieht. Ganz span-

nend ist die Definition Mindest-
beitrag, denn ich zahle ja schon 
mehrere Tausend Franken als 
AHV-Beitrag über den Lohn. 
Ich finde es interessant, dass ich 
als zwei unterschiedliche 
Personen angesehen werde, 
wenn ich zahlen muss – Ange-
stellter und Selbstständiger – 
aber nicht, wenn ich dann im 
Alter AHV bekomme, dann bin 
ich nur noch eine Person. 
Interessante Definition von 
Minimum. Noch besser wird es, 
wenn ich Euch per Mail zeigen 
konnte, dass ich gar nicht so 
viele Weinberge bearbeite und 
unter der Mindestgrenze bin. 
Das ignoriert Ihr erstmal kräf-
tig, schreibt dann, ich müsse 
zuerst gegen die alten Steuerer-
klärungen Einspruch erheben. 
Diese sagen mir dann, dass sie 
bei nur 200 Franken Einkom-
mensunterschied eine Neuein-
schätzung nicht durchführen. 
Das nenne ich mal einen guten 
Service für Eure «Kunden». 
Habt Ihr Euch schon mal ge-
fragt, wer Euch schlussendlich 
bezahlt? 

Ein Einspruch beim zustän-
digen Regierungsrat half auch 
nicht, denn er kennt die Agenda 
2030 auch nicht mehr. Ist ja 
schon lange her, dass man sich 
gute Vorsätze für die Förderung 
von Kulturgütern wie Wein und 
Musik, für Umwelt wie Bienen 
und Weiteres gegeben hat. 
Wahlen sind ja keine und man 
wird eh nicht «vom Volk ge-
wählt». Warum dann etwas 
ändern? 

Da Ihr, die AHV, aber gerne 
für so kleine Beträge viel Ver-
waltungsaufwand betreibt, 
lasse ich Euch die Freude. Ihr 
dürft meine Zahlungen jeweils 
vom Gerichtsvollzieher eintrei-
ben lassen. Sobald der Bescheid 
vom «Kuckuck» kommt, zahle 
ich ein, damit wir ja alle mög-
lichst viel Verwaltungsaufwand 
und Spass haben. Wenn Ihr 

noch Tipps braucht, welche 
Hobbys sonst noch alles AHV 
als Neu-Selbstständige zahlen 
müssten, kann ich Euch schon 
ein paar Tipps geben, aber 
natürlich nur gegen Bezahlung, 
selbstverständlich wie immer 
versteuert. 

 
Christoph Pirchl 
Altenbach 26, Vaduz 

Wenn Werte der 
Ideologie geopfert 
werden 
«Photovoltaik macht unabhän-
gig von Diktatoren und Despo-
ten», schreiben die Befürworter 
der beiden Vorlagen zur Bau -
gesetzänderung. Wissen diese 
Vertreter der linken NGOs 
eigentlich, wo die Solaranlagen 
herkommen? Die meisten 
Solarmodule werden aus China 
importiert. «In keinem Seg-
ment der Energiewende ist die 
Abhängigkeit von China so 
gross wie bei der Photovoltaik. 
Diese Abhängigkeit reicht vom 
Rohstoff Polysilikon über 
Vorprodukte wie Ingots und 
Wafer bis hin zu fertigen Solar-
zellen und dem kompletten 
Photovoltaikmodul. Bei  
Wa fern – dünnen Siliziumschei-
ben, die mit Hilfe von Sonnen-
strahlen den Strom erzeugen – 
liegt Chinas Weltmarktanteil 
bei unfassbaren 97 Prozent», so 
in einem Bericht auf der Inter-
netseite der «Frankfurter 
Rundschau» nachzulesen. 
Bedeutet das, dass der chinesi-
sche Staatschef Xi Jinping kein 
Despot und Diktator ist? Was 
wohl die von einem Krieg 
bedrohte Bevölkerung von 
Taiwan oder die in Umerzie-
hungslager verschwundene 
Minderheit der Uiguren zu 
dieser Einschätzung sagen 
würden? Die «Frankfurter 

Allgemeine Zeitung» schreibt 
hierzu: «Fast die Hälfte des 
weltweit in der Photovoltaik 
eingesetzten Polysiliziums 
kommt aus vier grossen Wer-
ken in Xinjiang. Das liegt daran, 
dass die Produktion dort beson-
ders kostengünstig ist. Für die 
Herstellung braucht man 
Unmengen an Energie, die 
stammen aus Kohlekraftwer-
ken. Xinjiang hat grosse Kohle-
vorkommen. Die vermeintlich 
grüne Solartechnik verlässt sich 
also auf eine Art der Energie -
erzeugung, die besonders viel 
Treibhausgas ausstösst. Ein 
weiterer Kostenvorteil in Xinji-
ang sind die massenhaft verfüg-
baren Arbeitskräfte. Die sind 
auch deshalb so billig, weil viele 
der dort lebenden Minderhei-
ten durch unterschiedliche 
Methoden zur Arbeit gezwun-
gen werden.» Mehr muss zum 
Vorhaben der links-grünen 
NGOs nicht mehr gesagt wer-
den. 

 
Daniel Feger 
Im Sand 15, Triesen 

Klimaschutz? 
Nebenthema! Vulkanausbrü-
che, Sonnenflecken, Präzessi-
onsbewegung – dies sind nur  
3 der zirka 40 bekannten Fak -
toren, die Klima und Wetter auf 
der Erde bestimmen. Und da es 
sich dabei um hochkomplexe 
nichtlineare Systeme handelt, 
sind Aussagen über langfristige 
Entwicklungen reine Spekula -
tion. Dies gilt nicht minder für 
die These, gemäss der die 
aktuelle Erderwärmung einem 
menschengemachten Klima-
wandel geschuldet sei und 
weiterhin schulbuchmässig 
linear ansteigen werde. Weiss 
niemand mit Sicherheit. 
Schwarzsehen ist dennoch 
angebracht. Denn die masslose 

Verschwendung von Rohstoffen 
und Energieträgern – die Folge 
unseres Anspruchs auf uneinge-
schränkte Mobilität sowie auf 
lückenlose Verfügbarkeit von 
Konsumgütern und Dienstleis-
tungen jeder Art – führt schnur-
gerade in die Katastrophe. Der 
von Klimaschützern angestreb-
te Umstieg auf erneuerbare 
Energieträger bei gleichblei-
bend desaströsem Lebensstan-
dard ist die Lösung nicht. 
Letztere erfordert, global auf 
Wirtschaftswachstum und 
Optimierungswahn zu verzich-
ten und zu einer Lebensform in 
Demut und Bescheidenheit 
zurückzufinden. 

 
Sigi Scherrer  
Landstrasse, Vaduz 

Enttäuschender  
Vergleich! 
Antwort auf «Sapperlot»  
von Manuela Schädler 
«Vaterland», 3. November  

Wir, die Islamische Gemein-
schaft im Fürstentum Liechten-
stein, stehen für Gemeinschaft, 
Miteinander, Transparenz, 
Integration und vor allem für 
Frieden. In Liechtenstein sind 
viele Vereine vertreten, welche 
bei der Integration von Zuwan-
derern eine grosse Rolle spie-
len. Die Integration ist wichtig, 
um in der hiesigen Gesellschaft 
akzeptiert zu werden, und 
gerade deshalb beteiligen wir 
uns auch daran. 

Wir sind sehr enttäuscht 
über die Aussagen von Frau 
Manuela Schädler in ihrem 
«Sapperlot» vom 3. November. 
Gleichzeitig sind wir verwun-
dert, dass solch harte Unterstel-
lungen und Äusserungen 
getroffen wurden, ohne dass 
Frau Schädler uns, die Islami-

sche Gemeinschaft im Fürsten-
tum Liechtenstein, persönlich 
kennt. Wir als Gemeinschaft 
treten stets für einen offenen 
Dialog und gegenseitiges 
Verständnis ein. Es ist uns ein 
Anliegen, solche Anschuldigun-
gen zu unterlassen und statt-
dessen dazu beizutragen, 
Menschen nicht zu spalten. 
Jegliche Art von Gewalt, ob 
mündlich, physisch oder psy-
chisch, verurteilen wir, unab-
hängig davon, wer Täter ist. 
Denn für uns steht an erster 
Stelle die Würde eines jeden 
Menschen. Ein aufrichtiges 
Dankeschön möchten wir Paul 
Vogt aussprechen, der bereits 
mit seinem Beitrag «Sapperlot! 
Geht’s noch?» (7. November) 
alles auf den Punkt gebracht 
hat, und wir sind erfreut, dass 
die Bemühungen unseres 
Vereins gesehen werden, auf 
die wir weiterhin aufbauen 
werden. 

 
Islamische Gemeinschaft  
im Fürstentum Liechtenstein 

Anmerkung der Redaktion 
Das Sapperlot vom 3. November 
bezieht sich auf den Verschrei-
ber im Bericht der Regierung 
zum Landesvoranschlag. Dort 
wird auf Seite 73 unter der Rubrik 
Konfessionsbeiträge geschrie-
ben: «Der Voranschlag 2024 
 umfasst neben den Beiträgen an 
die evangelische Kirche, die 
evangelisch-lutherische Kirche, 
die christlich-orthodoxe Religi-
onsgemeinschaft und an die Al-
penseelsorge neu auch einen 
Beitrag an die islamistische Ge-
meinschaft, welcher im laufen- 
den Jahr erstmals ausgerichtet 
wird.» Die Absicht der Redakto-
rin war lediglich, auf diesen 
Tippfehler (islamistische statt 
islamische) anzuspielen und in 
keinster Weise unsere islami-
sche Gemeinschaft mit der Ha-
mas gleichzustellen.

Leserbriefe

Senioren-Kolleg 
Psychogramm 
des Tyrannen 

Schaanwald Am Montag,  
20. November, um 14.20 Uhr, 
referiert im Saal Zuschg in 
Schaanwald Prof. Dr. Christoph 
Riedweg, Seminar für Grie -
chische und Lateinische Philo-
logie, Philosophische Fakultät, 
UZH, zum Thema «Psycho-
gramm des Tyrannen». 

Für den platonischen Sokra-
tes ist der Tyrann der Inbegriff 
von Ungerechtigkeit. Beklem-
mend aktuell erscheint nicht 
nur die Hypothese, dass die Ty-
rannis tendenziell aus überstei-
gerten Demokratien entstehe, 
sondern vor allem auch die ide-
altypische Analyse der Motive, 
die Tyrannen in ihrem Handeln 
leiten: Die Wurzeln für ihr 
schamloses Ausleben des 
«Rechts des Stärkeren» (Might 
is Right) sieht Platon letztlich in 
einer völlig zerrütteten Seelen-
verfassung. Im Anschluss an 
die Vorlesung besteht die Gele-
genheit zur Fragestellung und 
Diskussion. Sowohl Senioren 
und Seniorinnen als auch Inte-
ressierte jeden Alters sind herz-
lich willkommen. (eingesandt) 
 
Infos: www.senioren-kolleg.li

Schlösslekeller Kleintheater Vaduz 

Zweite Zusatzvorstellung: Bauverordnung tanzen! 

Am Mittwoch, 22. November, 
um 20 Uhr, gibt es aufgrund der 
grossen Nachfrage eine zweite 
und letzte Zusatzaufführung 
von «Bauverordnung tanzen». 
Es sind noch wenige Karten er-
hältlich.  

Für ihr neues Kabarett -
programm «Bauverordnung 
tanzen» steigen Mathias «Dr. 
Ospelt» und Marco «Herr 
Schädler» noch einmal in die 
Kurs leiter-Hosen und bringen 
damit ihre Erwachsenenbil-
dungs-Trilogie zum Abschluss. 
Das Stück gibt tiefe Einblicke 
in den aktuellen Geisteszu-
stand derjenigen, die sich das 
Bauen noch leisten können, 
und derjenigen, die es noch zu-
lassen, und es behandelt ganz 
nebenbei auch Themen wie 
die Hintergründe der gender-
gerechten Sprache, das Ent -
stehen von Fake News, das  
Phänomen der Helikopterpoli-
tiker oder ein Neuaufwärmen 
des Verfassungsmonologs von 
2003.  

«Bauverordnung tanzen!» 
mit Mathias Ospelt und Marco 
Schädler ist eine Veranstaltung 
im Rahmen der Reihe «Liech-

tensteiner Spezialitäten» und 
findet am Mittwoch, 22. No-
vember, statt. Die Aufführungen 
vom 23. und 24. November sind 
bereits ausverkauft. (Anzeige) 

Hinweis 
Reservationen über die Web -
seite www.schloesslekeller.li,  
per Telefon unter +423 230 10 40 
oder im Hoi-Laden in Vaduz.

Marco Schädler und Mathias Ospelt. Bild: pd
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42 Extremismus in Liechtenstein

Liechtensteiner Vaterland, 11. Dezember 2023, S. 3

Angelique Beldner: «Wir wären nicht  
hier, wenn alle Probleme gelöst wären» 
Buchautorin und SRF-Moderatorin Angelique Beldner sprach am Tag der Menschenrechte über Rassismus und Diskriminierung. 

Jael Hollenstein 
 
Vor 75 Jahren, am 10. Dezem -
ber 1948 wurde die Allgemeine 
Erklärung der Menschenrechte 
verkündet. «Alle Menschen sind 
frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren. Sie sind mit 
Vernunft und Gewissen begabt 
und sollen einander im Geist 
der Brüderlichkeit begegnen.» 
So lautet der erste Artikel der 
Menschenrechtserklärung, wel-
cher durch Folgendes im zwei-
ten Artikel ergänzt wird: «Jeder 
hat Anspruch auf die in dieser 
Erklärung verkündeten Rechte 
und Freiheiten ohne irgendei-
nen Unterschied.»  

Dieses Grundprinzip zum 
Schutz vor Diskriminierung 
stand auch gestern Abend bei 
dem Anlass «Toleranz ist dein 
Recht» des Vereins für Men-
schenrechte in Liechtenstein 
im Mittelpunkt. Die Lesung der 
Buchautorin Angélique Beldner 
und eine Ausstellung von 
«Scheidgraba.li» zum Thema 
Diskriminierung regte die An-
wesenden dazu an, die Thema-
tik und die eigene Position 
darin zu reflektieren. Auch Am-
nesty International Liechten-
stein war am gestrigen Abend 
anwesend.   

Beldner: «Es passierte  
sehr viel mit mir» 
«Rassismus war für mich weit 
weg. Nicht weil ich ihn nicht er-
lebt hätte, sondern weil ich ihm 
keinen Raum geben wollte.» – 
ein Satz aus dem Vorwort des 

Buchs «Der Sommer, in dem 
ich Schwarz wurde» von Angé-
lique Beldner. In diesem Vor-
wort erzählt die Buchautorin 
und SRF-Moderatorin, wie sich 
im Sommer 2020 alles für sie 
verändert hat. Mit dem Tod des 
Afroamerikaners George Floyd 
und der daraus folgenden «Black 
Lives Matter»-Bewegung war 
das Thema Diskriminierung und 
Rassismus allgegenwärtig. «Es 
war der Sommer, in dem ich 
merkte, dass ich selbst alles im-

mer kleingeredet und jegliche 
Diskriminierungserfahrung ver -
drängt hatte», schreibt Beldner 
in ihrem Buch. Schweigen war 
für sie keine Option mehr, denn 
wie sonst könne Veränderung 
passieren.  

Es entstand der Dokumen-
tarfilm «Rassismus in der 
Schweiz», welcher Hunderte 
von Reaktionen hervorrief. Sie 
deckten die ganze Palette ab. 
Beldner sah diese als eine Art 
Zeitdokument an, das nicht ein-

fach verloren gehen durfte und 
wollte etwas daraus machen. 
Durch die Dokumentation wur-
de ebenfalls der Schriftsteller 
und Co-Autor Martin Dean auf 
Angélique Beldner aufmerk -
sam und zusammen, in Form 
eines Dialogs, schufen sie das 
Buch. 

Positive Veränderung durch 
Sensibilisierung 
Das Buch ist eine Auseinander-
setzung mit Beldners Leben 

und ihrer Identität. Es beinhal-
tet individuelle Erfahrungen 
zum Thema Diskriminierung 
und soll die Leserinnen und Le-
ser zum Mitdenken, Weiter-
denken und Gespräch anregen.  

«Ich habe eine riesige Ver-
änderung in der Gesellschaft 
und Entwicklung in Bezug auf 
diese Thematik festgestellt», 
sagt die Buchautorin im 
anschlies senden Podiumsge-
spräch. Durch die Thematisie-
rung von Problemen wie Ras-
sismus und Diskriminierung 
findet eine Sensibilisierung der 
Gesellschaft statt. «Wir wären 
nicht hier, wenn alle Probleme 
schon gelöst wären», sagt Beld-
ner, denn Rassismus, Diskrimi-
nierung in jensten For men und 
strukturelle Benachteiligung 
sind immernoch existent.  

«Dadurch, dass das Bewusst -
sein grösser wird, glaube ich, 
dass sich das langsam in eine 
positive Richtung entwickelt», 
meint die Buchautorin. Wichtig 
sei eine Begegnung auf Augen-
höhe und besonders der reflek-
tierte Umgang mit dem Gegen-
über. Sie ist der Meinung, dass 
alle etwas gegen Diskriminie-
rung und Rassismus tun kön-
nen. «Sichtbarkeit ist etwas 
ganz Wichtiges», meint Angé-
lique Beldner und fügt hinzu: 
«Wenn wir immer wieder über 
diese Themen berichten, sensi-
bilisieren und solche Veranstal-
tungen organisieren, tun wir 
alle etwas gegen Diskriminie-
rung.» Mit ihrem Buch und ih-
ren persönlichen Erfahrungen 

schafft sie einen Zugang zu ver-
schiedenen Menschen und regt 
diese so zum Nachdenken und 
zur Reflexion an. 

Ausstellung bringt  
Thematik näher 
Der zweite Teil des Anlasses 
zum Tag der Menschenrechte 
war die Wanderausstellung von 
«Scheidgraba.li». «Diskriminie -
rung – Aus!Schluss! » wurde 
von Louis Vogt und  Roman Eg-
genberger initiiert und ist der 
Hauptteil ihrer Jahreskam -
pagne. Die setzt sich zum Ziel, 
das Thema Diskriminierung 
er lebbar zu machen, es sensibi-
lisierend aber ohne mahnen-
den Zeigefinger Menschen nä-
her zu bringen. Die Ausstellung 
ist aus verschiedenen Elemen-
ten auf gebaut, durch die die 
Besucherinnen und Besucher 
die Thematik aus verschiede-
nen Per spek tiven erfahren kön-
nen.  

In einem Audio-Raum kön-
nen beispielsweise Geschich -
ten von verschiedenen Perso-
nen angehört werden, die über 
ihre Erfahrungen von Diskrimi-
nierung erzählen.  

Auf der «Diskriminierungs-
Wand» können eigene Erfah-
rungen geteilt werden und eine 
Verbotstafel veranschaulicht, 
das Diskriminierung strafbar 
ist.  

Diese und noch weitere Sta-
tionen bilden die Wanderaus-
stellung, die auch in Zukunft in 
diversen Gemeinde-Kulturhäu-
sern aufgestellt wird.  

Jeanette Blank Interviewte Angelique Beldner (rechts) nach der Lesung. Bild: Paul Trummer

Energiegeladenes Abschlusskonzert eines Vereinsjahres 
Musikverein Konkordia Gamprin überzeugte – den Silbernen Dirigentenstab gab es obendrein dazu. 

Wer authentische Blasorches-
termusik erleben will, ist bei 
Konzerten der Harmoniemusik 
Gamprin-Bendern immer rich-
tig. Ein energischer Dirigent, 
ein ausgeglichenes Programm 
mit Originalwerken und Arran-
gements sowie ein Klangkör-
per, der sich um Nachwuchs 
und gleichzeitig um ein ausge-
glichenes Verhältnis von Musi-
kerinnen und Musikern aller 
Altersklassen bemüht. 

Neues Vereinslogo zum  
135-Jahr-Jubiläum 
Mit Satoshi Yagisawas «A Gol-
den Jubilation» begann der ers-
te Teil des Herbstkonzertes: Zu 
diesem Anlass durften das 135-
Jahr-Vereinsjubiläum sowie das 
20-jährige Jubiläum von Gas -
ton Oehri als Dirigent des Mu-
sikvereins Konkordia Gamprin 
gefeiert werden.  

Die Harmoniemusik gönnte 
sich – am Titel des wenig später 
gespielten «National Emblem 
March» erkennbar – auch ein 
eigenes Geschenk: ein neues 
Vereinslogo. Nach «Cycles and 
Myths» des Portugiesen Nuno 
Osorio fand die Ehrung statt, 
bei der neben Auszeichnungen 
an langjährige Vereinsmitglie-

der auch Johannes Oehri zum 
Ehrenmitglied ernannt wurde 
und Dirigent Gaston Oehri für 
sein 20-jähriges Jubiläum den 
Silbernen Dirigentenstab über-
reicht bekam.  

Mit diesem neuen Acces-
soire stimmte Oehri dann auch 
zu einem Marsch ein – und dies 
zeichnet den Musikverein Kon-
kordia Gamprin aus: Verglichen 
mit anderen Harmoniemusiken 
im Land fällt der Anteil an ge-
spielten Märschen hoch aus, 
wohingegen die übrigen Blas-
musikvereine mit einer ver-
schwindend geringen Anzahl 
an Märschen fast schon die Tra-
dition einer Harmoniemusik 
verschleiern. 

Abschied von Ehrendirigent 
Anton Gerner 
Otto M. Schwarz’ «Unity Fan -
fare» symbolisierte zu Beginn 
des zweiten Teils Einheit – mu-
sikalische Einheit, die durch-
weg von Harmoniemusik und 
Dirigent gehalten wurde. Die 
einzelnen Stimmsätze waren 
ausgeglichen. Gaston Oehri 
holte aus allen Instrumenten, 
auch während des Konzertes, 
alles heraus in seinem gewohn-
ten Körpereinsatz, der zum Mit-

schwitzen und -fiebern ani-
mierte: starke Perkussionisten, 
die den Rhythmus hielten, run-
de Blechbläser, welche einen si-
cheren Mittel- und Unterbau im 
harmonischen Satz darstellten, 
und überzeugend vortragende 

Holzbläser wie klangschöne 
Klarinetten und brillante Quer-
flöten, etwa beim «Cats Med-
ley».  

Das «Time to Say Goodbye» 
dürfte Erinnerungen heraufbe-
schworen haben. So erinnerte 

die Harmoniemusik an diesem 
Herbstkonzert an ihren dieses 
Jahr verstorbenen, langjährigen 
Ehrendirigenten Anton Gerner, 
dessen Abwesenheit traurig 
stimmte. Reminiszenzen ka-
men sehr gut beim Publikum 

an, und so ehrten die Musike-
rinnen und Musiker darüber hi-
naus mit «Elvis – The King» ein 
Idol von Millionen. 

Das Wetter lieferte die 
Spezialeffekte 
Das Wetter schien in das Pro-
gramm involviert gewesen zu 
sein. Armin Koflers «Schmel-
zende Riesen», die den Klima-
wandel und Impressionen der 
schmelzenden Gletschermas-
sen als programmatischen In-
halt hatten, verlockten zu einem 
Blick ins Freie: Nach einem 
kurzen Wintereinbruch vor we-
nigen Tagen verschwand der 
Schnee kurz danach wieder. 
Und die windenden Verhältnis-
se sowie der Regenschauer 
nach dem Konzert waren will-
kommene Spezialeffekte zu der 
fulminant dargebotenen Musik 
aus «Pirates of the Carribean».  

Der Konzertbesuch hat sich 
gelohnt und man darf sich auf 
die Zukunft des Musikvereins 
Konkordia Gamprin freuen; 
viele weitere Konzerte, eine 
blühende Nachwuchsförde-
rung und ein kollegiales Mitei-
nander innerhalb eines Blasor-
chesters, das vorbildlich spür-
bar war. (gp)

Dirigent Gaston Oehri durfte sein 20-Jahr-Jubiläum feiern. Bild: Paul Trummer
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